Freitag den 6. Auguſt 


— 


Die Expedition iſt auf der Herrenſtraßt Ar. 20. 


aus Landeshut, Grünberg. 


Schle ſiſche Ehronik. 


Heute wird Nr. 62 des Beiblattes der Breslauer Zeitun 


71 8 „Schle e Chronik“ ausgegeben. Inhalt: 1) Seidenbau in Preußen. 2) Communalberichte 
3) Correſpondenz aus Liegnitz, See Ee 905 Feuilleton. 


Inland. 
Berlin, 5. Aug. Se. Majeſtät der Kön ig haben 


Allergnädigſt geruht: nachfolgenden großherzogl. luxem⸗ 


burgiſchen Beamten, als: dem Staats⸗Kanzler Freihrn. 
v. Blochauſen den rothen Adlerorden erſter Klaſſe; 
dem Civil⸗Gouverneur in Luxemburg, de la Fontaine, 
den rothen Adlerorden zweiter Klaſſe mit dem Stern; 
dem General⸗Sekretär, geh. Rath Ju rion, den rothen 
Adlerorden zweiter Klaſſe; und dem Archivar und Kan⸗ 


zelei⸗Direktor Ahn den rothen Adlerorden vierter Klaſſe Aufſicht über das Kirchenvermögen. 


zu verleihen. 


Angekommen: Der General-Intendant der kgl. 
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Schauſpiele, von Küſtner, von Leipzig. 

Abgereiſt: Ihre Durchl. der Herzog und die Her⸗ 
dogin zu Schleswig-⸗Holſtein⸗Sonderburg⸗Au⸗ 
Anenbur g, ſo wie Höchſtderen Kinder, die Prinzeſ⸗ 
innen Auguſte und Amalie und die Prinzen Fried⸗ 
rich und Chriſtian, nach Hamburg. — Se. Durchl. 
der Herzog und Ihre königl. Hoheit die Herzogin zu 

chleswig⸗Holſtein⸗Sonderburg⸗Glücksburg 
nach Stettin. 

Berlin, 4. Aug. Se. Majeſtät der König haben 
Allergnädigſt geruht: Dem Legations⸗Sekretär in Nea⸗ 
pel, Kammerherrn von der Schulenburg, die An⸗ 
legung des ihm verliehenen Kommandeur = Kreuzes des 
königl. ſieilianiſchen Ordens Franz J. zu geſtatten. 


* Die Geſetzſammlung publicirt folgende Geſetze. 
Unter Nr. 2871. Geſetz über die Verhältniſſe 
der Juden. Vom 23. Juli 1847. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, 

König von Preußen dc. ꝛc. 

„Nachdem Wir zur Herſtellung einer möglichſt gleich⸗ 
mäßigen Geſetzgebung uber die Verhältniffe der Juden 
die in dieſer Hinſicht beſtehenden Vorſchriften einer Re⸗ 
viſſon haben unterwerfen laffen, verordnen Wir, nach 

nhörung beider Kurien Unſerer zum erſten vereinigten 

andtage verſammelt geweſenen getreuen Stände, auf 
den Anteag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 
8 ite l % 
Bürgerliche Verhältniſſe der Juden. 
‘8 1. Unſeren jüdiſchen Unterthanen ſollen, ſoweit 


dieſes Geſetz nicht ein Anderes beſtimmt, im ganzen 


Umfange Unſerer Monarchie neben gleichen Pflichten 
auch gleiche bürgerliche Rechte mit Unferen chriſtlichen 


Unterthanen zuſlehen. 


Abſchnitt J. 

Beſtimmungen für alle Landestheile, mit 
Ausſchluß des Großherzogthums Poſen. 
Zulaſſung zu öffentlichen Aemtern. 

2. Zu einem unmittelbaren oder mittelbaren 
Staatsamte, ſowie zu einem Kommunalamte kann ein 
Jude nur dann zugelaſſen werden, wenn mit einem 
ſolchen Amte die Ausübung einer richterlichen, Polizei: 
lichen oder exekutiven Gewalt nicht verbunden iſt. 

Außerdem bleiben die Juden allgemein von der Lei⸗ 
tung und Beaufſichtigung chriſtlicher Kultus- und Un⸗ 
tetrichts⸗Angelegenheiten ausgeſchloſſen. i 

An Univerſitäten können Juden, foweit die Statu⸗ 
ten nicht entgegenſtehen, als Privatdozenten, außeror⸗ 
dentliche und ordentliche Profefforen der mediziniſchen, 
mathematiſchen, naturwiſſenſchaftlichen, geographiſchen 
und ſprachwdiffenſchaftlichen Lehrfächer zugelaſſen werden. 
Von allen ilbrigen Lehtfächern an Univerſitäten, ſowie 

von dem akademiſchen Senate und von den Aemtern 
eines Detans, Prorektors und Rektors bleiben fie Aus: 
geſchloſſen. ö 

An Kunſt⸗, Gewerbe⸗, Handels: und Navigations- 

ſchulen konnen Juden als Lehrer zugelaſſen werden. 


auf jüdiſche Unterrichtsanſtalten beſchränkt. 


Ständiſche Rechte, Patronat ꝛc. 
§ 3. Ständiſche Rechte können von Juden auch 
ferner nicht ausgeübt werden. Soweit dieſe Rechte 
mit dem Beſitze eines Grundſtücks verbunden find, ru⸗ 
hen dieſelben, ſo lange das Grundſtück von einem Ju⸗ 


den beſeſſen wird. 


Das Nämliche gilt vom Patronat und von der 
Beides wird von 
der Behörde (Verordnung vom 30. Auguſt 1816, Ge⸗ 
ſetzzaamml. S. 207) ausgeübt. Die perſönliche Aus⸗ 


nicht geſtattet, ſie können jedoch den Gerichtshalter und 
den Verwalter der Polizei beſtellen. 

Der jüdiſche Beſitzer bleibt zur Tragung der mit 
allen vorgedachten Rechten verbundenen Laſten ver⸗ 
pflichtet. R 

Wo das Patronat einer Gemeinde zufteht, können 
deren jüdiſche Mitglieder an der Ausübung deſſelben 
nicht Theil nehmen, ſie müſſen aber die damit verbun⸗ 
denen Reallaſten von ihren Beſitzungen tragen. Au⸗ 
ßerdem bleiben die anſäſſigen jüdiſchen Mitglieder einer 
Stadt- oder Dorfgemeinde verpflichtet, die nach Maß: 
gabe des Grundbeſitzes zu entrichtenden Beiträge zur 
Erhaltung der Kirchenſyſteme zu tragen; auch ſind alle 
jüdiſchen Grundbeſitzer zur Leiſtung der auf ihren Grund: 
ſtuͤcken haftenden kirchlichen Abgaben verbunden. 

Gewerbebetrieb. 

$ 4. Die für den Gewerbebetrieb im Umherziehen 
in Betreff der inländiſchen Juden beſtehenden Beſchrän⸗ 
kungen werden aufgehoben. ; 

Auch wird der Betrieb der in den $h 51, 52, 54 
und 55 der Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 
genannten Gewerbe den Juden fortan freigegeben, in⸗ 
ſofern nicht mit denſelben die Ausübung einer polizei⸗ 
lichen oder exekutiven Gewalt verbunden iſt. 

Familiennamen.“ 


$ 6. Die Juden find zur Führung feſt beſtimm⸗ 

ter und erblicher Familiennamen verpflichtet. 
Führung der Handelsbücher ꝛc. 

5 6. Bei Führung ihrer Handelsbücher haben ſich 
die Juden entweder der deutſchen oder der ſonſtigen, 
unter der Bevölkerung ihres Wohnorts üblichen Lan⸗ 
desſprache und deutſcher oder lateiniſcher Schriftzüge zu 
bedienen. Handelsbücher, in welchen gegen dieſe Vor⸗ 
ſchrift verſtoßen iſt, haben für den Juden keine Be⸗ 
weiskraft. Bei Abfaſſung von Verträgen und recht⸗ 
lichen Willenserklärungen, wie bei allen vorkommenden 
ſchriftlichen Verhandlungen iſt den Juden nur der Ge⸗ 
brauch der deutſchen oder einer andern lebenden Spra⸗ 
che und deutſcher oder lateiniſcher Schriftzüge geſtattet. 
Im Falle der Uebertretung der in dieſem wie im $ 5 
enthaltenen Vorſchriften trifft ſie eine Geldſtrafe von 
50 Thlr. oder ſechswöchentliches Gefängniß. 

Zeugeneid. 

$ 7. In Anſehung der Pflicht zur Ablegung eid⸗ 
licher Zeugniſſe und der dieſen Zeugniſſen beizulegenden 
Glaubwürdigkeit findet ſowohl in Civil⸗ als Kriminal⸗ 
ſachen zwiſchen den Juden und Unſeren übrigen Un⸗ 
terthanen kein Unterſchied ſtatt. ) 

Geburts-, Heiraths⸗ und Sterbefälle. 

§ 8. Die bürgerliche Beglaubigung der Geburts-, 
Heiraths⸗ und Sterbefälle unter den Juden ſoll durch 
Eintragung in ein gerichtlich zu führendes Regiſter be⸗ 
wirkt werden. 

$ 9. Dieſes Regiſter (§ 8.) wird von dem ordent⸗ 
lichen Richter des Orts, wo der Geburts- oder der 
Sterbefall ſich ereignet hat, oder die Brautleute wohnen, 


Außerdem bleibt die Anſtellung der Juden als Lehrer] auch in Anſehung ſolcher Betheiligten geführt, welche 
ſonſt von der ordentlichen Gerichtsbarkeit befreit find. 


Haben die Brautleute ihren Wohnſitz in verſchie⸗ 
denen Gerichtsbezirken, ſo kann die Eintragung der Ehe 
bei dem einen oder dem andern der beiden Richter 
nachgeſucht werden. Der Richter, welcher hiernach die 
Eintragung vornimmt, hat von derſelben dem Richter 
des Octs, an welchem der andere Theil des Braut⸗ 
paares wohnt, Mittheilung zu machen und dieſer hat 
die vollzogene Ehe auch in das von ihm geführte Re⸗ 
giſter zu übernehmen. . 

$ 10, Zur Anzeige einer erfolgten Geburt iſt zu⸗ 
nächſt der Vater des Kindes verpflichtet. Iſt derſelbe 
nicht bekannt oder zur Erfüllung dieſer Verpflichtung 
nicht im Stande, ſo muß die Anzeige von dem Geburts⸗ 
helfer oder der Hebamme, wenn aber ſolche bei der 
Niederkunft nicht gegenwärtig geweſen ſind, von den 
ſonſt dabei zugegen geweſenen Perſonen, und wenn die 
Geburt ohne Beiſein Anderer erfolgt iſt, von demje⸗ 
nigen, in deſſen Wohnung das Kind geboren iſt, ge⸗ 
ſchehen. Andere, zu den Verwandten oder Hausge⸗ 
noſſen gehörende Perſonen, ſind zu der Anzeige berechtigt, 
aber nicht verpflichtet. 

Die Anzeige muß den Tag und die Stunde der 
Geburt, das Geſchlecht des Kindes und deſſen Vorna⸗ 
men, ferner die Namen, den Stand oder das Gewerbe, 
ſowie den Wohnort der Eltern enthalten. 

War zur Zeit der gemachten Anzeige dem Kinde 
noch kein Vorname beigelegt, ſo iſt hierüber binnen 3 
Tagen, nachdem dies geſchehen, nachträgliche Anzeige zu 
leiſten. 

$ 11. Bei Todesfällen muß die Anzeige von dem 
Familienhaupte, und wenn ein ſolches nicht vorhanden 
oder hierzu nicht im Stande iſt, von demjenigen ge⸗ 
macht werden, in deſſen Wohnung der Todesfall ſich 
ereignet hat. Andere Verwandte oder ee en 
des Verſtorbenen ſind zu der Anzeige berechtigt, aber 
nicht verpflichtet. * a 5 

Die Anzeige muß Tag und Stunde des Todes, 
Bor: und Familien-Namen, Alter, Stand oder Ge⸗ 
werbe des Verſtorbenen enthalten. 

$ 12. Der ehelichen Verbindung muß ein Aufge⸗ 
bot vorangehen. Daſſelbe iſt bei dem Richter des Orts, 
an welchem die Brautleute den Wohnſitz haben, und 
wenn dieſelben in verſchiedenen Gerichtsbezirken wohnen, 
bei jedem der beiden Richter in Antrag zu bringen, 
und erſt dann zu veranlaſſen, wenn ſich der Richter 
die Ueberzeugung verſchafft hat, daß die zur bürgerlichen 
Gültigkeit der Ehe geſetzlich nothwendigen Erforderniffe 
vorhanden ſind. e 

Das Aufgebot erfolgt durch eine an der Gerichts⸗ 
ſtelle und gleichzeitig an dem Rath- oder Orts-Ge⸗ 
meinde⸗ Hauſe, in deſſen Ermangelnng aber an der 
Wohnung des Ortsvorſtehers, während 14 Tagen aus⸗ 
zuhängende Bekanntmachung. . g 

§ 13. Zur Eintragung der Ehe in das Regiſter 
iſt erforderlich: - g 

1) der Nachweis des Aufgebots ($ 12); 

2) die perſönliche Erklärung der Brautleute vor dem 
Richter, daß ſie fortan als ehelich mit einander 
verbunden ſich betrachten wollen. 

$ 14. Die bürgerliche Gültigkeit einer ſolchen Ehe 
beginnt mit dem Zeitpunkt der Eintragung der Ehe in 
das Regiſter. 12 ; 

$ 15. Zu den in den 69 10, 11 und 13 vor 
geſchriebenen Anzeigen und Erklärungen iſt das perſön⸗ 
liche Erſcheinen vor dem Richter erforderlich. Der 
Richter hat darüber, unter Zuziehung eines verpflichteten 
Protokollführers, ein Protokoll aufzunehmen, welchem 


” 


die eingereichten Beſcheinigungen beizufügen find. Wenn 
nach dem Ermeſſen des Richters die Thatſache feſtge⸗ 
ſtellt iſt, fo hat derſelbe, auf Grund des Protokolls, 
ſofort den Geburts-, Heiraths⸗ oder Sterbefall in das 
Regiſter einzutragen und darüber ein Atteſt auszu⸗ 
fertigen. : 

$ 16. Das Regifter ($ 8) und die auf Grund 
deſſelben ausgefertigten Atteſte genießen, bis. zum Be: 
weiſe des Gegentheils, vollen öffentlichen Glauben. 

$ 17. Die in den $$ 10 und 11 vorgeſchriebe⸗ 
Anzeigen müſſen von den dazu Verpflichteten gemacht 
werden: 

1) bei den Geburten innerhalb der zunächſt folgenden 

3 Tage; y 
2) & Todesfällen ſpäteſtens an dem nächſtfolgenden 

age. 
Eine ſchuldbare Verſaͤumniß dieſer Friſten iſt mit Geld⸗ 
buße bis zu 50 Nthlrn. oder mit Gefängniß bis zu 
6 Wochen zu beſtrafen. 

Außerdem haben die Säumigen diejenigen Koſten 
zu tragen, welche dadurch entſtehen, daß der Richter 
wegen der verzögerten Anzeige zu irgend einer Ermit⸗ 
telung veranlaßt wird. 

$ 18, Die Feſtſetzung der im § 17 angedrohten 
Strafe erfolgt durch gerichtliches Erkenntniß. 

$ 19. Die Orts: Polizeibehörden find verpflichtet, 
Rauf die rechtzeitige Anzeige der Geburten und Sterbe⸗ 
fälle zu achten und bei Unterlaſſung derſelben das Er⸗ 
forderliche von Amts wegen zu veranlaſſen. 

$ 20, Für die den Gerichten durch gegenwärtige 
Verordnung überwieſenen Geſchäfte ſind Gebühren zu 
entrichten, über deren Betrag der Juſtizminiſter nähere 
Beltimmungen zu treffen hat. ö 

§ 21. Inſoweit nicht durch gegenwärtige Verord⸗ 
nung abweichende Beſtimmungen gegeben ſind, haben 
die Gerichte bei dem Aufgebote und der Führung des 
Regiſters diejenigen Vorſchriſten zu befolgen, welche den 
Geiſtlichen der chriſtlichen Kirchen für das Aufgebot und 
die Führung der Kırchenregifter ertheilt find. 

$ 22. In den zum Bezirke des Appellations⸗Ge⸗ 
richtshofes zu Köln gehörigen Landes heilen bewendet es 
bei den über die Feſtſtellung der Geburten, Heirathen 
und Sterbefälle beſtehenden Vorſchriften. 

Schuldverhältniſſe und beſondere Abgaben. 

$ 23. Die über die Schuld derhaliniſſe einzelner 
jüdiſcher Korporationen erlaſſenen Vorſchriften und be⸗ 
ſonderen Anordnungen bleiben bis zur Tilgung dieſer 
Schulden in Kraft. 8 

Die an die Staatskaſſe von den Juden als ſolchen 
zu entrichtenden perſönlichen Abgaben und Leiſtungen 
werden ohne Entſchädigung aufgehoben. Bei derartigen 
Abgaben und Leiſtungen an Kämmer. ien, Grundherren, 
Inſtitute ꝛc. behält es vorläufig ſein Bewenden; es wer⸗ 
den jedoch weitere Beſtimmungen über deren Aufhebung 
und Ablöſung vorbehalten. 


Abſchnitt II. 


Beſtimmungen für das Großherzogthum 
Poſen. 


$ 24. Die bisherige Unterſcheidung der jüdiſchen 
Bevölkerung des Großherzogthums Pofen in natura⸗ 
liſirte und nicht naturatiſirte Jaden bleibt zur Zeit noch 
beſtehen. 
Bedingungen der Naturaliſation. 
$ 25. Die allgemeinen Bedingungen zur Erlangung 
der Naturatifation ſind: 

1) 5 ‚at Wohnſitz innerhalb des Großherzogthums 

oſen; 

2) Unbeſcholtenheit des Lebenswandels; 

3) die Fähigkeit, den Vorſchriften des $ 6 zu genü⸗ 
gen. Von dieſem Erſorderniß kann der Oberprä⸗ 
fisent auf den Antrag der Regierung dispenſiren. 

Unter vorſtehenden Vorausſetzungen ſollen in die 
Klaſſe der naturaliſirten Juden diejenigen aufgenommen 
werden, welche entweder 

1) einer Wiſſenſchaft oder Kunſt ſich gewidmet haben 
und ſolche dergeſtalt betreiben, daß fie von ihrem 

Ertrage ſich erhalten können; oder 

2) ein ländliches Grundſtück von dem Umfange bes 
figen und ſelbſt bewirthſchaften, daß daſſelbe ihnen 
ad ihrer Familie hinreſchenden Unterhalt ſichert; 
oder 

3) in einer Stadt ein nahrhaftes ſtehendes Gewerbe 
betreiben; oder 

4) 2 Kapitalvermögen von wenigſtens 5000 Rthlr., 
oder 

5) in einer Stadt ein Grundſtäck von wenigſtens 
2000 Kehtr. an Werth ſchuldenftei eigenthümlich 

beſitzen; oder 

6) ihrer Dienſtpflicht im ſtehenden Heere vollſtändig 
genügt und gute Führungs⸗Aiteſte erhalten, oder 

7) durch patrio iſche Handlungen ein befonderes Wer: 
dienſt um den Staat ſich erworben haben; oder 

8) aus anderen Provinzen Unſerer Monarchie ihren 
Wohnſitz in das Großherzogthum Poſen verlegen; 
oder endlich 

9) nach dem übereinſtimmenden Urtheile der Ortsbe⸗ 
hörde, des Landraths und der Regierung zur Na⸗ 
turaliſation für geeignet erachtet weiden. 
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§ 26. Die ehelichen Kinder naturaliſirter Juden 
gehören ſchon vermöge ihrer Geburt in die Klaſſe der 
naturaliſirten Juden. Die bei Publikation dieſes Ge⸗ 
ſetzes aus der väterlichen Gewalt bereits entlaſſenen 
Kinder naturaliſirter Juden können j doch die Natura⸗ 
liſation nur nach Maaßgabe der Beſtimmungen im 9 25 
erwerben. 2 

§ 27. Ehefrauen nehmen an den Rechten, weiche 
ihre Ehemänner durch die Naturaliſation erlangt haben, 
Theil. Dieſe Rechte verbleiben ihnen auch nach Auf⸗ 
löſung der Ehe, gehen jedoch durch MW ederverheirathung 
mit einem nicht naturaliſirten Juden verloren. 

§ 28. Alle in die Klaſſe der Naturaliſirten eintre⸗ 
tenden Juden erhalten von der Regi, rung des Bezirks, 
in welchem ſie wohnen, Naturaliſations-Patente. 

Rechte der naturaliſirten Juden. 

$ 29. Für die naturaliſicten Juden des Groß⸗ 
herzogthums Poſen gelten alle im Arfchnitt, J. für die 
Juden dei übrigen Landestheile enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen. 


£ 


Verluſt der Naturaliſation. 
§ 30. Naturaliſirte Juden, welchen die Nat onal⸗ 
kokarde rechtskräftig aberkannt iſt, verlieren dadurch ohne 
Weiteres die mit der Naturaliſation verbundenen Rechte. 
Außerdem können dieſe Rechte einem Juden durch Ple⸗ 
narbeſchluß des Regierung entzogen werden, wenn ber: 
fe.be die Naturaliſation auf Grund wiſſestlich unrich⸗ 
tiger Angaben erlangt har, ſowie in allen denjenigen 
Fallen, in welchen nach §§ 19 und 20 der revidirten 
StädtesDrdnung vom 17. März 1831 das Bürger: 
recht entzogen werden muß, oder von den Stadt⸗ 
behörden entzogen werden kann. Gegen das, de 
Eatztehung der Naturaliſation feſtſetzende Reſolut 
der Regierung iſt der Rekurs an den Minifter 
des Jonern zulaͤſſig, derſelbe muß je och binnen 
einer zehntägigen Präkluſiofriſt nach Eröffnung des 
Reſoluts bei der Regierung angemeldet werden. 
Nicht naturaliſirte Juden. 


§ 31. Ueber diejenigen jüdiſchen E'nwohner der 


Provinz Poſen, welche ſich zur Aufnahme in die Klaſſe 


der Naturalificten noch nicht eignen, find, wie bisher, 
vollſtändige Verzeichniſſe zu führen. 

:$ 32. Auf Grund derſelben iſt von der Orts⸗ 
Polizeibehörde jedem Familienvater, ſowie jedem ein⸗ 
zelnen und felrftftändigen Juden ein mit der Nummer 
des Verz ichniſſes verſehenes Certifikat zu ertheilen, wel: 


ches, inſofern es eine Familie umfaßt, die Namen 


ſämmtlicher Mitglieder derſelben enthalten muß, und 
nach der jährlichen Reviſion mit einem Viſa verſehen 
oder berichtigt wird. x 


§ 33. De Beſtimmungen des Abſchnitts I. finten 
auf die nicht naturaliſirten Juden nur unter folgenden 
befonderen Beſchränkungen Anwendung. 


1) Von allen unmittelbaren und mittelbaren Staats⸗ 
ämtern, ſowie von Kommunalämteen, imgleichen 
von allen Lehrämtern an andeten jüdiſchen Unter⸗ 
richtsanſtalten, bleiben fie ausgefd loffen. 

2) Das ſtädtiſche Bürgerrecht können fie nicht er⸗ 
werben. ; 

3) Auf dem Lande dürfen fie nur dann ihren Wohn: 

fig nehmen, wenn fie entweder einen DBauerhof 

erwerben oder pachten und denſelben ſelbſt bewirthe 
ſchaften, oder wenn ſie ſich bei ländlichen Grund⸗ 
befigern als Dienftboten, oder zum Betriebe ein⸗ 
zelner Zweige des landwirihſch filichen Gewebes, 

z. B. als Brenner oder Brauer, vermiethen. 

Das Schankgewerbe iſt ihnen nur auf Grund ei⸗ 

nes beſonderen Gutachtens der Orts-Polizeibehörde 

über ihre perſönliche Qualifikation von der Regie⸗ 
rung, jedoch niemals auf dem Lande, zu geſtatten. 

Der Einkauf und Verkauf im Umherziehen iſt 

ihnen unbedingt unterſagt. 

5) Aus Darlehns⸗Geſchäſten können fie nur dann 

Rechte erwerben, wenn die Schuldurkunde gericht⸗ 

lich aufgenommen worden iſt. 

Schuldanſprüche derſelben für verkaufte beraufchende 

Getränke haben keine rechtliche Gültigkeit. 

Der Umzug in andere Provinzen iſt ihnen nicht 

geſtattet, und für den vorübergehenden Aufenthalt 

daſelbſt die Genehmigung des Ober- Präfidenten 

der Provinz erforderlich. 5 

Nicht naturaliſirte Juden männlichen Geſchlechts 

bedürfen zur Schließung einer Ehe eines vom 

Landrathe koſten⸗ und ſtempelfrei auszufet'genden 

Trauſcheins. 

legtem 24ften Lebensjahre nicht anders, als auf 

Grund einer beſonderen, auf dringende Fälle zu 
beſct ränkenden Erlaubniß des Ober: Präfidenten ET 
theilt werden. 


$ 34. In Betreff der Schulden der jüdischen 
Korporationen und deren Tilgung, ſowie det Verbind⸗ 
lichkeit zur Ablöſung der Korporationg = Verpflichtungen 
verble bt es ſowohl für die naturaliſirten als nicht na⸗ 
turaliſttten Juden Überall bei den beſtehenden Vorſchrif⸗ 
ten und Anordnungen. Das feſtgeſtellte Ablöſungska⸗ 
pital kann von den Regierungen im Wege der admi⸗ 
niſttativen Exekution beigetrieben werden. 
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Derſelbe darf ihnen vor zurückge⸗ 


Titel II. 

Kultus- und Unterrichts⸗Angelegenhelten 

der Juden. 

Ab ſchnitt . 
Beſtimmungen für alle Landestheile 
Ausſchluß des Großherzogthums Poſen. 
Bildung von Synagogen⸗Gemeinden (Judenſchaften). 

9 35. Die Juden ſollen nach Maaßgab. der Orts: 
und Bevölkerungs⸗Verhäliniſſe dergeſtalt in Spnagogen⸗ 
Geme nden (Judenſchaften) ve ein gt werden, daß alle 
innerhalb eines Synagosenbezirks wohnende Juden eis 
ner ſolchen Gemeinde angehören. 

$ 36. Die Büdung der Synagogenbezirke erforgt 
durch die Regierungen nah Anhörung der Betheiligten. 

Die Regierungen ſind ermächtigt, die in dieſer 
Weiſe gebi.deten Synagogenbezirke nach dem Bedürf⸗ 
niſſe abzu ind ern und die hierauf bezüglichen Verhäluniffe, 
unter Zuziehung der Betheiligten, emſchließlich der etwa 
vorhandenen Gläubiger, zu ordnen. 

$ 37. Die einzelnen Synagogengemeinden erhal⸗ 
ten in Bezug auf ihre Vermögensverhältniſſe die Rechte 

jutiſtiſcher Perſonen. 2 f 

$ 38. Jede Synagogengemeinde erhält einen Vor⸗ 
ſtand und eine angemeſſene Zahl von Repräſentanten.“ 

$ 39. Der Vorſtand beſteht aus mindeſt ens drei, 
höchſtens ſieben Mitgliedern, welche ihr Amt unenigelts 
lich verwalten. 

$ 40. Die Zahl der Repräſentanten der Syna⸗ 
gogengemeinde fol mindeſtens 9 und höchſtens 21 be⸗ 

tragen. * 

8 41. Sämmtliche männliche, volljährige, unb⸗ 
ſcoltene Mirglieder der Synagogengemeinde, welche ſich 
ſelbſtſtänd'g ernähren und mit Enttichtung der Abgaben 
für die Synagogengemeinde während der letzten 3 Jahre 
nitt im Rückſtande geblieben find, wählen die R. prä⸗ 
ſentanten und dieſe den Vorſtand auf 6 Jabre. Die 
Wahl iſt überall zugleich auf eine entſprechende Zahl 
von Stellvertretern zu richten, 


$ 42. Das Wahlgeſchäft wird durch einen Abge⸗ 


ordneten der Regierung geleitet. Nach Ablauf der erſten 
3 Jahre ſcheidet die Hälfte der Vorſtandsmitglieder und 
der Repräſentanten nach dem Looſe, demnächſt jedesmal 
die ältere Hälfte aus. 


§ 43. Die Wahlen der Mitglieder des Vorſtan⸗ 


des unterliegen der Genehmigung der Regierung, welche 
die ganze Wirkſamkeit des Vorſtandes zu beaufſichtigen 


hat und befugt iſt, einzelne Mitglieder wegen vorſätz⸗ 


licher Pflichtwidrigkeit oder wiederholter Dienſtvernach⸗ 
läſſigungen nach vorangegangener adminiſtrativer, Uns 
terſuchung durch Beſchluß zu entlaffen. 

§ 44. Der Vorſtand iſt das Organ, durch welches 
Anträge oder Beſchwerden der Synagogengemeinde an 
die Staatsbehörde gelangen. Er hat über alle, die Sp⸗ 
nagogengemeinde betreffenden Angelegenheiten und über 
einzelne, zu ihr gehörige Mitglieder den Staats⸗ und 
Kommunalbehörden auf Erfordern pflichtmäßig und un⸗ 
ter eigener Verantwortlichkeit Auskunft zu ertheilen. 
Derſelbe führt die Verwaltung der Angelegenheiten der 
Synagogengemeinde, hat die Beſchlüſſe der Repräſen⸗ 
tanten (§ 47) zu veranlaſſen und zur Ausführung zu 
bringen, auch die Synagogengemeinde überall gegen 
dritte Perſonen, insbeſonders in allen Nechtsgefchäften, 
fie mögen die Erwerbung von Rechten oder die Ein⸗ 
gehung von Verbindlichkeiten betreffen, zu vertreten. 

45. Dem Vorſtande ſteht die Wahl und An⸗ 
ſtellung der Verwaltungs⸗Beamten zu. Derſelbe hat 
jedoch vor jeder Anſtellung die Repräſentanten über die 
Würdigkeit der anzuſtellenden Perſonen zu hören. 

$ 46. Die Repräſentanten⸗Verſammlung erhält 
durch ihre Wahl und das Gefeg die Wollmahe und 
Verpflichtung, die Synagogengemeinde nach Maßgabe 
dieſer Verordnung, ohne Rückſprache mit der ganzen 
Gemeinde oder mit Abtheilungen derſelben, nach Ueber⸗ 
zeugung und Gewiſſen zu vertreten und verbindende 
Beſchluͤſſe für die Gemeinde zu faſſen. 

Die Repräſentanten haben nicht einzeln, ſondern 
nur in der Geſammtheit die Befugniß, durch gemein⸗ 
ſchaftliche Beſchlüſſe von der geſetzlichen Vollmacht Ge: 
brauch zu machen. 1 2 

Die Nepräfentanten = Berfammlung kontrolirt die 
Verwaltung des Vorſtandes. Sie iſt daher berechtigt 
und verpflichtet, ſich von der Ausführung ihrer Be⸗ 
chlüſſe und der Verwendung der Gemeinde⸗Einnahmen 
Ueberzeugung zu verſchaffen, die Akten einzuſehen, die 
Rechnungen zu prüfen, dagegen Erinnerungen zu 
machen und Dechargen zu ertheilen ꝛc. 

Sofern ſie zu finden glaubt, daß dem Vorſtande 
oder deſſen einzelnen Mitgliedern Vernachläſſigungen 
oder Pflichtverletzungen zur Laſt fallen, ſo hat ſie dies 
1 n dierung zur Unterſuchung und Verfügung anzu⸗ 

gen. 8 

Der Vorſteher und die einzelnen Repräſentanten 
find der Gemeinde für den ihr zugefügten Nachtheil 
verantwortlich, wenn ſie ſich der Abſtimmung entziehen, 
wenn fie durch Ordnungswidrigkeiten die Beſchlußnahme 
verhindern, oder die Beſchlüſſe vereiteln, oder ſich uns 
gebührlicherweiſe in die Ausführung miſchen. Dagegen 
ſind ſie für den Inhalt ihrer Beſchlüſſe nur dann ver⸗ 
antwortlich, wenn ſie wider beſſeres Wiſſen, alſo i 
unredlicher Abſicht verfahren haben. N 


mit 


— 


. 


$ 47. In allen lediglich den inneren Haushalt! gegen ihre Annahme nichts zu erinnern iſt. Die Re⸗ 


der Synagogen gemeinde betreffenden Angelegenheiten iſt 
der Beſchluß der Repräfentanten = Verſammlung dur 
den Vorſtand zu veranlaffen. Dahin gehört: 

1) Feſtſetzung des Etats; 

2) Verpachtung, Verwaltung und Verpfändung 
von Grundſtücken; 

3) Anſtellung von Prozeſſen und Abſchließung 
von Vergleichen über Gerechtfame der Syna⸗ 
gogen = Gemeinde oder über die Subſtanz des 
Vermögens derſelben; 

4) Verträge, welche außer den Grenzen des Etats 
liegen, und außerordentliche den Etat über⸗ 

ſteigende Geldbewilligungen. 

Die Beſchlußnahme der Repräſentanten, wenn ſie 
den beſtehenden Geſetzen nicht widerſpricht, iſt in der 
Regel bindend für den Vorſtand. Hat derſelbe jedoch 
die Ueberzeugung, daß der Beſchluß der Gemeinde nach⸗ 
theilig ſein werde, ſo hat er die Beſtätigung zu verſa⸗ 
gen, und wenn der anzuſtellende Verſuch einer Verei⸗ 
nigung erfolglos iſt, die Entſcheidung der Regierung 

nzuhelen. : 

$ 48. Außer dem Einverſtändniſſe des Vorſtandes 
und der Repräſentanten⸗Verſammlung iſt auch noch die 


Genehmigung der Regierung erforderlich: 


1) zur 29 1 0 neuer Auflagen; 

2) zur Aufnahme von Anleihen und zum An: 
kaufe von Grundſtücken; 

3) zur freiwilligen Veräußerung von Grundſtücken 
und Realberechtigungen der Synagogen = Ges 
meinde, welche überhaupt ſtets nur nach vor⸗ 
gängiger Taxe im Wege öffentlicher Lizitation 
erfolgen darf. 

$ 49. Die Regierungen haben nicht nur in den 
Fällen zu entſcheiden, welche ihnen in dieſem Geſetze 
ausdrücklich überwieſen ſind, ſondern ſind auch im Allge⸗ 
meinen berechtigt und verpflichtet: 4 

1) ſich Ueberzeugung zu verſchaffen, ob in jeder 
Synagogen = Gemeinde die Verwaltung nach 
den Geſetzen überhaupt und nach gegenwär⸗ 
tiger Verordnung insbeſondere eingerichtet iſt; 

2) dafür zu ſorgen, daß die Verwaltung fort⸗ 
während in dem vorgeſchriebenen Gange bleibe 
und angezeigte Störungen beſeitigt werden; 

3) die Beſchwerden Einzelner über die Verletzung 
der ihnen als Mitglieder der Gemeinde zus 
ſtehenden Rechte zu unterſuchen und zu ent: 

2 ah 

In allen Angelegenheiten der Synagogen: Gemein: 
ben geht der Rekurs an die rng, nd gegen de⸗ 
ren Entſcheidung an die Oberpräſidenten. Der Rechts⸗ 
weg iſt gegen die Entſcheidung der Regierung nur 
dann zuläffig, wenn die Klage auf einen ſpeziellen pri⸗ 
vatrechtlichen Titel gegründet wird. > 

- 5 50. Ueber die Wahl und die Befugniſſe des 
Vorſitzenden in dem Vorſtande und des Vorſtehers der 
Repräſentanten⸗Verſammlung, ſowie über die Zahl der 
Mitglieder des Vorſtandes und der Repräſentanten⸗Ver⸗ 
ſammlung, der Stellvertreter derſelben, ferner darüber, 
ob die Wahl in den Vorſtand auf jüdiſche Einwohner 
des Hauptortes des Synagogen⸗Bezirkes beſchränkt blei⸗ 
ben, und welche Reiſckoſten⸗Entſchädigung im anderen 

alle den Gewählten gewährt werden ſoll, find die ers 


berderlichen Beſtimmungen in ein, der Beſtätigung des 


er a Präſidenten unterliegendes Statut aufzunehmen. 
Daſſelbe kann auch beſondere Feſtſetzungen über das 
erhältniß des Vorſtandes und der Repräſentanten ges 
gen einander und gegen die Synagogen-Gemeinde, na⸗ 
entlich in Beziehung auf die den Kultus betreffenden 
Ann Einrichtungen ($ 51) enthalten. 
ie erſte Wahl des Vorſtandes und der Repräſen⸗ 
tanten erfolgt nach Vorſchrift der Regierung. Dieſe 
bat auch nach ſtattgefundener Wahl das Erforderliche 
wegen Abfaſſung der Statuten anzuordnen, welche bin⸗ 
nen einer feſtzuſetzenden Friſt von dem Vorſtande und 
en Repräſentanten zu entwerfen und der Regierung 
einzureichen ſind. Sofern der Entwurf innerhalb der 
geſetzten Friſt nicht eingeht, ift von der Regierung über 
ie dem Statute vorbehaltenen Beſtimmungen ein 
Bir Spnagogen = Gemeinde bindendes Regl⸗ment zu er⸗ 
aſſen. 
Kultusweſen. 


$ 51. Die auf den Kultus bezüglichen inneren 
Einrichtungen bleiben in jeder einzelnen Synagogenge⸗ 
meinde, ſo lange und ſoweit nicht das Statut ein An⸗ 
deres feſtſetzt ($ 50), der Vereinbarung des Vorſtandes 
und der Repräſentanten überlaſſen. Die Regierung hat 
von dieſen Einrichtungen nur in ſoweit Kenntniß zu 
nehmen und Entſcheidung zu treffen, als die öffentliche 
Ordnung ihr Einſchreiten erfordert. / 

$ 52. Dem Statute einer jeden Synagogen » Ge: 
meinde bleibt die Beſtimmung darüber vorbehalten, ob Kul⸗ 
tusbeamte angeſtellt und wie dieſelben gewählt werden ſollen. 
Bis dahin behält es wegen dieſer Wahlen bei demfe⸗ 
nigen, was in den einzelnen Judenſchaften herkömmlich 

und in Ermangelung eines feſten Herkommens bei 
den allgemeinen date Hen Vorſchriften wegen der 
Wahl von Geſellſchafts⸗Beamten fein Bewenden. Die 
gewählten Kuliusbeamten dürfen in ihr Amt nicht eher 
eingewieſen werden, bis die Regierung erklärt hat, daß 


gierung hat bei dieſer Erklärung außer den Förmlichkei⸗ 


ch ten der Wahl nur darauf Rückſicht zu nehmen, ob die 


gewählten Kultusbeamten unbeſcholtene Männer ſind. 

$ 53. Entſtehen innerhalb einer Synagogen⸗Ge⸗ 
meinde Streitigkeiten über die inneren Kultus-⸗Einrich⸗ 
tungen, welche auf Bildung einer neuen Synagoge ab⸗ 
zielen, ſo ſind die Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angele⸗ 
genheiten und des Innern ermächtigt, auf den Antrag 
der Intereſſenten eine Begutachtung der obwaltenden 
Differenzen durch eine zu dieſem Zweck einzuſetzende 
Kommiſſion eintreten zu laſſen. Kann durch den Aus: 
ſpruch der Kommiſſion der Konflikt nicht ausgeglichen 
werden, ſo haben die Miniſter unter Benutzung des 
von der Kommiſſion abgegebenen Gutachtens darüber 
Anordnung zu treffen, mit welcher Maßgabe entweder 
die Einrichtung eines abgeſonderten Gottesdienſtes oder 
die Bildung einer neuen Synagoge zu geſtatten iſt. 
Zugleich haben dieſelben mit Ausſchluß des Rechtswe⸗ 
ges zu beſtimmen, welcher Theil im Beſitz der vorhan⸗ 
denen Kultus = Einrichtungen und des Vermögens der 
Synagogen⸗Gemeinde verbleibt. i 

$ 54. Dieſe Kommiffion fol, fo oft das Bedürf⸗ 
niß es erfordert, unter der Aufſicht eines Regierungs: 
Abgeordneten in Berlin zuſammentreten, und aus neun 
Kultusbeamten oder anderen Männern jüdiſchen Glau⸗ 
bens beftehen, die das Vertrauen der Synagogen = Ges 
meinde, welcher fie angehören, beſizen. 9 

$ 55. Die Mitglieder der Kommiſſion mit einer 
angemeſſenen Zahl von Stellvertretern werden von den 
Miniſtern der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten und des 
Innern auf den Vorſchlag der Sberpräſidenten, welche 
dabei die Anträge der Synagogen ⸗ Gemeinden ihres 
Verwaltungs = Bezirkes beſonders zu berückſichtigen ha: 
ben, auf die Dauer von ſechs Jahren ernannt. 

$ 56. Die durch den Zuſammentritt der Kom⸗ 
miſſion erwachſenden Koſten werden von den ſämmt⸗ 
lichen Synagogen-Gemeinden des Staates nach Ver⸗ 
haͤltniß des Koſtenbetrages ihrer geſammten Bedürfniſſe 
(858) aufgebracht. ee 

$ 57. Die Kommiffion beſchließt über die ihr zur 
Begutachtung vorgelegten Gegenſtände nach abſoluter 
Stimmenmehrheit, und hat die zu erſtattenden Gutach⸗ 
ten unter Beifügung von Gründen vollſtändig auszuar⸗ 
beiten. 

Aufbringung der Koſten. 

$ 58. Die Koſten des Kultus und der übrigen die 
Synagogen⸗Gemeinde betreffenden Bedürfniſſe, zu wel⸗ 
chen auch die Einrichtung und Unterhaltung der Be⸗ 
gräbnißplätze gehört, werden nach den durch das Statut 
einer ſeden Synagogen⸗Gemeinde näher zu beſtimmen⸗ 
den Grundſätzen auf die einzelnen Beitragspflichtigen 
umgelegt, und nachdem die Hebrrollen von der Regie⸗ 
rung für vollſtreckbar erklärt worden ſind, im Verwal⸗ 
tungswege eingezogen. Der Rechtsweg iſt wegen ſolcher 
Abgaben und Leiſtungen nur in ſoweit zuläifig, als Je⸗ 
mand aus befonderen Rechtstiteln die gänzliche Be⸗ 
freiung von Beiträgen geltend machen will, oder in der 
Beſtimmung ſeines Antheils über die Gebühr belaſtet 
zu ſein behauptet. 

Ob und in wieweit einzelne, zerſtreut und von dem 
Mittelpunkte des Synagogen-Bezirks entfernt wohnende 
Juden zu den von der Synagogen⸗Gemeinde aufzubrin⸗ 
genden Koſten, insbeſondere zu den Kultus⸗Bedürfniſſen 
beizutragen haben, iſt von den Regierungen nach Maß⸗ 
gabe der Vortheile ſeſtzuſetzen, welche jenen Juden durch 
die Verbindung mit der Synagogen⸗Gemeinde zu Theil 
werden. 

Von neu anziehenden Juden darf ein ſogenanntes 
Eintrittsgeld von der Synagogen⸗Gemeinde auch an den⸗ 
jenigen Otten, wo ſolches bisher üblich geweſen, künftig 
nicht mehr gefordert werden. 

Armen: und Krankenpflege. a 

$ 59. Die der beſonderen Armen⸗ und Kranken⸗ 
pflege der Juden gewidmeten Fonds und Anſtalten, 
welche ſchon bisher von den jetzigen und früheren Vor⸗ 
ſtänden der Judenſchaften oder Synagogen-Gemeinden 
verwaltet und beauſſichtigt worden find, werden auch 
künftig von denſelben, vorbehaltlich des Ober-⸗Aufſichts⸗ 
rechts der Regierung, beaufſichtigt und verwaltet; neue 
derartige Fonds und Anſtalten aber nur dann, wenn 
dies in der Stiftung ausdrücklich beſtimmt iſt. 

x Unterrichtsweſen. ö 

$ 60. In Bezug auf den öffentlichen Unterricht ges 

hören die ſchulpflichtigen Kinder der Juden den ordent⸗ 
lichen Elementarſchulen ihres Wohnorts an. 

$ 61, Die Juden find ſchuldig, ihre Kinder zur res 
gelmäßigen Theilnahme an dem Unterrichte in der Orts⸗ 
ſchule während des geſetzlich vorgeſchriebenen Alters an⸗ 
zuhalten, ſofern ſie nicht vor der Schulbehörde ſich aus⸗ 
weiſen, daß ihre Kinder anderweitig durch häusliche 
Unterweiſung oder durch ordentlichen Beſuch einer an“ 
deren vorſchriftsmäßig eingerichteten öffentlichen oder 


Privat-Lehr⸗Anſtalt einen regelmäßigen und genügenden 


Unterricht in den Elementarkenntniſſen erhalten. N 
8 62. Zur Theilnahme an dem chriſtlichen Reli⸗ 
gions⸗Unterrichte find die jüdiſchen Kinder nicht vers 
pflichtet; eine jede Synagogen⸗Gemeinde iſt aber vers 
bunden, ſolche Einrichtungen zu treffen, daß es keinem 
jüdiſchen Kinde während des ſchulpflichtigen Alters an 
dem erforderlichen Religions⸗Unterrichte fehlt. 


Als beſondere Religionslehrer können nur ſolche Pers 
ſonen zugelaſſen werden, welche zur Ausübung eines 
Elementarſchul⸗Amtes vom Staate die Erlaubniß erhal⸗ 
ten haben. 5 

$ 63. Zur Unterhaltung der Ortsſchulen haben die 
Juden in gleicher Weiſe und in gleichem Verhältniſſe 
wie die chriſtlichen Gemeindeglieder den Geſetzen und be⸗ 
ſtehenden Verfaſſungen gemäß beizutragen. 

$ 64. Eine Abſonderung von den ordentlichen Orts⸗ 
ſchulen können die Juden der Regel nach nicht verlan⸗ 
gen; doch iſt ihnen geſtattet, in eigenem Intereſſe auf 
Grund diesfälliger Vereinbarungen unter ſich mit Ge⸗ 
nehwigung der Schulz Behörden Privat⸗-Lehranſtalten 
nach den darüber beſtehenden allgemeinen Beſtimmungen 
einzurichten. Iſt in einem Orte oder Schulbezirke eine 
an Zahl und Vermögensmitteln hinreichende chriſtliche 
und jüdiſche Bevelzerung vorhanden, um auch für die 
jüdiſchen Einwohner ohne deren Ueberbürdung eine be⸗ 
ſondere öffentliche Schule anlegen zu können, ſo kann, 
wenn ſonſt im allgemeinen Schulintereſſe Gründe da⸗ 
zu vorhanden ſind, die Abſonderung der Juden zu 
einem eigenen Schulverbande auf den Antrag des Vor⸗ 
ſtandes der Synagogengemeinde angeordnet werden. 

8 65. Die Regierung hat in ſolchem Falle über 
die beabſichtigte Schulttennung und den dazu entwor⸗ 
fenen Einrichtungsplan die Kommunalbehörde des Orts 
und die übrigen Intereſſenten mit ihren Erklärungen 
und Anträgen zu vernehmen. N 

$ 66. Ergiebt ſich hierbei ein allſeitiges Einver⸗ 
ſtindniß über die Zweckmäßigkeit der Schulabtrennung 
und über die Bedingungen der Ausführung, ſo iſt die 
Regierung befugt, die entſprechenden Feſtſetzungen und 
Einrichtungen unmittelbar zu treffen. f 

Im Falle obwaltender Differenzen bleibt die Ent⸗ 
ſcheidung dem Minifter der geiſtlichen ꝛc. Angelegen⸗ 
heiten vorbehalten. i 

§ 67. Eine nach $$ 64 — 66 errichtete jüdiſche 
Schule, hat die Eigenſchaften und Rechte einer öffent⸗ 
lichen Schule. Insbeſondere gelten dabei folgende 
nähere Beſtimmungen: i E 

1) Die Unterrichtsſprache in einer ſolchen Schule 
muß die deutſche ſein. f 

2) Die Errichtung und Unterhaltung dieſer Schule 
liegt in Ermangelung einer anderweitigen Ver⸗ 
einbarung den jüdiſchen Einwohnern des Schul⸗ 
bezirks allein ob. Die Aufbringung der er⸗ 
forderlichen Koſten wird nach Maaßgabe der 
Beſtimmung des § 58 bewirkt. 

3) Wo die Unterhaltung der Ortsſchulen eine 
Laſt der bürgerlichen Gemeinde iſt, haben die 
Juden im Falle der Errichtung einer eigenen 
öffentlichen Schule eine Beihuͤlfe aus Kom⸗ 
munalmitteln zu fordern, deren Höhe, unter 
Berückſichtigung des Betrages der Kommu⸗ 
nalabgaben der jüdiſchen Einwohner, der 
aus den Kommunalkaſſen für das Orts⸗ 
ſchulweſen ſonſt gemachten Verwendungen und 
der Erleichterung, welche dem Kommunalſchul⸗ 
weſen aus der Vereinigung der jüdiſchen Kinder 
in eine beſondere jüdiſche Schule erwächſt, zu 
bemeſſen, und in Ermangelung einer gütlichen 
Vereinbarung von den Miniftern der geiſtlichen 
ꝛc. Angelegenheiten und des Innern feſtzu⸗ 

- fegen iſt. 

4) Die Juden werden, wenn fie eine öffentliche 
jüdiſche Schule unterhalten, ſowohl von der 
Entrichtung des Schulgeldes, als auch von 
allen unmittelbaren, perſönlichen Leiſtungen 
zur Unterhaltung der ordentlichen Ortsſchu⸗ 
len frei. | 

5) Der Beſuch der öffentlichen jüdiſchen Schulen 
bleibt auf die jüdiſchen Kinder beſchränkt. 


ö a Abſchnitt II. 
Beſtimmungen für das Großherzogthum 
Poſen. { li 
Synagogen⸗Gemeinden. g 2 
$ 68. Die Vorfchriften der 90 35 — 50 wegen 

Bildung von Synagogen⸗Gemeinden ꝛc. finden auf das 

Großherzogthum Poſen, wo den Juden bereits Korpo⸗ 

rationsrechte geſetzlich beigelegt find, mit folgender Maß⸗ 

gabe Anwendung: „ 

1) Die Regierungen find ermächtigt, Ortſchaften, 
welche bisher zu keiner beſtimmten Synagogen⸗ 
Gemeinde gehört haben, nach näherer Vorſchrift 
des § 36 einer ſolchen Gemeinde einzuverleiben. 

2) Die Genehmigung der Regierung ift daſelbſt außer 
den im § 48 angeführten Fällen auch zur Auf⸗ 
nahme von Schulden jeder Art, zur Anſtellung 
von Prozeſſen und zur Abſchließung von Verglei⸗ 
chen über Gerechtſame der Korporationen oder über 
die Subſtanz des Vermögens der Synagogen⸗Ge⸗ 
meinde, wie zur Aufſtellung des Verwaltungs⸗ 
Etats und zu außeretatsmäßigen Ausgaben er⸗ 
forderlich. . „enten 

Kultus⸗ und Schulweſen. Armen⸗ und Krankenpflege ꝛc. 
§ 69. Desgleichen finden die Vorſchriften der H 51 

bis 67 über das Kultusweſen, über die Armen⸗ und 

Krankenpflege, ſo wie über die Schulangelegenheiten 

auch hier Anwendung. Diejenigen jüdiſchen Schulen, 

welche nach § 10 der Verordnung vom 1. Juni 1833 


N 


als öffentliche jldiſche Schulen errichtet worden find, 
bleiben als ſolche beſtehen, ſo lange nicht eine ander⸗ 
weitige Einrichtung von den Regierungen für noth⸗ 
wendig erachtet wird. 
9 70. Nach vollendeter Schulbildung der jüdiſchen 
Knaben haben die Vorſteher der Synagogen⸗Gemeinde 
durch Rath und Ermahnung dahin zu wirken, daß je⸗ 
der Knabe ein nützliches Gewerbe erlerne, oder fi auf 
wiſſen ſchaftlichen Lehranſtalten einem höheren Berufe 
widme, und daß keiner derſelben zum Gewerbebetriebe 
im Umherziehen gebraucht werde. 
Titel III. 
Allgemeine Beſtim mungen. 
Niederlaſſung und Aufnahme fremder Juden. ; 
$ 71. Zur Niederlaſſung ausländiſcher Juden be⸗ 
darf es vor Ertheilung der Naturaliſationsurkunde der 
Genehmigung des Minifters des Innern. . 
Ausländiſche Juden dürfen ohne eine gleiche Genehmi⸗ 
gung weder als Rabbiner und Synagogenbeamte, noch 
als Gewerksgehülfen, Geſellen, Lehrlinge oder Dienſt⸗ 
boten angenommen werden. Die Ueberſchreitung dieſes 
erbots zieht gegen die Inländer und die fremden Ju⸗ 
den, gegen letztere, ſofern ſie ſich bereits länger als 6 
ochen in den diesſeitigen Staaten aufgehalten haben, 
eine fiskaliſche Geldſtrafe von 20 bis 300 Thlr. oder 
verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe nach ſich. Fremden 
Juden iſt der Eintritt in das Land zur Durchreiſe und 


zum Betrieb erlaubter Handelsgeſchäfte nach näherem 


Inhalt der darüber beſtehenden oder künftig zu erlaſſen⸗ 
den polizeilichen Vorſchriften geſtattet. In Betreff der 
Handwerksgeſellen bewendet es jedoch bei den Beſtim⸗ 
mungen der Ordre vom 14. Oktober 1838 (Geſetz⸗ 
Sammlung S. 503) und der mit auswärtigen Staa⸗ 
ten beſonders geſchloſſenen Verträge. 

Aufhebung abweichender Geſetze. 

§ 72. Alle von den Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
abweichenden allgemeinen und beſonderen geſetzlichen 
e werden hierdurch außer Kraft geſetzt. 

73. Unſere Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angele⸗ 
genheiten, des Innern und der Juſtiz haben wegen 
Ausführung dieſer Verordnung das Erforderliche zu ver⸗ 
anlaſſen. ’ 

Urkundlich unter Unſerer Allerhöchſteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrucktem königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 23. Juli 1847. 

Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 3 
Mühler. Eichhorn. von Thile. 
von Savigny. von Bodelſchwingh. UÜhden. 
Frhr. von Canitz. von Düesberg. 

Unter Nr. 2872. Geſetz über die Entziehung 
oder Suspenſion ſtändiſcher Rechte wegen 
beſcholtenen oder angefochtenen Rufes. Vom 
23. Juli 1847. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, 

König von Preußen ꝛc. ꝛc. 

verordnen zur nähern el der in den ſtändiſchen 

ade enthaltenen Beſtimmungen über die zur Aus⸗ 
übung der ſtändiſchen Rechte Aſorberlicht Unbeſcholten⸗ 
heit des Rufes nach Anhörung beider Kurien Unſerer 
zum erſten vereinigten Landtage verſammelt geweſenen 
getreuen Stände auf den Antrag Unſeres Staatsmini⸗ 
ſteriums, was folgt? f 

1. Des unbeſcholtenen Rufes ermangeln und find 
daher von der Ausübung ſtändiſcher Rechte gänzlich aus⸗ 
Aces diejenigen Perſonen, welche durch ein ſtrafge⸗ 
richtliches Erkenntniß rechtskräftig 

1) der Ehrenrechte für verluſtig, oder 

2) zur Verwaltung aller öffentlichen Aemter oder zur 

Ableitung eines nothwendigen Eides für unfähig 
erklärt ſind. \ 

§ 2. Ferner find von der Ausübung ſtändiſcher Rechte 
gänzlich ausgeſchloſſen, diejenigen welche 

1) durch ein von Uns Wer militäriſches Ehren⸗ 
ericht zu einer der im § 4. lit. o. und d. Unſerer 
erordnung vom 20. Juli 1843 bezeichneten 

Strafen verurtheilt; oder 

2) im geſetzlichen Wege vom Bürger- oder Gemein⸗ 
derecht wegen ehrenrührigen Verhaltens ausge: 
’ gegen find, ' 5 
9 3. In den Fällen der 99, 1. und 2. tritt die Un⸗ 
fähigkeit zur Ausübung ſtändiſcher Rechte insbeſondere 
ur Theilnahme an ſtändiſchen Versammlungen ohne 
Wetetes ein; und es bedarf alsdann nur einer Anzeige 
an 1 ftändifche Verſammlung durch deren Vorſitzenden. 
. Endlich find von der Ausübung ſtändiſcher 
Re f nzlich eee en diejenigen, welchen in dem 
durch die 855 — 11 des gegenwärtigen Geſetzes vor 
geſchriebenen Verfahren Seitens ihrer Standesgenoffen 
das Anerkenntniß unverletzter Ehrenhaftigket verſagt wird. 
d 5. Der Vorfigende jeder ſtändiſchen Verſammlung 
iſt verpflichtet, Thatſachen, welche nach ſeinem Dafürhal⸗ 
ten die Ehrenhaftigkeit eines Mitgliedes in Zweifel ſtel⸗ 
len, in der Verſammlung zu dem Iwecke zur Sprache 
zu bringen, um den Ausſptuch der Standes genoſſen dar⸗ 
ber, 06 das Erkenntniß unverletzter Ehrenhaftigkeit 
ertheilt oder verſagt werde, herbeizuführen. 
Jedes Mitglied der Verſammlung iſt befugt, unter 
Anführung beſtimmter Thatſachen und Beweismittel, 
gegen ein anderes Mitglied den Antrag zu ſtellen, daß 
demſelden das Anerkenntniß unverletzter Ehrenhaftigkeit 
zu n ſei. Dieſer Antrag iſt bei dem Vorfigenden 
anzubringen. l ang 
$6. Der Antrag auf Entziehung der an chen 
Rechte, es mag ſolcher vom Vorſitzenden oder einem Mit⸗ 
gliede ausgehen, iſt mit den dafür geltend gemachten 


von Boyen. 
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Gründen demjenigen, gegen den er gerichtet iſt, ſchrift⸗ 
lich mitzutheilen und der Verſammlung bei ihrem näch⸗ 


ſten Zuſammentreten vorzutragen, ſofern der Angeſchul⸗ 


digte nicht ſelbſt erklärt, der ferneren Ausübung ſtändi⸗ 
ſcher Rechte ſich fortan enthalten zu wollen. — Eine 
ſolche freiwillige Erklärung hat alle rechtlichen Folgen 
einer förmlichen Entziehung der ſtändiſchen Rechte. 

$ 7. Der Angeklagte iſt befugt, ſich durch eine dem 
Vorſitzenden zu übergebende ſchriftliche Erklärung oder 
mündlich in der Verſammlung zu rechtfertigen, darf 
aber bei der Berathung hierüber eben ſo wenig als bei 
der Abſtimmung in der Verſammlung gegenwärtig. fein. 
Der Vorſitzende ſtellt ſchließlich die Frage: 

Soll wegen des Antrags das weitere Verfahren ein⸗ 
treten? 

„Wird dieſe Frage von der Mehrheit der Anweſenden 

bejaht, ſo muß das Verfahren eingeleitet werden. 

Auf Verlangen des Angeſchuldigten muß unter allen 
Umſtänden das Verfahren ſtattfinden. 

8. Von dem Beſchluſſe hat der Vorſitzende dem 
Ober⸗Präſidenten der Provinz Anzeige zu machen. Iſt 
der Beſchluß auf Einleitung des Verfahrens ausgefallen, 
ſo hat der Ober-Präſident die Aufnahme des Thatbe⸗ 
ſtandes und die Vernehmung des Angeſchuldigten durch 
einen Regierungs⸗Juſtitiarius anzuordnen. 

§ 9. Die Entſcheidung fällt hiernächſt 

a) die Verſammlung der Wähler, welche den Ange⸗ 
ſchuldigten zu derjenigen ſtändiſchen Verſammlung 
gewählt hat, bei welcher derſelbe angeſchuldigt 
worden iſt; 


b) iſt die Anſchuldigung gegen einen Rittergutsbeſitzer 


— 


als Mitglied einer kreisſtändiſchen oder kommunal⸗ 


ſtändiſchen Verſammlung gerichtet, ſo entſcheidet 
die zur Wahl des ritterſchaftlichen Provinzial⸗Land⸗ 
tagsabgeordneten berufene Verſammlung; 
gehört der Angeſchuldigte dem Herrenſtande an, 
fo behalten Wir Uns vor, in jedem einzelnen Falle 
einen aus einem Vorſitzenden und mindeſtens 6 
Mitgliedern beſtehenden Gerichtshof von Stan⸗ 
desgenoſſen beſonders zu bilden, deſſen Ausſpruch 
Unſerer Beſtätigung unterliegt. 

$ 10. Der Oberpräſident überſendet in den Fällen 
zu a. und b. die geſchloſſenen Akten, welchen eine von 
einem Rechtsverſtändigen sefsetige Relation beizufügen 
ift, dem Vorſitzenden der Wahlverſammlung. Dieſer 
trägt der Verſammlung, in welcher der Angeſchuldigte 
erſcheinen und ſich mündlich vertheidigen darf, bei ihrem 
nächſten Zuſammentreten den Fall vor, läßt die Relation 
verleſen und veranlaßt nach vorgängiger, ohne Beiſein 
des Angeklagten ſtattfindender Berathung die Abſtimmung 
über die Frage: 5 


0 


Iſt dem Angeſchuldigten das Anerkenntniß unverletz⸗ 


ter Ehrenhaftigkeit zu verſagen? L 
Die Abſtimmung erfolgt durch namentlichen Aufruf; 


zur Bejahung der Frage iſt Stimmenmehrheit erforder⸗ 
lich. Ueber die Verhandlung wird ein von allen Anwe⸗ 


enden zu unterzeichnendes Protokol aufgenommen, deſſen 
usfertigung unter Unterſchrift des Worfisenden ſchleunigſt, 
ſowohl dem Oberpräſidenten als auch dem Angeklagten, 
zuzufertigen iſt. 0 
$ 11, Gegen dieſe Entſcheidung ſteht innerhalb vier 
Wochen nach erfolgter Publikation der Rekurs ſowohl 
dem Angeſchuldigten, als der Verſammlung zu, welche 
die Anſchuldigung beſchloſſen hat. 


Die Rekursinſtanz wird gebildet aus den Provinzial⸗ 
Landtagsmitgliedern des Standes, dem der Angeſchul⸗ 


Rekursinſtanz neue Thatſachen von 
Erheblichkeit angeführt, ſo wird die Inſtruktion unter 


digte angehört. 
Werden in der 


Leitung eines von Unſerm Juſtizminiſter dazu beſtimm⸗ 
ten Ober⸗Gerichtspräſidenten einem Juſtizbeamten auf: 
getragen. 


Die geſchloſſenen Akten werden hiernächſt dem Pro⸗ 
vinzial⸗Landtagsmarſchall zugeſtellt. Dieſer ernennt beim 
nächſten Zuſammentreten des Landtages einen Referenten, 
welcher dem Stande des Angeklagten angehört. Sodann 
beruft der Landtagsmarſchall unter ſeinem Vorſitze dieſen 
Stand als Ehrengericht zuſammen, welches nach Anhö⸗ 
rung des Referenten über die im § 10 formulirte Frage 
nach den daſelbſt angegebenen näheren Beſtimmungen in 
letzter Inſtanz entſcheidet. 

$ 12. In den Fällen des § 1 und des § 2 Nr. 1 
bleibt die Wiedereinſetzung in die vorlorenen ſtändiſchen 
Rechte nach Vorſchrift des § 11 des Geſetzes über die 
perfönliche Fähigkeit zur Ausübung der Standſchaft ıc. 
vom 8. Mai 1837 Uns vorbehalten, in den Fällen des 
92 Nr. 2 und § 4 aber werden Wir die Wiederzulaſ⸗ 
ſung zur Ausübung ſtändiſcher Rechte nur auf den An⸗ 
trag einer ſtändiſchen Verſammlung, zu welcher der An⸗ 
geſchuldigte gehört hat, oder ſeinen Verhältniſſen nach, 
gehören könnte, genehmigen. Ein ſolcher Antrag darf 
nicht vor Ablauf von 5 Jahren und in den Fällen des 

2 Nr. 2 nicht vor Wiedererlangung des verlorenen 
Gemeinde- oder Bürgerrechts gemacht werden. 
8 13. Die Suspenſion ſtändiſcher Rechte trifft die⸗ 
jenigen . 
I) gegen welche wegen eines mit entehrenden Strafen 
bedrohten Verbrechens durch Beſchluß des Gerichts 
die Unterſuchung eröffnet, 2 
2) oder über welche eine gerichtliche Kuratel eingeleitet 
worden, oder N * 
3) deren Bürger⸗ oder Gemeinderecht mit Rückſicht 
auf ein ſolches Verfahren ruht, das den Verluſt 
dieſes Rechts wegen mangelnder Ehrenhaftigkeit 
nach ſich ziehen kann, oder 
4) gegen welche eine ſtändiſche Verſammlung das 
Verfahren nach § 7 beſchloſſen hat. 

$ 14. Alle den vorſtehenden Anordnungen zuwider⸗ 

laufenden Vorſchriften werden hiermit aufgehoben. 


terſchrift und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 


Utopien, obwohl ihnen das Tiefſte der menſchlichen Be⸗ 


Urkundlich unter Unferer Allerhöchſteigenhändigen Uns 


Gegeben Berlin, den 28. Juli 1847. 
Friedrich Wilhelm. 

N rinz von Preußen. | 
von Boyen. Eichhorn. von Thile. von Savigny. 
von Bodelſchwingh. Graf zu Stolberg. Ühden. 

Frhr. von Canitz. von Düesberg. 

Unter Nr. 2873: Allerhöchſte Kabinetsordre 
vom 23. Juli 1847, die Oeffentlichkeit der 
Sitzungen der Stadtverordneten betreffend. 

Auf den Antrag des erſten vereinigten Landtages 
beſtimme Ich hierdurch, daß in allen Städten, in wel⸗ 
chen entweder die Städteordnung vom 19. November 
1808, oder die revidirte Städteordnung eingeführt iſt, 
auf den übereinſtimmenden Antrag des Magiſtrats und 
der Stadtverordneten Eh den Sitzungen der letztern auch 
andern Perſonen der Zutritt geſtattet werden darf, wenn 
der Regierung nachgewieſen worden, daß die Vertretung 
des Magiſtrats bei den öffentlichen Da en angemeſſen 
eordnet und ein dazu geeignetes Lokal vorhanden ſſt. 

ie entgegenſtehende Beim des § 113 der Städ⸗ 
teordnung vom 19. November 1 wird hiernach abge⸗ 
ändert. Sollte wider Erwarten in einzelnen Städten 
dieſe Erlaubniß gemißbraucht werden, ſo behalte Ich Mir 
vor, dieſelbe ſolchen Städten wieder zu entziehen. Mein 
gegenwärtiger Befehl iſt durch die Gefesfammlung zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen. 4 
Berlin, den 23. Juli 1847. 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


Der Polenprozeß. 
Zweite Verhandlung am 3. Au guſt. 
Nachtrag. 
GZeit.⸗Halle.) 

In Betreff der Rede des Angeklagten v. Mie⸗ 
roslawski, deren wir bereits in unſerem geſtrigen 
Berichte Erwähnung gethan, geben wir nachträglich 
noch eine detaillirtere Darſtellung. Seitens der Staats⸗ 
anwaltſchaft war nämlich, wie bereits berichtet, der Ein⸗ 
wand erhoben worden, daß es vor allen Dingen nöthig 
erſcheine zu erfahren, ob die Rede des Angeklagten we⸗ 
ſentliche Punkte gegen die Anklage im Allgemeinen ent⸗ 
halte oder ob ſie nur als eine Vertheidigung gelten 
fol, Im letztern Falle müſſe die Staatsanwaltſchaft 
dagegen proteſtiren, dem Angeklagten ferner das Wort 
zu geſtatten, im erſtern dagegen müſſe im Intereſſe der 
Anklage ſowohl als auch des Gerichtshofes der Inhalt 
der Rede zu ihrer Beurtheilung erörtert werden. Mit 
dieſer Anſicht war der Gerichtshof einverſtanden und es 
wurde nunmehr den Dolmetſchern zur Aufgabe geſtellt, 
den Sinn der Rede möglichſt getreu wieder zu geben. 
Seitens des Dolmetſchers Direktor Arend geſchah dies 
nicht in der vom Gerichtshofe gewünſchten Weiſe und 
es trat nunmehr der bei der Verhandlung gleichfalls 
als Dolmetſcher fungirende Kammergerichts⸗Aſſeſſor Ja⸗ 
raczewski auf, um dem Gerichtshofe auf Grund der 
von ihm im Laufe der Rede des Angeklagten gemach⸗ 
ten Notizen den Sinn und Ausdruck derſelben darzu⸗ 
thun. Nach deſſen Entwickelungen lautete die Rede in 
ihren weſentlichen Beſtandtheilen dahin: 

Ich ſelbſt bekenne mich hiermit frei und offen als 
Repräſentant des demokratiſchen Vereins und ſeiner Be⸗ 
ſtrebungen, ſo wie insbeſondere derer der Centraliſation. 
Ich will mich aber gleichzeitig hierdurch feierlichſt gegen 
die Vorwürfe, die die Anklage dem demokratiſchen Ver⸗ 
eine macht, verwahren und ſie in 3 Punkten widerlegen. 

Der Hauptvorwurf, den die Anklage in dieſer Be⸗ 
ziehung erhebt, iſt der, daß der Verein nach communi⸗ 
ſtiſchen Grundſätzen verfahren ſei und ſich von dieſen 
in feinen Beſtrebungen hauptſächlich habe leiten laſſen. 
Dem iſt indeß nicht ſo. Es iſt nirgends in der An⸗ 
klage von dem Begriffe des Communismus die Rede 
und es möchte auch fürwahr eine ſchwierige, kaum zu 
löſende Aufgabe fein, den Communismus ſeinem Urwe⸗ 
fen nach zu definiren. Die communiſtiſchen Ideen ſind 
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ſtrebungen zu Grunde liegt, und, wenn es irgend 85 
mandem gelingen würde, den richtigen und wahren Be⸗ 
griff des vom Communismus Beabfichtigten dar⸗ 
zustellen, damit unzweifelhaft das Räthſel unferer heu⸗ 
tigen ſocialen Verhältniſſe gelöſt fein würde. Ich er⸗ 
kenne zwei Gattungen von Communismus und weiß 
ſie nicht entſchiedener zu bezeichnen, als daß ich ſie eine 
geiſtige und eine materielle nennen möchte. Als Re⸗ 
präſentanten des geiſtigen Syſtems des Communismus 
könnte man 2 Perſonen aus dem Alterthume bettach⸗ 
ten, namlich: Moſes und Chriſtus. Unſere heutige 
Zeit aber hat ſich dieſer Richtung entfremdet und das 
materielle Gebiet betreten, das ökonomiſche nämlich. | 


en gun — 


Keine von dieſen beiden Richtungen lag nun dem des 
mokratiſchen Vereine zum Grunde, und wenn die An⸗ 
klage Männer, wie Stefanski und Lipinski, als Solche 
bezeichnet, deren Beſtrebungen communiſtiſche Grund⸗ 
ſätze unterlegen haben, fo ſteht dies im geraden Wi⸗ 
derſpruche zu ihrem Stande und ihren Lebensverhält⸗ 
niſſen. Beide ſind Männer aus dem Volke, di⸗ von 
dem Ertrage ihres täglichen Erwerbes leben und ihnen 


(Bortfegung in der Beilage.) 


Mit zwei Beilagen. | 
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(Fortſetzung.) 
kann man wahrlich nicht die Kenntniß der geiftigen 
Tiefen des Communismus importiren. 

Unſer Streben ging lediglich dahin, die politi⸗ 
ſche Freiheit des polniſchen Volkes zu bewirken. Es 
war keinesweges unſere Abſicht, wie ſie die Anklage 


Kuns unterſchiebt, dies Prinzip durch einen Aufſtand 


und eine dadurch hervorgerufene Anarchie zur Gel⸗ 
tung zu bringen, ſondern wir hatten es uns lediglich 
zur Aufgabe geſtellt, die im. Volke ſchlummernden Kräfte 
anzuregen und wenn dies geſchehen, zu concentriren. 

eshalb war eine militäriſche Dietatur weſentlich erfor⸗ 
derlich und die Revolution im eigentlichen Sinne des 

ortes war uns hierbei nichts als ein Ideal. Eben 
ſo wenig lag es in unſerer Abſicht, eine Demokratie 
im Sinne der Anklage einzuführen. Was ich hier 
aber beſonders hervorheben will, iſt der Umſtand, daß 
man erſt dann competent geweſen wäre, über unſere 
eigentlichen Beſtrebungen ein Urtheil zu fällen, wenn 
uns die Ausführung derſelben in der von uns, als der 
eigentlichen Seele der Geſellſchaft, beabſichtigten Weiſe 
gelungen wäre. 

Ich gehe nun auf den zweiten Vorwurf über, den 
die Anklage uns macht. Es iſt der nämlich, daß wir 
eine Verſchwörung im Lande angezettelt, und daß 
wir dadurch bezweckt haben ſollen, unſeren geiſtigen Be⸗ 
ſtrebungen ein körperliches Daſein zu verſchaffen. Aber 
auch dieſer Vorwurf trifft uns mit Unrecht. Denn ich 
frage: was heißt eine Verſchwörung? und wie will man 
es deduciren, die Bewohner eines Landes in einen Zu⸗ 
ſtand der Revolution zu verſetzen? Auf die erſte Frage 
antworte ich, eine Verſchwörung heißt — ein beſtimm⸗ 
tes Ziel vor Augen haben; daß wir aber eine ſolche 
Abſicht nicht gehabt, geht ja eben daraus hervor, daß 


uns die Revolution, wie ſchon geſagt, nichts mehr als 


ein Ideal war. Das Reſultat bethätigt das oben von 


mir Ausgeſprochene. Denn wenn es- uns möglich ge⸗ 
worden wäre, die 20 Millionen Polen von revolutio⸗ 
nairen Ideen zu durchdringen, dann — und davon 
. alle hier Anweſenden durchdrungen ſein — ſtän⸗ 
en wir hier nicht als Angeklagte vor Gericht. — Die 


Anklage bemüht ſich den Gegenbeweis hiervon zu lies 


Urs und beruft ſich auf mehrere Thatumſtände, zu 
eren Widerlegung ich nunmehr ſchreiten will. Man 
ſagt: als ein klarer Beweis, daß im Lande conſpirirt 
worden, müſſe dies gelten, daß bei einigen meiner Mit⸗ 
angeklagten verbotene Bücher gefunden worden wären. 
Das aber kann gar nichts beweiſen. Wer, meine Her⸗ 
ren, die Sie hier anweſend ſind (bei dieſen Worten 
blickte der Angeklagte lebhaft um ſich, und wandte ſich 
an das zahlreich verſammelte Publikum und an dieje⸗ 
nigen Perſonen, welche auf der Tribüne Platz genom⸗ 
men hatten), beſitzt dergleichen nicht? Dieſe Art der 
Conſpiration iſt ein Stolz der Zeit, ift ein Fortſchritt. 
aan hat auch Waffen bei einigen Angeklagten gefun⸗ 
1 — Jedoch auch aus dieſem Umſtande kann es 
> r Anklage unmöglich gelingen, etwas gegen uns gel: 
end zu machen; denn einmal waren dieſe Waffen nur 
durch Zufall gefunden worden, andrerſeits aber find die⸗ 
ſelben nur als Spielwerke zu betrachten, die ſie zu ih⸗ 
tem Vergnügen beſaßen. Ein Conſpirateur hat ſicher⸗ 
lich niemals Waffen und läßt ſich am allerwenigſten 
mit ſolchen ergreifen. — Was nun ferner die Reden 
betrifft, die nach der Anklage Einzelne der Angeklagten 
in Betreff eines beabſichtigten Aufſtandes hin und wie⸗ 
er gehalten haben ſollen, und auf welche die Anklage 
gleichfalls ein weſentliches Gewicht legt, ſo erwidere ich 
darauf, daß Reden überhaupt nicht die Abſicht einer 
onſpiration ausdrücken. 
Endlich aber macht man uns aus der Mitwiſſen⸗ 
ſchaft einzelner Angeklagten den Vorwurf des Ge⸗ 
eimniſſes unſerer Sache. Das aber muß ich ent⸗ 
ſchieden ablehnen.“ (Hier beendigte der Dolmetſcher 
das Reſumé der Rede des Angeklagten.) 


Wir fahren in dem geſtern abgebrochenen Berichte 
von dem Verhöre fort. y 

Präſident: Womit hat ſich der Angeklagte bei 
ſeiner Anweſenheit in Poſen im Jahre 1845 beſchäftigt? 
v. Mieroslawski: Mit Ausarbeitung von Mi⸗ 
litär⸗ und politiſchen Inſtruktionen. 

Präſident: Wer waren die Mitarbeiter? 

v. Mieroslawski: Nur Heltman. 

Präfident: Die Anklageſchrift giebt noch meh⸗ 
rere, namentlich Dr. Liebelt an. 

v. Mieroslawski wiederholt, was er in Be⸗ 
treff des Dr. Liebeit vorher ſchon (f. geſtr. Brest. 3.) 
vorgebracht. 

Präſident: Wie vethält es ſich mit dem Auf⸗ 
trage, den der Angeklagte dem v. Koſinski ertheilt, ſta⸗ 
tiſtiſche Notizen zu ſammeln? N 

v. Mieroslawski erwidert, daß er damals die 
Abſicht gehabt hatte, nach Frankreich zu gehen und 
nur Heltman beauftragt hatte, die Arbeiten unter 5 


Aktuarius Rogan verleſen. 


1 


Freitag den 6. Auguſt 1847. 


Perſonen (Offiziere) zu vertheilen, und fo zum Auf: 
ſtand vorzubereiten. Doch ſollte Heltman kein Co⸗ 
mité bilden. 

Präſident: Hat der Angeklagte ſelbſt den Ope⸗ 
rationsplan gemacht. 
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feiner Mutter gehörige Gut Targowa⸗Gorka, auch trat 


er zur Landwehr über, welcher er noch gegenwärtig als 


Seconde⸗Lieutenant bei der Eskadron des 1. Bataillons 
des 18. Regiments angehört. g 
Er war Mitglied des agronomiſchen Vereins für 


v. Mieroslawski: Ja, und ihn dem Heltman den Schrodaer Kreis und nahm Theil an den Ver⸗ 


übergeben. — (Die Karte wird dem Angeklagten vor⸗ 
gelegt.) 

Der Präſident macht im weiteren Verlaufe bemerk⸗ 
lich, daß einzelne Ausſagen des Angeklagten mit denen 
in der Vorunterſuchung nicht übereinſtimmten. Dar⸗ 
auf bemerkt der Angeklagte: Man müſſe bei ſeinen 
früheren Ausſagen einen Unterſchied machen zwiſchen 
dem was er zuerſt bei dem polizeilichen und ſpäter bei dem 
gerichtlichen Verhöre ausgeſagt habe. Zu den erſteren Aus⸗ 
fagen könne er ſich, wie fie das Protokoll mittheilt, 
nicht bekennen; man habe ſie zu einem Inſtrumente 
gegen die Mitangeſchuldigten gemacht. Seine Ausſa⸗ 
gen wären in franzöſiſcher Sprache von ihm gemacht 
worden; der Beamte hätte fie franzöſiſch niedergeſchrie⸗ 
ben; dieſes wurde darauf ins Deutſche und dann aus 
dem Deutſchen ins Polniſche überſetzt. Der Angeklagte 
erklärt, daß er nur die Verhandlungen vor Gericht an⸗ 
erkennen kann. 

Präſident: Der Angeklagte giebt an, Dr. Liebelt 
nicht gekannt zu haben und doch übertrug er ihm die 
Abſendung von 1,500 Rthlr. 

v. Mieroslawski: Er habe zu v. Buchowski 
geäußert, daß Geld nöthig ſei; dieſer ſei dafür geweſen, 
daß Dr. Liebelt als kenntnißreicher und wegen feiner 
Kenntniſſe angeſehener Mann ſich am Beſten für Ein⸗ 
ziehung und Verſendung der geſammelten Gelder eigne. 

Präſident ſtellt in Bezug auf die Wahl Dr. 
Liebelts zum Mitgliede einer der einzuſetzenden Na⸗ 
„ der für das preußiſch Polen, eine 

rage. > 

v. Mieroslawski leugnet, daß die Wahl Dr. 

jebelts mit deſſen bisherigem Poſener Aufenthalte oder 
gerade damit, daß er ein Poſener wäre, zuſammen⸗ 
hange. Man habe Dr. Liebelt für den am meiſten 
zur Regierung von preußiſch Polen Geeigneten gehal⸗ 
ten. Aber keinesweges, weil er ſelbſt ein Poſener; es 
ſollte vielmehr gerade der Provinzialismus aufgehoben 
werden; und nicht als Poſener, ſondern als Mitglied 
der National-Regierung wäre Dr. Liebelt gewählt 
worden. 12 

Präſident: Wann hat der Angeklagte die In⸗ 
ſtruktion (für die Revolutionsbehörde u. ſ. w.) diktirt? 

v. Mieroslawski: Er wiſſe nicht genau, in wel⸗ 
cher von den drei Krakauer Verſammlungen, doch je 
denfalls nach einer Zeit, wo er ſchon mit Anderen ges 
ſprochen. (Ein Exemplar dieſer Inſtruktion aus 10 
mit ſympathet. Dinte beſchriebenen Blättern beſtehend, 
wird dem Angeklagten vorgelegt und von ihm als rich⸗ 
tig anerkannt.) 

Präſident: Was war in Bezug auf das Groß: 
herzogthum Poſen in dieſer Inſtruktion geſagt? 

v. Mieroslawski: Es iſt allerdings darüber ge— 
ſprochen, doch dabei ausdrücklich erklärt, man hätte kei⸗ 
nen Grund, die dortige Regierung zu haſſen. 

Präſident: Wie ward es mit dem Plane der 
Feſtungs⸗Einnahme von Poſen gehalten? 

v. Mieroslawski: Davon iſt gar keine Rede 
geweſen. 

Nachdem noch die betr. Protokolle in deutſcher und 
polniſcher Sprache vorgeleſen wurden, endigte dieſe 
Sitzung gegen 3 Uhr Nachmittags. 

Dritte Verhandlung vom. 4 Auguſt. 

Mehreren Perſonen wurde heute der Eintritt in den 
Sitzungsſaal nicht geſtattet. Die Urſache gab ſich ſo⸗ 
gleich kund, als um 8 Uhr der hohe Gerichtshof ein— 
getreten war: N ; 

Der Präfident erklärte, daß mehrere Belaſtungszeu⸗ 
gen ſich bei den früheren Verhandlungen im Zuhörer— 
Raume befunden hätten; dieſes ſei durchaus unzuläſſig 
und es ſeien Vorkehrungen getroffen. 

Es erfolgt der Namenaufruf, dann rief der Prä⸗ 
ſident den zweiten Angeklagten Wladislaus Euſebius 
von Koſinski vor die Schranken. Neben dem Ange⸗ 
klagten nimmt der Vertheidiger deſſelben, Herr Juſtiz- 
Commiſſarius Crelinger aus Königsberg, Platz. 

Da der Anklagte der deutſchen Sprache mächtig 
iſt, wird die Anklage nur deutſch von dem Gerichts⸗ 
Sie lautet, wie folgt: 

2. Wladislaus Euſebius v. Koſinski. 

Er iſt am 25. Januar 18 14 zu Targowa⸗Gorka 
im Schrodaer Kreiſe geboren und katholiſch. Schulun⸗ 
terricht erhielt er auf den öffentlichen Lehranſtalten zu 
Danzig, Königsberg und Gumbinnen, bezog im Jahre 
1832 die Univerſität zu Berlin, trat aber im Jahre 
1834 in das dritte Dragoner Regiment ein und avan⸗ 
cirte im Jahre 1835 zum Seconde⸗Lieutenant. Nach | 
vier Jahren nahm er feinen Abſchied und pachtete das 


\ 


ſammlungen der früher näher dargeſtellten Hetzjagd⸗Ge⸗ 
ſellſchaft, namentlich am 11. Novbr, 1845 zu Czewo⸗ 
jewo bei v. Zdebinski, wo neue Mitglieder aufgenom⸗ 
men, die Statuten verleſen und Reiterübungen veran⸗ 
ſtaltet wurden. b . 

Von dem Beſtehen der demokratiſchen Verbindung 
in der polniſchen Emigration, von ihrer Organiſation, 
ihren Tendenzen und Filialverbindungen bereits unter⸗ 
richtet, wurde der Angeklagte im Juni 1844 im Ba⸗ 
zar zu Poſen durch Wladimir v. Wolniewicz zur Theil⸗ 
nahme an der vorbereiteten Verſchwörung gewonnen. 
v. Wolniewicz übergab ihm das Manifeſt des demo⸗ 
kratiſchen Vereins d. d. Poitiers, den 4. Dezember 
1836 zum Durchleſen, nahm ihm durch Handſchlag an 
Eidesſtatt das übliche Gelöbniß ab und verpflichtete 
ihn, für die Anerkennung der demokratiſchen Prinzipien 
zu wirken und andere Mitglieder der Verbindung zu 
gewinnen. Der Angeklagte war ſofort bemüht, den 
übernommenen Verpflichtungen zu genügen. Es fehlte 
der Verbindung an einem thätigen Mitgliede für den 
Koſtener Kreis. Die Aufmerkſamkeit des Angeklagten 
wurde auf Joſeph v. Szoldrski gelenkt. Er forſchte 
denſelben aus, und da er ihn zum Beitritt geneigt fand, 
ſo gab er ihm ein ſchriftlich abgefaßtes demokratiſches 
Glaubensbekenntniß und ließ ihn die auf der anderen 
Seite befindliche Eidesform der Verbindung laut ab⸗ 
leſen. Dann wies er ihn an, die Befehle der Obern 
durch den Dr. Matecki zu gewärtigen, dieſem ſeine Be⸗ 
richte abzuſtatten und die, monatlichen Verbindungsbei⸗ 
träge einzuhändigen. Der Angeklagte ſelbſt zahlte feine 
Beiträge an v. Wolniewicz. 

Im Frühjahr 1845 kam v. Mieroslawski in die 
Provinz. Der Angeklagte wurde ihm durch v. Wol⸗ 
niewicz vorgeſtellt. Er war damals bereits Mitglied 
des Poſener Militär⸗Comités, wie nicht nur der flüch- 
tige Nepomucen v. Sadowski ſeinem Bruder, dem Mit⸗ 
angeklagten Stanislaus v. Sadowski, mittheilte, ſon⸗ 
dern auch der in Lemberg verhaftete Graf Franz Wie⸗ 
ſiolowski bei ſeiner ſpätern Anweſenheik in Poſen in 
Erfahrung brachte. v. Mieroslawski ermunterte ihn, 
ſich im polniſchen Intereſſe auch ferner mit den Mili⸗ 
tärwiſſenſchaften eifrig zu beſchäftigen und übertrug ihm 
zugleich, bei der angeordneten Sammlung der ſtatiſti⸗ 
ſchen und militäriſchen Notizen über die Provinz den 
ſtatiſtiſchen Theil der Arbeit. Der Angeklagte über⸗ 
nahm den Auftrag und trat in Beziehung auf denſel⸗ 
ben mit Joſeph v. Mikorski und Victor Kurnatowski, 
denen ebenfalls ein Theil der Arbeit übertragen war, 
in Verbindung. g 

Als im Herbſt 1845 von verſchiedenen Seiten über 
die Saumſeligkeit des Poſener Central-Komités Klage 
erhoben wurde, ſchloß ſich auch v. Koſinski den Oppo⸗ 
nenten an. Im November nahm er an den die Wahl 
eines neuen Komites betreffenden Berathungen Theil 
und wurde ſelbſt Mitglied des neuen Central-⸗Komités. 
Als ſolches nahm er ſofort von den abtretenden Ko⸗ 
mités⸗Mitgliedern die Berichte über die Lage der Ver⸗ 
ſchwörungsangelegenheit entgegen und ertheilte dann, 
gemeinſchaftlich mit dem Mitangeklagten Alexander v. 
Guttry, dem Grafen Franz Wieſiolowski den Auftrag, 
auf ſeiner Rückreiſe von Poſen nach Galizien die Stu⸗ 
denten Antoniewicz, Kaplinski, Gurny und Theophil 
Berwinski in Breslau anzuweiſen, das Volk in den 
oberſchleſiſchen Fabrikdiſtrikten aufzuregen und ihre Be⸗ 
richte demnächſt an Gorzkowski in Krakau zu erſtatten. 

Schon früher hatte der Angeklagte dem gleichfalls 
unter Anklage geſtellten Joſeph v. Szoldrski erzählt, 
daß er der Verſchwörung überhaupt nur dann beitre⸗ 
ten wolle, wenn er in den Vorſtand aufgenommen werde. 
Einige Tage vor der Neuwahl des Central-Komites, 
am 17. Nov. 1845, erzählt er dem Severyn von El⸗ 
zanowski, der ihm bereits vor Jahresfriſt durch Nepo⸗ 
mucen von Sadowski ats Verbindungs⸗Mitglied vorge⸗ 
ſtellt war, daß er Hoffnung habe, bei dem bevorſtehen⸗ 
den Wechſel des Perſonals mit zu den Obern gewahlt 
zu werden, in welchem Falle er ſich namentlich für 


Weſtpreußen intereſſiren wolle. Daß dieſe Hoffnung 


ſich realiſirt habe, theilte er dem von Elzanowski nach 


wenigen Tagen mit und erklärte ihm, dem er die In⸗ 
ſurgirung Weſtpreußens übertrug, daß der Gang der 
Verſchwörung jetzt ſo beſchleunigt werden würde, daß 
der Aufſtand bald losbrechen könne. Hierauf ließ ſich 
der Angeklagte die Anſichten von Elzanowski's über die 
Revoltirung in Weſtpreußen mittheilen, händigte ihm 
eine mit ſympathetiſcher Dinte geſchriebene Inſtruktion, 


den wird, ſo wie 100 Thlr. 


r 


deren Inhalt bei von Elzanowski näher mitgetheilt wer⸗ 
ein, gab ihm Anweiſung 


zur Cotreſpondenz mit Chiſſern und ſympathetiſcher 
Dinte und verſprach ihm endlich die Zuordnung des 
Studenten Trojanowski, des Gerbers Pozorski und des 
Michael Torzewski als Hülfs⸗Emiſſäre. Nach Weih⸗ 
nachten ſollte v. Elzanowski andere Anweiſungen erhal⸗ 
ten, aber ſchon vorher, den 26. November, ſchickte ihm 


der Angeklagte den Kaſimir Kantak zu, der ihn mit 


tiſtiſchen Notizen eigenhändig eingetragen hatte. 


den Verſchworenen in Thorn bekannt machen ſollte. 
Dies beſtätigte ſich auch noch dadurch, daß er ſpäter 
dem Mitangeklagten v. Szoldrski mittheilte, daß Tor⸗ 
zewski in Weſtpreußen mit Werbungen beſchäftigt ſei. 
Im Dezember reiſte der Angeklagte nach dem Kra⸗ 
kauer Gebiete, um über den dortigen Stand der Ver⸗ 
bindungs⸗Angelegenheit Erkundigung einzuziehen, wor⸗ 
über er ſpäter dem Joſeph v. Szoldrski, der ihn über 
Breslau bis Gleiwitz begleitet hatte, Mittheilungen 


machte. Nach ſeiner Rückkehr überſandte er durch den 


flüchtigen Joſeph Czarnowski, der ſich zu dieſem Zwecke 
in Zargoma = Gorka eingefunden hatte, dem Severyn 
v. Elzanowski eine neue (gleichfalls bei v. Elzanowski 
erwähnte) Inſtruktion und 200 Thlr. 

Am 31. Dezember traf v. Mieroslawski wieder in 
Poſen ein. Der Angeklagte, der durch v. Wolniewicz 
deshalb in einem durch deſondern Boten überſchickten 
Briefe nach Poſen beſchieden und an v. Buchowski ge⸗ 
wieſen war, hatte durch des Letzteren Vermittelung mit 
v. Mieroslawski mehrere Unterredungen in der v. Ja⸗ 
rochowski'ſchen Wohnung. Er überreichte dem v. Mie⸗ 
roslawski die ſpäter bei dem Letzteren vorgefunde⸗ 
nen beiden Atlaſſe der Regierungs-Bezirke Poſen und 
Bromberg, in welche er die von ihm verlangten ſta⸗ 
So⸗ 
dann wohnte er der oben dargeſtellten Verſammlung 
bei, in welcher Dr. Liebelt zum Mitgliede der Natio⸗ 
nal⸗Regierung gewählt und die Vollmacht für v. Mie⸗ 
roslawski ausgeſtellt wurde. 

Dieſe letztere wurde dem Angeklagten, der v. Mie⸗ 
roslawski begleiten wollte, eingehändigt, damit er ſie in 
Krakau vorlege. a 

Um der Krakauer Reiſe das Verdacht erregende zu 
benehmen, nahm der Angeklagte auch ſeine Ehegattin 
und ſeine Schwägerin mit ſich. Er verſchaffte ſich den 


Wagen des Mitangeklagten v. Jarochowski, und v. Mie⸗ 


roslawski ſtieg erſt auf der Chauſſee ein, wohin er vor⸗ 
ausgegangen war. Bis Steszewo fuhren fie mit des 
Angeklagten, von dort aber bis Breslau mit Extrapoſt⸗ 
Pferden. Von Breslau bis Gleiwitz benutzten ſie die 
Eiſenbahn und dann wieder die Poſt. Einige Meilen 
vor Krakau verließ v. Mieroslawski die Poſt und fuhr 
mit einem Lohnfuhrwerke bis Krakau, weil er es nicht 
für ſicher hielt, unter dem angenommenen und in Kra⸗ 
kau bekannten Namen Szatkowski dort mit der Poſt 
anzukommen. In Krakau angelangt, beſprachen ſie ſich 
zunächſt mit Johann Tyſſowski über die Verſchwörungs⸗ 


Angelegenheit und veranſtalteten dann die dort abgehal⸗ 


tenen Sitzungen, deren Geſchichte, ſo wie die der übri⸗ 
gen Vorgänge in Krakau, bereits vorgetragen iſt. In 
der erſten Sitzung vom 18. Januar legte der Ange⸗ 
klagte die von den Poſener Verſchworenen für v. Mie⸗ 
roslawski ausgeſtellte Vollmacht vor, gab bei der Wahl 
der Mitglieder der National-Regierung feine Stimme 
ab und betheiligte ſich eben ſo bei den übrigen Be⸗ 
ſchlüſſen, namentlich bei der Wahl des zum Ausbruch 
des Aufſtandes beſtimmten Tages. 

In der zweiten Verſammlung aſſiſtirte der Ange⸗ 


klagte dem v. Mieroslawski bei Erläuterung des ſtra⸗ 


tegiſchen Feldzugsplanes und ſchrieb dann nach v. Mie⸗ 
roslawski's Dictat die Inſtruktion für die Kreis⸗Com⸗ 
miſſarien und Kreis⸗Offiziere nieder, die ihm ſodann 
zur Mitnahme nach Poſen und Ueberlieferung an von 
Wolniewicz übergeben wurde. Das von dem Angeklag⸗ 
ten geſchriebene Exemplar iſt ſpäter bei v. Mieroslawski 
in Beſchlag genommen. a 

Der Angeklagte reiſte noch vor v. Mieroslawski von 
Krakau wieder ab, um noch Vorbereitungen zur Orga⸗ 


niſirung des Aufſtandes in Weſtpreußen zu treffen. Auf 


der Rüͤckreiſe kehrte er bei feinem Schwager Jofeph 
v. Szoldrski zu Deutſch⸗Poppen ein, welchem er ver⸗ 
ſchiedene Mittheilungen über die Operationspläne, die 
Lage der Verſchwörung in Galizien und die ſeitens ei⸗ 
niger Verbindungsglieder entſtandenen Mißverſtänd⸗ 
niſſe machte. Ä 2 

Nach Poſen zurückgekehrt, händigte v. Koſinski die 
mitgebrachte Inſtruktion dem v. Wolniewicz ein und 
beeilte ſich ſodann, die erforderlichen Nachrichten über 
Weſtpreußen einzuziehen. Er beſprach ſich deshalb mit 
Nepomucen v. Sadowski, der der Anſicht war, daß 
man unter Benutzung des religiöſen Fanatismus des 
Bauernſtandes und des großen Einfluſſes der Geiſtlich⸗ 
keit wohl 5000 Mann der unteren Volksklaſſen in 
Weſtpreußen werde unter die Waffen bringen können. 
Dem v. Sadowski ertheilte er den Auftrag, ſich fofort 
wieder nach Weſtpreußen zu begeben, dort noch nähere 

formation einzuziehen und alle noch erforderlichen 
Vorbereitungen zum Aufſtande zu treffen. 5 
v. Mieroslawski hatte dem Angeklagten das Com⸗ 
mando in Weſtpreußen zugedacht. In Betracht der 
ihm noch mangelnden Erfahrung lehnte indeß der An⸗ 


geklagte dieſe Stelle ab, und erbot ſich, den Poſten eis 


nes Generalſtabs⸗Offiziers oder Adjutanten des zu er⸗ 
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nennenden Anführers zu übernehmen. Als ſolchen 
brachte er nach v. Mieroslawski's Zurückkunft von 
Krakau den Oberſt v. Bieſiekierski in Vorſchlag, den 
er durch Joſeph v. Mikorski vorbereitet und demnächſt 
ſelbſt zur Uebernahme des Commando's beredet hatte. 
Er bat aber den v. Mieroslawski, noch einen anderen 
höheren Offizier zur Verfügung zu ftellen, worauf die⸗ 
fer noch einen Major aus der Emigration nach Weſt⸗ 
preußen zu ſchicken verſprach. f 4 

Der Angeklagte hatte ſich von Anfang an eifrig 
mit militärwiſſenſchaftlichen Studien beſchäftigt, und 
namentlich dahin einſchlagende Aufſätze geſchrieben, welche 
er, wie er dem Mik-⸗Angeklagten v. Szoldrski erzählte, 
einfenden mußte. So entwarf er ein Kavallerie-Re⸗ 
glement zum Gebrauch für den beabſichtigten Aufſtand, 
legte daſſelbe auch dem Ludwig v. Mieroslawski vor, 
der indeß der Anſicht war, daß es den aus der Emi⸗ 
gration erwarteten Offizieren zu neu und zu fremd ſein 
werde. Ferner ſchrieb er die in den Akten befindliche 
Abhandlung über ein Vertheidigungs:Spftem für Polen, 
und v. Elzanowski traf ihn eines Tages bei einer an⸗ 
deren ſtrategiſchen Arbeit, indem er ſich damit beſchäf⸗ 
tigte, auf einer Karte diejenigen Punkte zu beſtimmen, 
auf denen die Verſchwörung zum Ausbruch kommen 
müſſe. Jetzt überreichte er dem v. Mieroslawski einen 
ſpäter in Bromberg von ihm verbrannten Operations⸗ 
plan für die weſtpreußiſchen Colonnen. Dieſelben ſoll⸗ 
ten ſich bei Culmſee concentriren, die Drewenz, über⸗ 
ſchreiten, in das Königreich Polen einfallen und auf 
Kolo marſchiren. 


dowski abgeſandt werden. Der Angeklagte fertigte ei⸗ 
nen mit ſympathetiſcher Dinte geſchriebenen Auszug 
an, der namentlich bei Concentrirung auf Culmſee 
und den Uebergang über die Drewenz betraf, und 
überſchickte denſelben an v. Sadowski mit dem gleich 
zeitigen Erfuchen, ihn, den Angeſchuldigten, in Brom⸗ 
berg am 13. Februar zu erwarten. Mit dem Briefe kam 
am 4. Februar der flüchtige Johann Pozorski bei Sta⸗ 
nislaus v. Sadowski in Bromberg an. Am folgenden 
Tage traf Nepomucen v. Sadowski ein; er machte das 
Schreiben lesbar, theilte ſeinem Bruder Stanislaus 
die darin enthaltene Inſtruktion für den Aufſtand in 
Weſtpreußen mit und wies den Pozorski an, ſich ſo⸗ 
fort im’ die dortige Provinz zu begeben, da der Auf⸗ 
ſtand am 21. Februar ausbrechen werde. Auch Nepo⸗ 
mucen v. Sadowski reiſte dahin ab, nachdem er ſeinen 
Bruder angewieſen, den Angeklagten bei deſſen Ankunft 
in Bromberg aufzufordern, ihn ja zu erwarten, da er 
mit ihm über die Lage der Verſchwörung in Weſtpreu⸗ 
ßen Rückſprache nehmen wolle. 

Am 12. Februar machte der Angeklagte ſich in Be⸗ 
gleitung des Anaſtaſius v. Radonski nach Bromberg 
auf den Weg. Sie fuhren über Glesne und Samo⸗ 
ſtrzel und ſtiegen in Bromberg bei Frau v. Sadowska 
aus. 

Der Angeklagte ließ hier den Stanislaus v. Sa⸗ 
dowski merken, daß er wahrſcheinlich die Streitkräfte 
aus Weſtpreußen bei'm Aufſtande führen werde. Er 
erkundigte ſich nach verſchiedenen polniſchen Emigranten 
in Weſtpreußen, zeigte ſich aber fehr unruhig wegen der 
von dort noch nicht eingegangenen Berichte und der 
ſtattgefundenen Verhaftungen. Auch in Bromberg wur⸗ 
den verſchiedene Perſonen arretirt. A 

Stanislaus v. Sadowski und Anaftajius, v. Ra- 
donski verließen deshalb die Stadt, der Angeklagte aber, 
mit einer Legitimation verſehen, Inhalts welcher er zum 
Ankauf von Vieh in die Niederung reiſte, blieb noch 
bis zum 16. Februar, an welchem Tage Nepomucen 
v. Sadowski noch immer nicht angekommen war. 

Tags zuvor hatte er noch mit dem gleichfalls nach 
Bromberg gekommenen Oberſt v. Bieſiekierski über die 
Ausführbarkeit des revolutionären Unternehmens ver⸗ 
handelt. Bei ſeiner Abreiſe ließ er die Engelhardtſchen 
Specialkarten der Regierungsbezirke Gumbinnen, Dan⸗ 
zig, Marienwerder, Bromberg, Poſen, Liegnitz, Oppeln, 
der Gouvernements Auguſtowo, Plock, Maſowien, 
Podlachien, endlich des Freiſtaats Krakau, und der an⸗ 
grenzenden Gebiete von Oeſterreich und Rußland, bei 
der Frau v. Sadowska zurück, weil ſie ihn auf der 
Reiſe verdächtigen könnten. 

Er begab ſich von Bromberg zunächſt nach Witos⸗ 
law und dann nach Libenow bei Landsberg an der 
Warthe, wo er verhaftet wurde. 

Bei ſeiner Verhaftung gab er dem Gutsbeſitzer von 
Baſſewitz zu Libenow die in der Aſſervatenliſte bezeich⸗ 
nete Mütze, mit den Worten, daß dieſelbe ihm unbe⸗ 
guem ſei, oder unbequem werden könne, weil ſie auf 
einem ſchlimmen oder unternehmenden Kopfe geſeſſen 
habe. Dieſelbe Mütze hatte v. Mieroslawski auf der 
Reiſe nach Krakau getragen, und iſt ſie als ſolche ſo⸗ 
wohl von v. Mieroslawski, als dem Angeklagten re⸗ 
cognoſcirt worden. 3 

Auf feinem Gute hatte der Angeklagte, wie er ſelbſt 
dem Mitangeklagten Emil v. Moszezenski im Gefäng⸗ 
niß erzählte, 300 Lanzenfchäfte und Lanzenſpitzen an⸗ 
fertigen laſſen, um dieſelben für den beabſichtigten Auf⸗ 
ſtand nach Poſen zu ſchicken. 300 Stangen, aus Bir⸗ 
ken⸗Kernholz angefertigt, find auch bei der Nachſuchung 
zu Targowo⸗Gorka vorgefunden. Der Angeklagte hatte 


v. Mieroslawski billigte den Plan 
und es ſollte derſelbe fofort an Nepomucen v. Sa⸗ 


ſie unter dem Vorwande, daß ſie zu einem Stacketen⸗ 


Zaun gebraucht werden ſollten, gegen Neujahr 1846 


durch den Zimmermann Klarkiewiez und den Bret⸗ 
ſchneider Schindel anfertigen laſſen. Beide ſtellten ihm 
vor, daß ſich Eichenholz beſſer zu dem angegebenen 


Zwecke eigene, der Angeklagte blieb aber dabei, daß Bir⸗ 


kenholz genommen werden ſollte, und als Schindel noch 
einwendete, daß Birken in 2 bis 3 Jahren verfault 
ſein würden, entgegnete er: „das gehe ihn nichts an.“ 
Eine von den Stangen befindet ſich unter den 
Aſſervaten. = 
Außer dieſer Stange ſind auch noch die Druck⸗ 
Schriften: 


Demokrata polski — d. h. der polniſche Demo⸗ 0 


krat, Pszonka, — Partyzanka, d. h. der Partei⸗ 
gängerkrieg, Nowroczuik demokratyczny, d. h. 
demokratiſcher Kalender, O prawdach zywotnich 
narodu polskiego, d. h. von den Lebenswahrheiter 
des polniſchen Volks, 

in Beſchlag genommen. 

Einer in der Haft zu Sonnenburg ſtattgefundenen 
allgemeinen Verabredung gemäß, hat der Angeklagte 
ſeine zum polizeilichen Protokoll gegebenen Geſtänd⸗ 
niſſe widerrufen. 

Präſid. Sind Ihre perſönlichen Verhältniſſe im 
Eingange der Anklage richtig angegeben? 

Der Angeklagte bejaht es. 5 

Präſid. Sie find auch Lieutenant. Stehen Sie 
als ſolcher noch in der Landwehr? 

Angekl. Ja. 

Präſid. Wollen Sie ſich nun im Allgemeinen 
über die Anklage einlaſſen, ſich aber möglichſt an das 
Thatſächliche halten. - 

Angekl. Im Betreff des Allgemeinen habe ich 
nur anzuführen, daß zu Ende der Anklage von einer 
förmlichen Verbindung die Rede iſt. Dies iſt falſch 
und ich muß dagegen proteſtiren. j 

Der Präſident fragt den Angeklagten, ob er alfo 
jede Verbindung leugne, und dieſer bejaht das. Dann 
fragt der Präſident den Angeklagten: ob er Mitglied 
des agronomiſchen Vereins geweſen fei. Er giebt dies 
zu. Ferner richtet der Präfident an ihn die Frage: 
ob er auch an der Hetzjagd⸗Geſellſchaft Theil genom⸗ 
men habe. Er bejaht dies, es ſei indeß nur zufällig, 
durch Einladung geſchehen. Die Hetzjagd⸗Geſellſchaft 
ſei durchaus keine Verbindung geweſen. Der Zweck 
der Geſellſchaft ſei Reitübung geweſen. Nachdem man 
mehrere Stunden, natürlich zu Pferde, gehetzt habe, 
habe man vielfach militäriſche Evolutionen gemacht, da 
ſich in der Geſellſchaft viele gediente polniſche Kavalerie⸗ 
Offiziere befanden. 

Präſid. Sie ſind im 
revolutionärer Schriften geweſen. 

Angekl. Dieſe Schriften waren ſehr verbreitet, 
ſo ſind dieſelben auch mir zugekommen. 

Präſid. In welchem Verhältniſſe ſtanden Sie 
zu der polniſch⸗demokratiſchen Verbindung? Sie haben 
ſich darüber bereits ausführlich erklärt. 8 

Angekl. Man hatte mir geſagt, daß es gar nicht 
darauf ankomme, Perſonen zu bezüchtigen, ſondern nur 
allgemeine Angaben über die Natur des Aufſtandes zu 
machen. Es fei von Sr. Majeſtät dem Könige eine 
allgemeine treue Darſtellung gewünſcht worden. Ich 
mußte dies um ſo mehr glauben, da ich polizeilich ver⸗ 


Beſitze vieler verbotener, 


nommen wurde. Man hat mir ein von Mieroslawskt 


unterſchriebenes Papier vorgelegt, wonach derſelbe es 
für wünſchenswerth erachtet, in den Mittheilungen offen 
zu fein, weil fi der Unterſuchungsprozeß ſonſt außeror⸗ 
dentlich hinziehen würde. 

Präſid. 
nahme in die polniſch⸗demokratiſche Verbindung? Sie 
haben in der polizeilichen Vernehmung angegeben, 
daß dieſelbe durch Wladimir v. Wolniewich ſtattge⸗ 
funden habe. 4 

Angekl. Ich habe zwar bei der polizeili⸗ 
chen Vernehmung angegeben, daß ich aufgenommen 
worden ſei, aber nicht weil es wahr iſt, ſondern weil 
es der Wahrheit nahe kam. von Wolniewicz hat mir 
geſagt, daß eine ſolche Geſellſchaft, eine direkte Verbin⸗ 
dung beſtehe, wie ſie beſprochen wurde. 

Präſid. In welcher Weiſe geſchah dies? 

Angekl. Es war von der Propaganda demokrati⸗ 
(de Ideen und von der Herſtellung des Landes die 

ede. N 


Präſid. Sie ſagen: Herſtellung des Landes; wol 


len Sie ſich darüber nicht erklären? . 

Angekl. Meine Herten, da weiß ich nichts zu 

ſagen. h 28 
Präſid. Bei der polizeilichen Vernehmung haben 


Wie verhält es ſich mit Ihrer Auf⸗ 


Sie erklärt, daß Sie durch Wolniewicz in die Verbin⸗ 


dung aufgenommen wurden, und jetzt behaupten Sie, 
daß von Wolniewicz Sie nur durch Zufall gewonnen habe ? 
Angekl. Allerdings. 5 1 
Präſid. Sie ſollen j 
ſich bemüht haben, andere Mitglieder für die Verbin⸗ 
dung zu gewinnen, ſo den v. Szoldrski. Sie haben 
demſelben das demokratiſche Glaubensbekenntniß vorge⸗ 
legt und ihn angewieſen, die Befehle der Obern durch 
ie Dr. Matecki zu empfangen. Wie verhält es ſich 
amit? 8 f 


den Handſchlag geleiſtet und 


- 


” 


mit dem Polizeibeamten aufmerkſam zu machen. 


Angkl. Es iſt un wahrt. BR 
Präſid. Es ift aber doch von Ihnen bei der po⸗ 
lizeilichen Vernehmung ausgeſagt worden. Räumen 
Sie ein, daß es von Ihnen bei der polizeilichen Ver⸗ 
nehmung ausgeſagt worden iſt. N 

Angekl. Ja. Br 

Vertheidiger des Angekl. Ich muß den Hrn. 
Präſidenten bitten, daß die Vorleſung auch auf Fol. 
12 ausgedehnt wird. 5 

Der Präſident hat nichts dagegen einzuwenden, und es 
wird eine Erklärung vorgeleſen, wonach der Angeklagte 
die Anklagen beſtreitet. Nach einer vierſtündigen Un⸗ 
terhaltung mit dem vernehmenden Polizeibeamten un⸗ 
ter 4 Augen habe man ihm geſagt, daß v. Mieroslawski 
alles bekannt habe, daß er wünſche, daß Alle bekennten, 
es ſei ihm auch dieſe Erklärung v. Mieroslawski's mit 
deſſen Unterſchrift vorgelegt worden. 


Vertheid. d. Angekl. Es kam darauf an, den 
hohen Gerichtshof auf die vierſtündige Verhandlung 
Die 
Erörterung deſſen, was daraus folgt, behalte ich 
mir vor. 15 Done 

Präſid. Mitangeklagter .... treten Sie vor, 

Derſelbe tritt an die Barre. 5 

Präſid. Sie ſollen durch den Angeklagten von 
Koſinski in die polniſch⸗demokratiſche Verbindung auf⸗ 
genommen ſein. Sagen Sie die Wahrheit. 

Der Befragte erklärt, daß er die Verbindung, von 
welcher die Rede, gar nicht kenne. 

Präſid. Sie leugnen alſo, in die Verbindung 
aufgenommen worden zu ſein? 

Der Befragte leugnet dies. . 

Präſid. Angeklagter Matecki, Sie ſollen dabei 
zugegen geweſen ſein. 

Ur. Matecki leugnet. 

Präſid. Sie behaupten alſo, daß ſämmtliche 
r — 5 bei der polizeilichen Vernehmung unwahr 

eien. 

Angekl. Ja. 

Präſid. Ich werde Ihnen nun noch Ihr eigen⸗ 
händig geſchriebenes Bekenntniß vorleſen laſſen. 

Dem Angeklagten wird das Manuſkript vorgelegt 
und er anerkennt Schrift und Unterſchrift als die feine. 

Durch den Gerichtsaktuar erfolgt jetzt eine längere 
Vorleſung, welche im Weſentlichen Folgendes enthielt: 
zes wäre unwürdig, wenn ich leugnen und gänzliche 
Theilnahmloſigkeit behaupten wollte, obgleich es mir 
glücken könnte, da ich nur mit wenigen Theilnehmern 
verkehrt habe. Es wäre ein Verſtoß gegen das Ehr⸗ 
gefühl, zu leugnen, vor dem inneren Richter wird die 
Erhebung einer unglücklichen Nation ſich gewiß recht⸗ 
fertigen laſſen. Es giebt Verbrechen, welche nichts we⸗ 
niger als ſchänden, ſondern welche von der Ehre ver⸗ 
langt werden. In ſolchem Verhältniſſe ſteht das Duell 
bei uns. Sollte an die politiſchen Verbrechen ein an⸗ 
derer Maßſtab angelegt werden dürfen? Als Pole, als 
Sohn eines polniſchen Generals, welcher bei den pol⸗ 
niſchen Feldzügen eine Rolle ſpielte, wie konnte ich da 
ein theilnahmloſer Zuſchauer bleiben, in einem Augen⸗ 
blicke, wo ganz Polen in Flammen ſtand! Ich muß alle 
Conſequenzen tragen; wer den Muth hat, das Verbrechen 
zu begehen, muß auch den Muth haben, die Strafe 
zu dulden. Eine politifche Parteiloſigkeit iſt zwar auch 
bei den Richtern nicht möglich, aber ich ſchätze es doch 
als ein Glück, daß ich in einem Lande lebe, wo die 
Geſetze der Billigkeit gelten und wo man auf die Mil⸗ 
de des Herrſchers bauen kann.“ v. Koſinski kommt 
weiterhin zu Bekenntniſſen ſeines Schuldantheils. Er 
verſucht die Beantwortung der Frage, wie man die 

Röglichkeit des Gelingens bei einem Unternehmen, wie 
die polniſche Inſurrektion es war, habe glauben kön⸗ 
nen? Er glaubt, daß durch einen Krieg, gewaltſam 
und raſch hervorgerufen, hätte viel gewonnen werden 
können, namentlich wenn das Volk vom Patriotismus 
urchdrungen worden wäre. Auch habe er geglaubt, 
aß Preußen nichts gegen Polen unternehmen, viel⸗ 
mehr daß es ſich bald auf die Seite deſſelben ſtellen 
würde. Zwar ſei Polen klein gegen die große Mili⸗ 
tärmacht, welche man auf daſſelbe werfen könne, aber 
es gebe Beiſpiele in der Geſchichte, wo auch kleine 
ölker ſich befreit hätten. Man habe auf Preußen 
gerechnet; zwar habe es zu den Grundſätzen der Pa⸗ 
tis⸗Verſailler Centraliſation gehört, daß Polen aus 
eigener Kraft frei werden müſſe, aber man ſei im Gan⸗ 
zen doch darüber weggegangen. Unter Demokratismus 
habe man eine brüderliche Einigung der Stände ver⸗ 
anden, eine Entlaſtung der Bauern, um ſie für die 

ache des Vaterlandes zu gewinnen. Der Demokra⸗ 
tismus ſei mehr Mittel als Zweck geweſen und es ſei 
ein großes Vertrauen auf Preußens Mitwirkung, we⸗ 
nigſtens auf ſeine Neutralität geſetzt worden. 

Viele Rückſichten, fährt Koſinski in dem Manu⸗ 
ſkripte fort, veranlaßten ihn jetzt, die Wahrheit zu ſa⸗ 
gen, namentlich nach von Mieroslawski's gemach⸗ 
ten Ausſagen. So wolle denn auch er ſich erklären. 

Er berichtet nun, daß er im Juli 1844 Mitglied 
der polniſch⸗demokratiſchen Geſellſchaft geworden ſei. 
Ihr Zweck ſei damals ſehr harmlos geweſen, es habe 
ſich allerdings auch um die Wiederherſtellung Polens 
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gehandelt. Eben weil die Zwecke der Geſellſchaft ſehr 
unbeſtimmt, ſei er durchaus unthätig und faſt nur dem 
Namen nach Mitglied geweſen. Die Revolutionäre 
hätten mehr außerhalb der Geſellſchaft Verbreitung ge⸗ 
habt; allmälig aber ſei auch in die Geſellſchaft eine 
größere Lebendigkeit gekommen. Mit der Ankunft von 
Mieroslawski's habe ſich auch im Großherzogthum Po⸗ 
ſen eine größere Thätigkeit entwickelt, er habe aber 
durchaus nichts gegen Preußen unternehmen wollen, 
ſondern eigends gewünſcht, zur Zeit des Losbruchs in 
Krakau, außerhalb Landes, beſchäftigt zu werden; die 
Führung einer Colonne in Weſtpreußen habe er aus⸗ 
geſchlagen. Er habe geglaubt, daß ſich die ganze Na⸗ 
tion erheben werde, und er ſei zu dem beſtimmten Re⸗ 
ſultate gekommen, daß ohne die beſtimmte Mitwirkung 


—— 


Preußens jede Unternehmung mißlingen müſſe, aber die 
Reue kommt zu ſpät. Die Gemüther würden ſich end⸗ 
lich an die unbedingte Nothwendigkeit gewöhnen und, 
wenn man einmal die Idee der Nationalunabhängigkeit 
aufgeben könne, ſo thue Preußen viel. Statt des Stre⸗ 
bens nach Unabhängigkeit würde die Anſchmiegung an 
die beſtehenden Staaten Platz greifen und der Wunſch, 
unter einen Monarchen zu gelangen, würde bei den 
So zeige ſich die 


Polen die nächſte fixe Idee werden. 
Zukunft. 
Präſi d.: Wie erklären Sie ſich darüber? 


Angekl.: Eine moraliſche Theilnahme für die Her⸗ 


ſtellung Polens kann ich nicht leugnen. 
g Präſid.: 
licher Theilnehmer ſeien. 


Angeklagter giebt nur eine unbeſtimmte Erklä⸗ 
rung und wünſcht die Verantwortung ſeinem Verthei⸗ 


diger zu überlaſſen. 


Präſid.: Sie behaupten, daß Sie nur durch die 
Aufforderung des Inquiſitionsrichters veranlaßt, Ihre 
Bekenntniſſe niedergelegt haben. Behaupten Sie, daß 


Ihre Angaben unrichtig ſind? 
Angekl.: Sie ſind unrichtig. 


Präſid.: Wann heben Sie v. Mieroslawski zuerſt 


kennen gelernt? 
Angekl.: 
Prä ſid.: 


1846. 


geben? 8 


Der Angeklagte ſpricht ſehr undeutlich; er will von 
Mieroslawski erſt bei der Reiſe nach Krakau kennen 


gelernt haben. 


Vertheid. des Angekl. Ich bitte den Präſi⸗ 
denten, doch an den Angeklagten die Frage zu richten, 


ob er zwei oder ein Mal in Krakau geweſen ſei. 
Angekl. Nur ein Mal, im Jahre 1846. 


Auf die Fragen des Präſidenten, ob er durch don 
Mieroslawski den Auftrag zu Anfertigung ſtatiſtiſcher 
Arbeiten erhalten, ob er an den Berathungen zur Wahl 
des neuen Comité's Theil genommen und nachher ſelbſt 
ein Mitglied des neuen Comiteé's geweſen ſei, antwor⸗ 


tet der Angeklagte mit Nein. 


Es wird ein Aktenſtück vorgelegt, welches in Lem⸗ 
berg bei den dortigen Verhandlungen aufgenommen iſt 
Auf Wunſch 
des Vertheidigers wird das Aktenſtück dem Angeklagten 
vorgelegt. Es komme darauf an, zu ſehen, ob das Ak⸗ 
Der Herr Verthei⸗ 
diger erhebt Einwendungen gegen die Beglaubigung deſ⸗ 


und worin dieſes behauptet worden iſt. 


tenſtück gehörig beglaubigt ſei. 


ſelben. 


Es iſt aber angegeben, daß Sie wirk⸗ 


Auf welche Weiſe machten Sie ſeine 
Bekanntſchaft? Wollen Sie das Nähere darüber an⸗ 


daß mein Klient der deutſchen Sprache nicht ordentlich 
mächtig iſt; nicht blos im Intereſſe der Vertheidigung, 
ſondern auch der ganzen Verhandlung muß ich darauf 
beſtehen, daß er polniſch vernommen werde. 

Juſtizk. Crelinger: Der Vorgeführte iſt in die⸗ 
ſem Fall etwas anders als Angeklagter, wie ihn der 
Herr Staatsanwalt betrachtet; er iſt hier Belaſtungs⸗ 
zeuge, alſo in einer ganz anderen Stellung. Es iſt hier 
die größte Genauigkeit erforderlich; ich trage nicht dar⸗ 
auf an, daß erſt feſtgeſtellt werde, ob mit ihm polniſch 
oder deutſch verhandelt werden ſoll; ich behaupte viel⸗ 
mehr, daß nur polniſch mit ihm verhandelt werden 
könne. Der Präſident kommt noch einmal darauf zu⸗ 
rück, daß ſich aus den Akten ergebe, es ſei mit dem 
Belaſtungszeugen deutſch verhandelt worden. Dann 
zieht ſich der Gerichtshof zurück, um ein Konkluſum 
zu faſſen. { E 

Nach einer langen Berathung — fie dauerte über 
eine halbe Stunde — kehrt der Gerichtshof wieder 
zurück. N . 

Der Präſident erklärt: der Gerichtshof hat bes 
ſchloſſen, daß die Erklärungen des Elzanowski ſowohl 
als Zeugen wie als Angeklagten in polniſcher Sprache 
gehalten werden können. Zwar hat derſelbe zuerſt ſich 
damit einverſtanden erklärt, daß (bei der erſten Ver⸗ 
handlung) deutſch verhandelt werde, doch hatte er ſpä⸗ 
ter erklärt, daß er des Deutſchen noch nicht ſehr mäch⸗ 
tig ſei. Ein beſonderer Beſtimmungsgrund für das 
Collegium iſt auch der geweſen, daß in dem Signale⸗ 
ment des Elzanowski ſich unter der Rubrik: Beſon⸗ 
dere Bemerkungen findet: Sprache: polniſch, franzöſiſch 
und etwas deutſch. 

Das Verhör wird fortgeſetzt. 

Präſ.: Wann hat Elzanowski den Angeklagten 
Koſinski kennen gelernt? 

Elz.: 1844. vn = 

Präſid.: Was hat er damals mit ihm gefprochen 
und unterhandelt? 

Elz.: Die Unterredung betraf ein Geldgeſchäft, 
welches zwiſchen zwei Polen vermittelt wurde. 

Präſid.: Hat v. Koſinski zu Elzanowski geäußert, 
daß er (der erſtere) zum Oberſten gewählt werden ſolle? 

Elz.: Nein. 5 f 

Präſid.: Hat Elz. durch Kof. einen Brief er⸗ 


Elz.: Ja, einen von Heltman geſchriebenen Brief. 

Präſid.: Wie verhält es ſich mit den in der An⸗ 
klage erwähnten 100 Thalern, welche Koſ. dem Elz. 
gegeben haben ſoll? 

Elz.: Der Brief hat die Inſtruktion enthalten, 
daß ihm 100 Thaler gegeben werden ſollen. 

Vertheidiger Hr. Crelinger: Will es dem Herrn 
Präſidenten gefallen, den Angeklagten Elz. zu fragen, 
ob der Brief verſiegelt war? 

Auf die diesfällige Frage des Präſidenten antwor⸗ 
tet Elz. Ja. ; 

Präſid.: Früher hat Angeklagter (Elz.) bei feinen 
deutſchen Vernehmungen anders ausgeſagt. 

Elz. erklärt, daß bei der Inſtruktion dadurch, daß 
er polniſch geſprochen, die Ausſagen nicht richtig pro⸗ 
tokollirt wurden. 5 

Darauf tritt er ab. Das Verhör mit Koſinski 
wird fortgeſetzt. 

Präſid.: In der Anklage ſteht, daß Sie dem 
v. Mieroslawski 2 Atlaſſe eingehändigt haben, worin 


Es wird dem Angeklagten vorgehalten, das er meh⸗ 
rere Studenten zur Aufwiegelung des Volkes in den 
oberſchleſiſchen Fabrikdiſtrikten angeregt habe. Er leugnet 
dies und will ſelbſt die Namen der Studenten nicht 
kennen. Es wird ihm vorgehalten, daß er zu dem Se⸗ 


Notizen von Ihnen enthalten geweſen? 
(Die betreffenden Atlanten werden dem Angeklagten 
vorgelegt, er erkennt ſie an.) , 


Präſid.: Es wird ferner in der Anklage behaup⸗ 


veryn v. Elzanowski geſagt habe, er habe bei dem Wech⸗ 
ſel des Perſonals Hoffnung, zu den Obern gewählt zu 


werden; er leugnet auch dieſes. 
Präſid.: v. Elzanowski treten Sie vor. 


Derſelbe tritt vor; er will der deutſchen Sprache 
nicht mächtig ſein, obgleich die gerichtlichen Verhand⸗ 
lungen mit ihm deutſch geführt ſein ſollen. Am Tiſch 
der Vertheidiger erhebt ſich der Vertheidiger des v. El⸗ 
zanowski und erklärt, ſein Klient ſei der deutſchen 
Sprache nicht mächtig, er habe ſich die Angaben deſſel⸗ 


ben erſt ins Deutſche überſetzen laſſen müſſen. 
Präſid. 


ſprache reden zu laſſen. 
Sprache wird nicht ſtattfinden können. 
Staatsanwalt: Wenn der Angeklagte deutſch 
kann, ſo muß er auch deutſch reden. Indem ich hier 
einzig und allein im Intereſſe der Wahrheit ſtehe, muß 
ich dieſes verlangen. ie amtlich beglaubigten Akten 
bekunden, daß er deutſch kann. Ich beſtreite nicht die 
Angabe ſeines Herrn Vertheidigers, aber es iſt dabei 
allein auf den guten Willen des Angeklagten angekom⸗ 
men. Es hat ſich unter den Angeklagten ein Syſtem 
der Vertheidigung gebildet; auch das Mittel, welches 
jetzt hervortritt, wird dazu gehören. : 
Vertheid. des Elzanowski: Ich bin überzeugt, 


Es iſt aber, wie die gerichtlichen Ver⸗ 
handlungen darthun, deutſch mit ihm verhandelt worden. 

Juſtiz⸗Comm. Crelinger: Wenn der Angeklagte 
behauptet, daß er nicht Deutſch verſtehe, um alle Fra⸗ 
gen beſtimmt verſtehen und beantworten zu können, fo 
ſſt der Gerichtshof gezwungen, ihn in feiner Mutter⸗ 
Ein Zwang zur deutſchen 


tet, daß Sie der Verſammlung in Poſen beigewohnt 
haben, in welcher Dr. Liebelt zum Mitgliede der Na⸗ 
tionalregierung ernannt worden. Iſt dies der Fall? 

Ko ſ.: Nein. i * 

Der Gerichtsſchreiber lieſt das Aktenſtück vor, in 
welchem jene Ausſage zu Protokoll genommen worden. 
Darin iſt erwähnt, daß Mieroslawski bei jener Ver⸗ 
handlung zugegen geweſen. 5 

Präſid.: Angeklagter v. Mieroslawski! 

(v. Mieroslawski tritt vor.) 

Präfid. fragt durch den Dolmetſcher, ob Ende 
Dezember 1845 oder Anfang Januar 1846 noch eine 
Verſammlung in Poſen ſtattgefunden, in welter Dr. 
Liebelt zum Mitgliede der Nationalregierung ernannt 
worden. 

v. Mieroslawski: Es wäre eine Verhandlung 
darüber geweſen, ob Dr. Liebelt gewählt werden ſollte. 


Präſid.: War der Mitangeklagte v. Koſinski be 
dieſer Verhandlung zugegen? 

v. Mieroslawski: Nein. (Tritt ab.) 

Präſid. (zu Koſinski): Sind Sie in Krakau 

mit v. Mieroslawski zuſammengekommen? 

Koſ.: Nein. > 

Präſid.: Haben Sie einer Verſammlung in Kra⸗ 
kau beigewohnt? 

Kof.: Nein, keiner Verſammlung. 
Die Angaben der Anklage ſind alſo 


1846) 


Ko ſ.: Ja. N 
Präſid.: Sie ſollen aber, wie auch in der Ver⸗ 


nehmung ſteht, eine Inſtruktion in einer dieſer Ver⸗ 
ſammlungen nachgeſchrieben haben? 

Koſ.: Nein. n 

(Die betreffende Inſtruktion wird ihm vorgelegt. 
Der Angeklagte leugnet, daß es feine Handſchrift ſei. 
Er erkennt die Schrift für die des Herrn v. Martinski.) 

Vertheidiger Herr Crelinger giebt einen Brief 
von Martinski, der mit ſympathetiſcher Tinte geſchrie⸗ 
ben, zu Protokoll. k 

Präſid. (zu Koſinski): Ihre frühere Ausfage, daß 
Sie einer Verſammlung in Krakau beigewohnt, iſt je⸗ 
doch mit der des Tyſſowski und v. Mieroslawski über⸗ 
einſtimmend. g 

Kof. wiederholt, daß feine früheren Ausſagen in 
dieſer Beziehung unrichtig und nur der Sache wegen 
gethan ſind. 

Vertheid. Crelinger bittet, daß die Ausſage 
Tyſſowski's dem Angeklagten vorgeleſen werde. (Es ge⸗ 
ſchieht. Es heißt darin, daß v. Koſinski in einer Ver⸗ 
ſammlung in Krakau geweſen; ſpäter ſei er und v. Mie⸗ 
roslawski zuſammen erſchienen.) 

Staats⸗Anwalt: Von welchem Datum iſt die 
Ausſage Tyſſowski's? 5 

Gerichtsſchreiber: Königsſtein 29. Okt. 1846. 

Staats⸗Anwalt: Und die gleichlautende Aus⸗ 
ſage Koſinski's? 

Gerichtsſchreiber: 
14. Juli 1846. 

Präſid. (zu Koſ.): Hat Sie v. Mieroslawski 
aufgefordert, das Kommando für Weſtpreußen zu über⸗ 
nehmen? 

Kof.: Ich habe kein derartiges Kommando über⸗ 
nommen, ſchon deshalb nicht, weil ich kein Vertrauen 
zu dem Gelingen des ganzen Unternehmens hatte. 

Präſ.: Haben Sie ſich nicht für Annahme einer 
unteren Stelle bereit erklärt? 

Kof.: Für den Fall, daß Preußen in Verbindung 
mit der Nationalregierung gegen Rußland ſein würde, 
habe ich mich zu einer untern Stelle im Militärcom⸗ 
mando bereit erklärt. 

Präſid.: Sie haben, nach der Anklageſchrift, dem 
v. Sadowski geſagt, daß Sie das Commando in Weſt⸗ 
preußen führen würden. - 

Kof.: Nein. \ 

Präſid.: Angeklagter v. Sadowski! 

Herr v. Sadowski tritt vor und ſpricht mit lau⸗ 
ter Stimme in gutem Deutſch: Es ſind Umſtände vor⸗ 
handen, daß ich jetzt nichts Näheres ausſagen kann. 
Sobald ich ſelbſt vor den Schranken als Angeklagter 
ſtehen werde, habe ich das Weitere noch vorzubringen. 
Was Koſinski betrifft, ſo erinnere ich mich nicht, von 
ihm jene Mittheilung erhalten zu haben. 

Staatsanw. (zu Koſinski): Sie haben ſich noch 
nicht darüber ausgeſprochen, wie Ihr früheres Geſtänd⸗ 
niß, daß v. Mieroslawski Ihnen erzählt habe, wie er 
mit Ihnen in Krakau zuſammengeweſen, mit Ihrer 
heutigen Ausfage, daß Sie gar nicht in Krakau ge: 
weſen, zuſammenhängt. ; 

Vertheid. Crel.: Ehe der Angeklagte antwortet, 
erlaube ich mir an den Herrn Präſidenten die Frage, 
ob es der Staatsanwaltſchaft überhaupt zufteht, eine 
Frage direkt an den Angeklagten zu richten? 

Präſ.: Es iſt nach mehrfach hierüber geäußerten 
Zweifeln beſchloſſen worden, daß dies zuläſſig ſei. 

Staatsanwalt wiederholt die Frage. 22 

v. Koſ.: Ich habe nur zu antworten, daß ich mit 
v. Mieroslawski nicht in Krakau zuſammen geweſen 
bin. Wir ſind von Poſen zuſammen abgereiſt; doch 
ſtieg er früher aus dem Poſtwagen und reiſte mit der 
Poſt weiter nach Krakau. g 

Präſid.: Wie verhält es ſich mit der Mütze, die 
Sie nach der Anklage in Liebenau bei Landsberg u. ſ. w. 
zurückgelaſſen, und ſind die Worte richtig, die Sie bei 
dieſer Gelegenheit, der Anklageſchrift zufolge, geſagt 

aben? f 
5 v. Koſ.: Das Faktum, daß ich die Mütze abgege⸗ 
ben, iſt richtig; ich habe ſie jedoch mit den Worten 
abgegeben, daß ſie mir unbequem ſei. 8 

Präf.: Haben Sie dem Emil von Moszczenski 
im Gefängniffe mitgetheilt, daß Sie für den Aufſtand 
Se Lanzenſchäfte und Lanzenſpitzen haben anfertigen 
laſſen? 


Kof.: Nein. 

Präfid.: v. Moszezweski! (Diefer tritt auf. 
In ſchlechtem Deutſch erklärt er, daß er mit v. Koſ. im 
Gefängniſſe zuſammengeſeſſen und verlangt, daß das 
Protokoll vorgeleſen werde. Es geſchieht. Darin wird 
der Ba Mi 1 der mit beiden im Ge⸗ 
ängniſſe zufammengefeffen. 

f eh Schloſſer Lipinski! (Diefer tritt vor. 
In fehe mangelhaftem Deutſch erzählte er, daß er mit 
Herrn. v. Koſ. zwar in einer Anſtalt geſeſſen habe, er 
fei jedoch unten, und Herr v. Kof. oben geweſen. Er 
erklärt, daß ihm nichts von Lanzen bewußt ſei, wohl 
aber ſei von 300 Stöcken geſprochen worden.) 

v. Kof.: Ich habe von 
von Lanzen geſprochen. 

8 werden 2 dieſer Stangen vorgezeigt. 

Es iſt 9,11 uhr. Der Präfident verkündet, daß 

eine halbſtündige Pauſe eintritt. 


Strafanſtalt Sonnenburg 


Staketenſtöcken und nicht 


2032 
Hr. Erelinger: Bevor dieſe Pauſe eintritt, 
erlaube ich mir, nochmals auf die vorhin angeregte 
Polenfrage zurückzukommen. Ich ſehe nicht, durch 
welches Geſetz das Verfahren des Hrn. Staats⸗An⸗ 
waltes, Fragen an die Angeklagten direkt zu richten, 
gerechtfertigt iſt. Es exiſtirt im Gegentheil für die⸗ 
ſen Fall ein beſtimmter §, der jedoch nicht conform 
iſt mit dem vorhin geäußerten Beſchluſſe, den der 
Herr Präſident mitgetheilt hat. 
des Geſetzes vom 17. Juli vorigen Jahres, und die⸗ 
ſer § iſt in der neuen Verordnung nicht aufge⸗ 
hoben. 

Präſid.: Ich habe bereits erwähnt, daß bei 
dem Zweifel, den das Geſetz läßt, der vorhin mit⸗ 
getheilte Beſchluß, daß allerdings der Staatsanwalt 
Zwiſchenfragen an die Angeklagten richten kann, ge⸗ 
faßt worden iſt. 

(Die Pauſe tritt ein.) 

Nach beendigter Pauſe wird die erwähnte Form⸗ 
frage wieder von einigen Vertheidigern zur Sprache 
gebracht. Die Mehrzahl der Vertheidiger kann dem 
Staatsanwalte das Recht nicht zuerkennen, Fragen 
an die Angeklagten zu richten. Der Proteſt, nament⸗ 
lich von Hrn. Furbach, Hrn. Martins und Hrn. 

+ (unfer Manuſcript enthält einen unleſerlichen Namen) 
ausgeſprochen bleibt, von Seiten der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft und dem Präſident unbeantwortet. 

Nach dieſem Zwiſchenfalle wird das Verhör fortge⸗ 
ſetzt. Es werden zwei Zeugen (Brettſchneider, Schin⸗ 
del und Zimmermann Klarkiewicz) vorgeführt. 

12 Uhr Mittags. 


Das neueſte Poſtamtsblatt iſt ziemlich reich an 
Verfügungen. Dem Volksſchullehrerverein für Schle⸗ 
fien in Goldberg, iſt die Portofreiheit bewilligt worden. 
Die Poſtillone ſollen beſſer blaſen lernen. Die Bahnhofs⸗ 
Expeditionen haben die Befugniß erhalten, ſich unmit⸗ 
telbar an das Ober⸗Poſtamt zu wenden. Das preuß. 


Poſtamt in Krakau iſt aufgehoben und das öſterreichiſche 


Poſtamt in Krakau tritt mit den preuß. Poſtämtern 
in Neuberun und Breslau in Kartenwechſel. Der Poſt⸗ 
Sekretär Berkahn iſt von Danzig als Poſt⸗Verwalter 
nach Schmiedeberg in Schleſien verſetzt, die durch den 
Tod des Poſtexpediteurs v. Frankenberg erledigte Stelle 
in poln. Wartenberg dem penf. Lieut. v. Hoffmannswal⸗ 
dau verliehen, und die Verwaltung der Poſtexpedition 
in Schildberg dem Poſtexpeditions⸗Gehülfen Berk über: 
tragen worden. Wegen Mitnahme ſogenannter blin⸗ 
der Paſſagiere ſind auch wieder einige Poſtillone aus 
Schleſien entlaſſen worden. — In unſerm Geſundheits⸗ 
zuſtande iſt hier eine Art ſporadiſcher Brechruhr viel⸗ 
fältig vorgekommen. Diſſenterie und Erbrechen ſind, 
beſonders bei Kindern, ziemlich häufig. 

Königsberg. Se. königl. Hoheit der Prinz Adal⸗ 
bert iſt am Iften Auguſt um 9½ Uhr Abends in er⸗ 
wünſchtem Wohlſein hier eingetroffen; um 9% Uhr 
wurde ihm vom ganzen Militär⸗Muſikchor eine Abend⸗ 
Muſik gebracht. g 

6 Königsberg, 1. Auguſt. Vor einigen Tagen 
ſprach ich mich in Ihrer Zeitung über die hier über⸗ 
handnehmende Straßenbettelei aus — dieſer Uebelſtand 
wird in einer heutigen Bekanntmachung des Polizei 
Präfidenten Lauterbach anerkannt und Abhilfe hiergegen 
zugeſichert. Zu dieſem Zwecke ſollen von jetzt ab vier 
Hilfs⸗Polizei⸗Beamte in Civil⸗Kleidung den Tag hin⸗ 
durch auf die Bettler vigiliren und ſolche im Betre⸗ 
tungsfalle ohne Anſehen des Alters zur Haft bringen. 
Hoffentlich wird ſich dieſe Maßregel wirkſam erweiſen. 
— Bei dem heutigen deutſchen Sonntags-⸗Gottesdienſte 
der Reform⸗Juden war die Synagoge außerordentlich 
ſtark beſucht, wozu der Grund wohl weniger im In⸗ 
tereſſe für die Sache, als vielmehr in Neugierde zu 
ſuchen ſein dürfte. Der kirchliche Ritus war der äu⸗ 
ßeren Form nach dem chriſtlichen ſehr ähnlich. Den 
Gottesdienſt leitete der Rabbiner Dr. Saalſchütz, wel⸗ 
cher hier beiden Parteien und, wie es heißt, zur Zu⸗ 
friedenheit, dient — gewiß ein ſeltener Fall! Als cha⸗ 
rakteriſtiſch für den Geiſt, der hier unter den Reform⸗ 
Juden herrſcht, dürfte eine Aeußerung anzuſehen ſein, 
die Referent ſelbſt in der Synagoge von einem jüdi⸗ 
ſchen Arzte vernahm; — er fragte einen anderen 
Iſraeliten nämlich: „Nun, was wird geſungen? wohl 
Jeſus meine Zuverſicht!“ Auch nennen ſich die Re⸗ 
form⸗Juden ſelbſt ſcherzweiſe freie, proteſtantiſche (pro⸗ 
teſtirende) Juden. g 


Deut ſchland. 
München, 30. Juli. Seit mehrern Tagen weilt 
Ludwig Uhland in unſerer Mitte. Forſchungen über 
einen altdeutſchen Roman, deſſen ſchon im 10ten Jahr⸗ 
hundert unter dem Namen des Herzog Heinrich Mel⸗ 
dung geſchieht, haben ihn zu den Schätzen unſerer Dir 
bliothek und zu ſeinem Freunde Andreas Schmeller 
geführt, der unter denſelben in zwei Handſchriften eine 
lateiniſche Bearbeitung jenes Werkes entdeckt hat, deſſen 

Original man für verloren hält. 3.0 
Die Kreisregierung von Ober⸗Baiern hat ſich ver⸗ 
anlaßt geſehen, neue verſchärfte Vorſchriften zur Ver⸗ 
hütung des Wilddiebſtahls zu ertheilen. Unter 
Anderm wird verfügt, daß, wenn ungeachtet der ſon⸗ 


Es iſt der $ 75° 


zu verwirklichen. 


ſtigen Anordnungen der Wilddiebſtahl in einer Ge⸗ 
meinde überhandnehme und die Verdächtigen nicht zur 
Anzeige gebracht würden, ſofort Antrag auf Einlegung 
militäriſcher Executton zu ſtellen ſei, welche ſodann 
unnachſichtlich und auf Koſten der betreffenden Gemeinde 
werde verfügt werden. ä 


Das neueſte Intelligenzblatt für den Landkreis 
Mainz bringt folgende kreisräthliche Verordnung an 
ſämmtliche Bürgermeiſter des Kreiſes: „Großherzogliches 
Miniſterium des Innern und der Juſtiz wünſcht von 
dem Ertvage der diesjährigen Erndte Kenntniß zu er⸗ 
halten und hat deshalb deren Aufnahme angeordnet. 
Demgemäß empfehle ich Ihnen, die geſammte Krescenz 
in Ihrer Gemarkung, unter genauer Angabe der ein⸗ 


zelnen Fruchtgattungen, nach Maß, Gewicht oder Stück⸗ 


zahl, wie es in der anliegenden Ueberſicht angedeutet 


iſt, unter Zuziehung der Feldgeſchworenen aufzunehmen 


und mir alsdann das Reſultat, in die mitgetheilte Ueber⸗ i 


ſicht eingetragen, berichtlich einzuſenden.“ 


T Leipzig, 4. Aug. 
General-Poſtmeiſter von Schaper unausgeſetzt einen 
deutſchen Poſtverein ins Leben zu rufen, um dadurch 
ein gleichmäßiges Taxverfahren in ganz Deutſchland 
einzuführen. Die größten Schwierigkeiten, die der 
Ausführung dieſer großartigen Idee indeß entgegentre⸗ 
ten dürften, iſt wohl unſeres Erachtens unbedingt die 
in einzelnen Staaten herrſchende Verſchiedenheit der 
Münzen und des Gewichts. Ohne Wegräumung 
dieſes Hinderniſſes laſſen ſich gleichmäßige Portotaxen 
wohl ſchwerlich einführen. Die Poſtverwaltung im 


Bekanntlich ſucht der preuß. 


” 


Herzogthum Altenburg iſt an unferen Staat überge- 


gangen; bemerklich iſt hierbei, daß ſich ſämmtliche im 
Herzogthum angeftellte taxisſche Poſtbeamten, denen frei⸗ 
geſtellt wurde, in ſächſiſche Dienſte zu treten, dies zu 
thun entſchieden geweigert haben. 


Braunſchweig, 31. Juli. Allgemeine Freude er⸗ 


regt die Nachricht, daß Behuf wechſelſeitiger Erleichte⸗ 
rung des Verkehrs, insbeſondere des Durchgangsver⸗ 
kehrs auf den Eiſenbahnen von Seiten des Zollvereins 
und des Steuervereins Maßregeln beabſicht werden 
und zu dieſem Behufe zwiſchen beiderſeits ernannten 
Commiſſarien eine Conferenz in Hannover ſtattfin⸗ 
den wird. * 


Braunſchweig, 2. Auguſt. Sehr zahlreiche Be⸗ 


ſtellungen, ſo wie ankommende bedeutende Waaren⸗ 
transporte berechtigen zu der Hoffnung, die noch in 
dieſer Woche beginnende hieſige Meſſe werde beſſer 
werden, als die der letztern Jahre. Beſonders aus den 
ſächſiſchen Fabriken und Manufakturen ſind bereits an⸗ 
ſehnliche Vorräthe hier angelangt. Auch iſt es jetzt 
ſchon durch Fremde lebhafter als im vorigen Sommer 
um dieſe Zeit. Auf der andern Seite giebt der über⸗ 
große Mangel an baarem Gelde zu Beſorgniſſen Anz 
laß. Man fürchtet, manchen Geſchäftshäuſern nahe 
eine unheilvolle Kriſe; das Disconto dürfte höher no⸗ 
tirt werden, als ſelbſt in den verhängnißvollen Jahren 
1809 und 1814. (Magdeb. 3 


Hamburg, 30. Juli. Noch im Laufe dieſes Som⸗ 
mers werden unſere beiden neuerbauten hamburger 
Dampfſchiffe, welche für den Dienſt zwiſchen hier und 
London beſtimmt find, mit den engliſchen Schiffen in 
Konkurrenz treten. Man wird dann billig nach Lon⸗ 
don reiſen, eine Fahrt, die jetzt immer noch verhältniß⸗ 


mäßig theuer ift, denn fie koſtet in der erſten Kajüte 


4 Pf. St. Es heißt, daß in Nordamerika mehrere 
Dampfſchiffe für regelmäßige Fahrten zwiſchen hier und 
dort gebaut würden. (K. 3.) 


Altona, 2. Auguſt. Vor einiger Zeit hat ſich 
hier ein proviſoriſches Comité gebildet, um zur An⸗ 
lage einer Eiſenbahn von hier nach Lübeck über Oldes⸗ 
loe die vorbereitenden Schritte zu thun. Es wurde 
darauf ein Geſuch nach Kopenhagen geſchickt, um die 
Erlaubniß zur Vornahme der Nivellirungen und der 
übrigen dem Baue vorhergehenden Maßnahmen zu er⸗ 
halten, zu denen es einer vorgängigen Genehmigung 
von Seiten der Regierung bedarf. Auf dieſes Geſuch 
iſt zwar am 15ten v. M. ein abſchlägiger Beſcheid er⸗ 
folgt, indeß ſcheint man doch noch nicht die Hoffnung 
aufgegeben zu haben, daß es gelingen werde, den Plan 
(Hamb. B.⸗H. ) 


’ 


Oeſter reich. 


* Wien, 2. Auguſt. Es iſt ſeit 2 Tagen be⸗ 
kannt, daß die zur Verſtärkung der Armee in Ober⸗ 
Italien beſtimmten 8 Grenz⸗Infanterie-⸗Bataillons Ge⸗ 
genbefehle erhielten und daß auch die 2 Kavalerie⸗Re⸗ 
gimenter Fürſt Windiſchgrätz und Großfürſt Alexander 
ihre Sarnifonen nicht wochlelten. Erſteres ſollte von 
Radkersburg in Steyermark nach Italien vorrücken und 


letzteres dieſes dort erſetzen. — JJ. HH. der regier 


rende Herzog und die Herzogin von Sachſen⸗ Coburg 
werden heute hier erwartet. — Eben eingehenden Nach⸗ 
Fortſetzung in der zweiten Beilage.) 


— — 
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richten aus Lemberg zufolge iſt den Hochverräthern 
Wisniewski und Kapuczinski am Mittwoch den 24. 
v. M. das Todesurtheil verkündet worden. Am Sonn⸗ 
abende erfolgte die Hinrichtung. 
SGroßbritan nien. 
London, 31. Juli. 
bekannt und von denſelben 119 auf Liberale, 52 auf 
Peeliten und 46 auf Protectioniſten gefallen, In den 
vier noch übrigen Londoner Wahlbezirken, Lambeth, 
karplebone, Tower Hamlets und Southwark, find die 
ahlen geſtern beendigt worden, und das Reſultat der⸗ 
ſelben iſt, jedoch in den drei erſtgenannten noch nicht 
amtlich, bekannt. In Marplebone hat ſich die Stim⸗ 
menmehrzahl ſo entſchieden für Sir Benjamin Hall und 
Lord Dudley Stuart ausgeſprochen, daß kein Zweifel 
an der Beſtätigung dieſes Stimmenverhältniſſes durch 


die heute zu publizirende offizielle Stimmliſte obwaltet; 


die beiden durchgefallenen Kandidaten find Sir d; Hamil⸗ 
ton, ein Tory, und Herr Shee, ein Liberaler. In den 
Tower Hamlets iſt General Fox, General-⸗Inſpector des 
Materials der Artillerie, der miniſterielle Kandidat, durch⸗ 
gefallen; gewählt wurden zwei unabhängige Liberale, 
Sir W. Clay und Herr G. Thompſon. Außer Herrn 
Rothſchild in London hatte ſich auch noch in Greenwich 
ein Iſraelit, Herr Salomons, zum Parlamentsmitgliede 
gemeldet, er iſt aber ſeinen Mitbewerbern, Admiral 
Dundas und Herrn Barnard, unterlegen. Ein dritter 
Iſraelit, Herr Meyer Amſchel Rothſchild, tritt in Hythe 
als Bewerber auf und hat den poll verlangt, da bei 
der Handerhebung ſein Gegner, Herr Brockmann, ob⸗ 
ſiegte. In Lynn ſind Lord G. Bentinck und Lord 
Jocelyn, ein Peelit, ohne Oppoſition gewählt worden. 
Lord G. Bentinck hielt bei der Gelegenheit wieder eine 
längere Rede gegen Peel's Politik, wogegen Lord Jo⸗ 
celyn dem „großen Staatsmanne“, Sir Robert Peel, 
ſeine Huldigungen darbrachte. In Oldham iſt der be⸗ 
kannte Herr Fielden durchgefallen. In Stockport hat 
ſich bei der Handerhebung die Stimmenmehrheit für 
Herrn Cobden (der in ſeiner Abweſenheit vorgeſchlagen 
worden iſt) und einem Handwerk 
werker aus Macclesfield, 
Namens Weſt, erklärt; der poll wird indeß dieſe Ab⸗ 
ſtimmung zu beſtätigen haben. Lord Palmerſton iſt 
wieder in Tiverton als Kandidat aufgetreten; die Wahl 
‚ME noch nicht beendet. — Auch in Schottland haben 
die Wahlen bereits begonnen, und in Edinburgh hat 


die Proklamirung der Kandidaten bereits vorgeſtern 


ſtattgefunden. Den bisherigen Vertretern der Stadt, 
Macaulap und Gibſon Craig, ſind zwei neue Kandi⸗ 
daten, die Herren Cowan und Blackburn, entgegenge⸗ 
; m von denen der Erſtere ſich hauptſächlich auf feine 
läne der Acciſe⸗Reform, der Letztere auf feinen be: 
kannten Eifer im Schutze der Sabbathfeier zu ſtützen 
ſcheint. Die Handerhebung gab kein entſcheidendes Re⸗ 
ſultat, und geſtern ſollte daher der poll eröffnet wer⸗ 
den. In Glasgow, wo die Wahl ſehr beſtritten zu 
fein ſcheint, hat ſich der bekannte Sekretär des Han⸗ 
dels⸗Bureau, Kar M' Gregor, gemeldet. Sn: feiner 
Rede vor den Huſtings erklärte er ſich ſehr entſchieden 
dahin, daß in der nächſten Seſſion kräftige Maßregeln 
zur weiteren Ausdehnung der Handelsfreiheit getroffen 
werden müſſen; ſeine Gegner ſind die Herren Dixon 
und Denniſtone, Letzterer einer der bisherigen Vertreter 
der Stadt. Die Wahlen in Irland waren nach den 
letzten Berichten noch in dem Stadium der Vorberei⸗ 
zung. — Bisher ſind die Wahlen überall in Ordnung 
und Ruhe abgelaufen, wenige unbedeutende Ausnahmen 
gerechnet, In Knaresborough, wo man Unruhen 
üchtete, hatte man ein Detachement Dragoner aufge⸗ 
ten, jedoch zeigte ſich die Beſorgniß als unbegründet. 
In der geſtrigen Mittheilung iſt irrthümlicher Weiſe 
angegeben, daß der Sptecher in Cambridge durchgefal⸗ 
len ſei; die Wahl des Sprechers, Herrn C. S. Lefevre, 
ae vielmehr in Northhampfhire völlig geſichert zu 
ſein.) — Das Forſt⸗ und Wald⸗Departement hat ſich 
bereit erklärt, die Unterhaltung des Hauſes von Sha⸗ 
keſpeare in Stratford, das zum Abbrechen verkauft wer⸗ 
den follte, zu übernehmen. 

Die Nachrichten aus New⸗Pork ſowohl, wie aus 
Kanada, melden den Ausbruch des ſog. Schiffsſiebers 
unter den zahlreichen Einwanderern, befonders aus It: 
land. Die Zahl der Einwanderer in New⸗ Vork hat 
während der erſten 6 Monate dieſes Jahres 84,218 

tragen, von denen ein großer Theil während der Ueber⸗ 
fahrt in ſo enge, ſchmutzige Räume eingeſchloſſen war, 
daß natürlich Krankheiten und Todesfälle eintreten muß⸗ 
ten. Auf einem von England nach Quebec beſtimm⸗ 
ten, in New⸗Vork eingelaufenen Auswandererſchiffe wa⸗ 
en unter 349 Paſſagieren 117 geſtorben und nur 20 
von Krankheit frei geblieben. (H. B.⸗H.) 
125 Frankreich. 
X Paris, 1. Auguſt. Auf der heutigen Sonn⸗ 
tagsbörſe bei Ten 12 u Zptoz. um ein ganz 
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Bis jetzt ſind 217 Wahlen 


Freitag den 6. Auguſt 1847. 


77, 27½. — Der Gouer, fr. erklärt fi heute dar⸗ 
über, warum er geſtern bei ſeinem Prozeß einen Auf⸗ 
ſchub begehrt habe. Der Courr. hatte zuerſt Herrn 
Cremieux feine Vertheidigung übergeben, dieſer will aber 
jetzt die Sache vor der Deputirtenkammer prüfen und 
hat die Vertheidigung Herrn Favre übergeben, welcher 
erſt vorgeſtern dieſe Nachricht erhielt; alſo keine Zeit 
hatte, ſich vorzubereiten. — Herr Teſte hat die Er⸗ 
laubniß erhalten, in das Hoſpital der Neothermen in 
der Straße de la Victoire ſich zu begeben. Die Prä⸗ 
ſidentenſtelle des Herrn Teſte hat Herr Franck Carre, 
bisher in Rouen, erhalten. — Die Herzogin v. Or⸗ 
leans hat ein philo ſophiſch⸗hiſtoriſches Werk geſchrieben, 
das ſie zum Druck beſtimmt. Man behauptet, daß es 


ein ausgezeichnetes Werk ſei. — In den letzten Tagen 


ſind die beiden Forts von Iſſy und Montrouge mit 
ſtarken Pulvervorräthen verſehen worden. — Die Nach⸗ 
richten aus Madrid vom 27ſten widerſprechen der Mit⸗ 
theilung, daß der König eine Reiſe in das Innere ma⸗ 
chen werde. In Folge der reichen Ernte in Spanien 
iſt das Getreideaus fuhrverbot daſelbſt aufgehoben wor⸗ 
den. Aus der Provinz Burgos find die Montemoli⸗ 
niſten wieder verſchwunden. Dem Prinzen von 
Joinville find Depeſchen zusefertigt worden, ſich mit 
ſeiner Flotte in ſolchen Gegenden zu halten, wo die 
Anweſenheit der franzöſiſchen Schiffe nicht etwa eine 
Ermuthigung zu politiſchen Bewegungen abgeben könnte. 
— Von morgen ab werden von hier aus tägliche Pro⸗ 
menadenfahrten auf der Eiſenbahn nach St. Germain, 
Verſailles ic. zu ermäßigten Preiſen hin und zurück 
veranſtaltet. Eine ſolche Fahrt nach Verſailles hin und 
zurück an demſelben Tage koſtet 1%, Fr., gleich 14 Sgr. 
oder 2 Fr., das iſt 16 Sgr., je nach der Rangklaſſe 
des Weges. — Die Annoncenpächter des Conſt., des 
Journ. d. Deb. und der Preſſe haben in dem verfloſ⸗ 
ſenen Jahre ſehr gute Geſchäfte gemacht. 


Niederlande. 

Haag, 31. Juli. Heute um 2 Uhr hatten be⸗ 
reits neunzehn Mitglieder der zweiten Kammer gegen 
das Budget und kein einziges dafür geſprochen. Die 
Redner erklärten gemeinſchaftlich, kein Zutrauen zu der 
Regierung zu haben. an betrachtet die Verwerfung 
des Budgets als gewiß. (K. 3.) 


Italien. 


In Parma ſind die am 16. und 17. ER Ver⸗ 
hafteten zum großen Verdruß der militärifchen Be⸗ 
fehlshaber freigeſprochen worden. — In Lucca brachte 


am 19. eine Deputation von Notabeln beim Miniſter⸗ 


präſidenten ein Geſuch um Einführung einer Bürger⸗ 
garde vor; der Miniſter verſprach, dem Herzog, welcher 
ſich auf Reiſen befindet, aber ſtündlich zurückerwartet 
wird, darüber Vortrag zu erſtatten. — Der Großher⸗ 


* Breslau, 5. Auguft. 
Ihre k. Hoheit die Prinzeſſin Albrecht von Preu- 
ßen in Muskau angekommen, wo Hochdieſelbe einige 
Zeit zu verweilen gedenkt. 


Am 31. Juli Abends iſt 


* Breslau, 5. Auguſt. Herrr E. hat uns in 
der heutigen Nummer der Breslauer und Schleſiſchen 
Zeitung wieder einmal die Ernte⸗Ergebniſſe mitgetheilt; 
er hat, weil doch alles zu üppig iſt, ſeiner gewohnten 
Manier nach, nicht tadeln können und mußte deshalb 
loben, indeß die Kartoffelkrankheit! — Damit das Pu⸗ 
blikum eines Beſſeren belehrt werde, ſo theilen wir mit, 
daß allerdings die Kartoffelkrankheit exiſtirt, ja, daß fie 
ſich in höherem Grade als voriges Jahr ausbreitet, 
daß aber der überaus reiche Ertrag der Kar⸗ 
toffeln den Schaden, der durch die Krankheit 
bis jetzt entſtanden iſt, wieder ausgleicht und daß wir 
nach der jetzigen Sachlage immer noch bedeutend 
mehr Kartoffeln, als voriges Jahr, haben werden. 
— Die Kartoffelkrankheit iſt nicht, wie Viele meinen, 
in dem Gehirn der Spekulanten entſtanden, wohl aber 
wird ſie in den Augen gewiſſer Leute, ein Geſpenſt, mit 
dem man die Spekulanten ſchrecken und den Produ⸗ 
zenten hohe Preiſe machen will. N 


Breslau, 3. Auguſt. Auf der oel ſchte⸗ 
ſiſchen Eiſenbahn find in den ſieden erſten Monaten 
dieſes Jahres 217,396 Perſonen und 1,031,318 Etr. 


befördert worden. Die Betriebs⸗Ein nahme überfteigt | l 8 
ne Speculation gekommen, die wirklich den Scharf⸗ 


die entſprechende des Jahres 1846 um 45,428 Thlr., 
und wird ſich die Ausgabe gegen 1846 auch nicht 


x 
* 


Unbedeutendes gegen geſtern, nämlich von 77, 25 auf] Intereſſe des Unternehmens nicht hinauszuſchiebenden 


Anlegung des Doppelgeleiſes von bier bis Ohlgu wird, 
wie ſchon erwähnt, nun vorgeſchritten werden, um das⸗ 
unerheblich ermäßigen. Mit der im wohlverſtandenen 
ſelbe im Frühjahr künftigen Jahres fahrbar zu erhal⸗ 
ten. Nach Maßgabe der abzuſchließenden Lieferungs⸗ 
Verträge wie der disponiblen Fonds bedarf es ſedoch 
der Aufbringung der benöthigten mäßigen Gelpmittel 
nicht vor Jahr und Tag, muthmaßlich nicht vor Ab 
lauf 1848, ſo daß der bezügliche Antrag erſt an die 
nächſte ordentliche General⸗Verſammlun ur Berathung 
und Beſchließung zugleich mit dem Abſchluß der ge⸗ 
ſammten Baurechnung gelangen wird. 700300 


Dem Oberſchl. Bürgerfreunde ſchreibt man folgende 
Wundergeſchichte aus Patſchkau, 1. Au uſt: „Ueber 
die Wunderkur des jungen Menſchen Bahler 85 ich 
aus ſeinem Munde Folgendes erfahren: 35000 7 95 
alt, iſt derſelbe faſt eben fo lange ſiech, namentlich er 
fo gelähmt geweſen, daß er entkleidet und zu 2 je ge⸗ 
tragen werden mußte. Bei ſeinem Bruder hatte er 
Station, auch einiges Vermögen; in leßter Zeit Arg 
es gar übel mit ihm und der ihn behandelnde Arzt 
(ein rationeller) kündigte ihm unumwunden feine ac 
Auflöſung an. Er war gefaßt dabel, denn wer ſticht 
nicht gern, deſſen Leben nur Leiden heißt? — er ord⸗ 
nete daher vor circa zehn Tagen ſo Manches an, was 
mit ſeiner Habe nach feinem Ableben geſchehen ſollte, 
verrichtete dann ſein Gebet und wurde, wie wöhnlich, 
ins Bett getragen. Bei ſtiller Nacht kam ihm nun 
im Traume, der faſt Wirklichkeit ihm war, eine ſchöne 
weiße Frau vor, die ihm ankündigte, daß er morge 
allein ohne Krücken zu gehen im Sehnbe fei bd. 
Erwachend fühlt er in ſeinem Rückgrat einen Knall 
und iſt dabei ſo aufgeregt, daß er in kurzer Zeit vor 
Schwäche wieder einſchläft. Des Morgens erwacht er, 
denkt des Traumes und verſucht, ſich aus dem Bett 
zu erheben, was ihm auch gelingt, und ſeitdem ſieht 
man ihn mit einem Stock, als einzige Stütze, täglich 


auf der Promenade.“ 


— 


Oppeln, 3. Auguſt. Das heutige Amtsblatt ent⸗ 
hält folgende Bekanntmachung (d. d. 18. Juli) der 
hieſigen königlichen Regierung: „Das bei dem diesjäh⸗ 
rigen hohen Waſſerſtande der Oder vorgekommene Schei⸗ 
tern es ur 9 hieſigen en 
wegen zu frühen Auslaufens, unzureichender Beman⸗ 
nung und unvorſichtiger Sheen en ns, im 
allgemeinen Intereſſe des ſchifffahrttreibenden Publikums 
darauf aufmerkſam zu machen, daß der Oderſtrom über⸗ 
haupt nur bis zu einem Waſſerſtande von höchſtens 
11 Fuß am Oppelner Pegel mit Sicherheit befahren 
werden kann, weil die Ufer, deren Befeſtigungs⸗ und 
Deckwerke nur bis dahin ſichtbar bleiben, und daß ins⸗ 
beſondere bei dem Paſſiren der hieſigen Brücken, eine 
beſondere Vorſicht anzuwenden, jedes Schiff in einer 
Entfernung von 40 bis 50 Ruthen von dem vorher⸗ 
gehenden zu halten, mit mindeſtens 2 Leuten am Vor⸗ 
derkaff zu bemannen und von einem achkundig 
Steuermaun zu führen iſt. — Wir verwarnen hiermit 
die Schiffer vor Ueberſchreitung dieſer Vorſchriften, in⸗ 
dem ſie ſich ſonſt etwaige Unglücksfälle 100 ſelbſt 
beizumeſſen und außerdem den an Ufern, Brüden oder 
ſonſtigen Bauwerken angerichteten Schaden zu vertre⸗ 
ten haben. — Sämmtliche Kreis: und Orts⸗Behörden 
werden angewieſen, vorſtehende Warnung in Bee * 
kal⸗Blättern zu publiziren, oder auf ſonſtige Beife ih⸗ 


ren Einſaſſen bekannt zu machen.“ 


Ziegenhals, 3. Auguſt. In der Nacht vom Iſten 


zum 2ten d. M., bald nach „ auf 2 Uhr, erſcholl 


der ſchreckliche Ruf Feuer! und ſiehe da, es brannte 
zum Ziegelthore hinaus die ganze Scheuer⸗ Front, fünf 
an der Zahl, und nur der Stille der Luft und dem 
Schutze der Stadtmauer haben wir nächſt Gott die Erz 
haltung des obern Stadttheiles zu verdanken: gerettet 
wurde nur wenig. Aller Wahrſcheinlichkeit nach iſt bös⸗ 
willige Anlegung die Veranlaſſung. (D. B. Fr.) 


nach 11 Uhr verkündeten die Sturmglocken den 
bruch eines Feuers innerhalb der Stadtmauern. ( 
war daſſelbe an der öſtlichen Ringſeite herausgekommen 
und griff ſo ſchnell um ſich, daß binnen kurzer Zeit 
14 Häuſer nebſt den dazu gehörigen Hintergebauden 
ein Raub der Flammen wurden. i 


Mannigfeltiges. j 
> Berlin, 4. Auguſt. Ein Franzoſe iſt auf ei⸗ 


* Lauban, 2. Auguſt. In der vergang 2 
Es 


ſinn der induſtriellen Gewinnſucht bewundern läßt. Er 


* 


’ 
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iſt gegenwärtig hier, um feiner originellen Spekulation und von dem Zimmermeiſter Herrn Jo ſeph Morawe 


ein Patent zu verſchaffen. Derſelde läßt nämlich für 
die Waggons der Eiſenbahnen buntſeidene Vorhänge 
anfertigen, die er ſämmtlichen Eiſenbahn⸗Directionen, 
für alle Waggons⸗Fenſter gratis liefert. Dieſe Vor⸗ 
hänge find Afſichen. Sie find mit Pracht⸗Druck ver: 
ſehen, der dem Auge wohlthut. Die Inſertions⸗Ge⸗ 
bühren für dieſe Anzeigen müſſen das Unternehmen dek⸗ 
ken. Fortan wird daher die Anzeige manches Bu⸗ 
ches ſchon bewirken, was ſonſt das Buch ſelbſt nur 
gethan hätte, daß die Eiſenbahn⸗Reiſenden beim Leſen 
der Anzeige — füß einſchlummern. — Noch eine 
zweite Spekulation iſt hier im Werke, und der Unter⸗ 
nehmer befindet ſich gleichfalls hier, um ein Patent dar⸗ 
auf zu erlangen. Er iſt der bekannte Schauſpieler 
Börner, der ſich als Kluck⸗Spieler im Feſt der Hand⸗ 
werker einen Namen erworben hat. Vielleicht iſt er 
durch dieſe Rolle auf den induſtriöſen Gedanken ge⸗ 
kommen, vielleicht auch durch die vielen wäſſ erigen 
Producte, in denen er agiren mußte, denn ſein Unter⸗ 
nehmen kann ihm — origineller Widerſpruch! — nur 
glücken, wenn es buchſtäblich zu Waſſer wird. Er 
will einen Apparat herſtellen, der, gleich den Omnibus, 
in einer erforderlichen Anzahl von Exemplaren die Stra⸗ 
ßen der Stadt durchkreuzen und Jedem ſofort auf Be⸗ 
gehren ein bellebiges Bad ins Zimmer ſchaffen ſoll. 
Dabei iſt er im Stande, das Bad mit dem billigen 
Preiſe von 6 Sgr. zu berechnen, der ſich ſelbſt in ge⸗ 
wöhnlichen Badeanſtalten, zu denen man ſich erſt mit 


Umſtänden hinbegeben muß, höher ſtellt. — Für 


dies neue, mit gleicher Zweckmäßigkeit und Großartig⸗ 
keit errichtete Krankenhaus auf dem Köpeniker Felde iſt 
Dr. Bartels, ein Sohn des verſtorbenen kliniſchen 
Lehrers, zum Direktor ernannt worden. Der früher 
dazu berufene Profeſſor Dr. Baum in Greifswalde 
hat die Stelle nicht angenommen, weil ihm nicht ge⸗ 
ſtattet wurde, eine Klinik damit zu verbinden. 
München, 26. Juli. Hier ſoll, wie die A. A. Ztg. 
meldet, nächſtens eine neue humoriſtiſch⸗ſatyriſche Zeit⸗ 
ſchrift unter dem Titel „Leuchtkugeln. Randzeichnungen 
zur Geſchichte der Gegenwart“ erſcheinen. Sämmtli⸗ 
chen literariſchen Artikeln ſollen Original- Holzſchnitte 
beigegeben werden. Das Blatt ſoll in der Rollerſchen 
Kunſtanſtalt vom 1. Oktober an erſcheinen. 


Wilhelms ⸗ Bahn. f 
Im Monat Juli fand auf der Wilhelms⸗Bahn fol⸗ 
er Frequenz ſtatt. Es wurden befördert: 


107 Perſonen für 3894 Rtlr. 5 Sgr. 6Pf. 
Gepäck für 200 ⸗ 17 — : 
Hunde für 4 ⸗ 5 -— 

- Pferde und andere Thiere für 47 15 — 
. Equipagen für ; 136: 10 2 — =: 
35436 Centner Fracht für 2099 =» 21 =» 6 
Geſammt⸗Einnahme 6382 14 = — : 
r g eich 


G. Stellbaum aus Milzig, Kolziger Glas Boyadel 


2 1 
derjenigen Schiffer, nee am 3. Auguft Glogau ſtrom⸗ 
aufwärts paſſirten. „ 


Schiffer oder Steuermann: Ladung von nach 
J. Schönfeldt aus Steinau, Güter Berlin Breslau. 
Brache u. Markwardt a. Lübchen, dto. dto. dto. 
G. Lange aus Koffer, Roggen Stettin dto. 
J. Scharff aus Tſchiefer, Güter dto. dto. 
F. u. A. Seeliger aus Neuſalz, Roggen dto. dto. 
G. Kolewe aus Pommerzig, Seeſalz, Güter dto. dto. 
Ehr. Noßke aus Blumberg, dto. dto. dto. 
F. W. Spindler und Sohn 

aus Frankfurt Güter dto. dto. 
r aus Neuſalz, dto. dto. dto. 

er Waſſerſtand am Pegel der großen Oderbrücke iſt heute 

6 Fuß 1 Zoll. Windrichtung: Südweſt. 
Am 4. Aug uſt. - 

Schiffer oder Steuermann: Ladung - von nach 
E. Vogel und Fr. Vogel . 

aus Zichiefer, Getreide, Güter Stettin Breslau. 
H. Schulz aus Bindo, Getreide, Seeſalz dto. dto. 
G. Schacher aus Pommerzig, dto. dto. dto. 
G. Schulz aus Steinau, Roggen dto. dto. 
C. Schulz aus Leskau, dto. dto. dto. 
C. Schierſchke aus Beuthen, dto. dto. dto. 
E. Kochale aus Neuſalz, dto. dto. dto. 
& Thomas aus Neufalz, dto. dto. dto. 
S. Mößjen aus Fürſtenberg, dto. dto. dto. 
Fr. Joachim aus Groffen, Güter Hamburg dto. 
Strempel aus Neuſalz, dto. dto. dto. 

r. Sucker aus Neuſalz, Roggen Stettin dto. 

r. Schönknecht aus Beuthen, Güter Berlin dto. 

r. Heißler u. W. Heißler 

aus Croſſen, Roggen Stettin dto. 
H. Pavel und S. Wießner N 
aus Maltſch, Porzellan⸗Erde Halle dto. 
Hornig u. Walter aus Maltſch, d o. dto. dto. 
Rentſch u. Schulz aus Croſſen, Güter Stettin dto. 
Jänſch u. Großmann a. Croſſen, dto. dto. dto. 
A. Broſe aus Croſſen, dto. dto dto. 


dto. 
Der Waſſerſtand am Pegel der großen Oderbrücke iſt heute 
6 Fuß 11 Zoll Windrichtung: Weſten. 


Verantwortlicher Redakteur Dr. J. Nimbs. 


Bd Das Eliſenbad. 
In der neueſten Zeit iſt für das hieſige Publi⸗ 


kum ein (in der Breslauer Zeitung bereits erwähntes) 


Etabliſſement gegründet worden, welches der Annehm⸗ 
lichkeiten fo viele verbindet, daß wir uns, auf dafs 
ſelbe aufmerkſam zu machen, nicht verſagen können. 
Es iſt dieſes das in der Kloſterſtraße Nr. 54 belegene 


erbaute Eliſenbad. Wir haben zwar in hieſiger Stadt 
keinen Mangel an Badeanſtalten, wohl aber hat bisher 
überhaupt und in der daſigen Gegend insbeſondere eine 
ſolche gefehlt, welche die Annehmlichkeit eines Bades 
mit denen einer comfortabeln Reſtauration und eines 
ſchönen Gartens verbindet. Herr Joſeph Morawe, 
deſſen guter Geſchmack bei Anlegung derartiger An⸗ 
ſtalten bekannt iſt, hat dieſem Bedürfniſſe auf das 
vollſtändigſte genügt. Nicht nur Flußbäder im Baſſin 
und Kabinets, ſondern auch Wannenbäder ſind in aus⸗ 
reichend großer Zahl vorhanden. Man gelangt in die⸗ 
ſelben durch den ſehr geſchmackvoll eingerichteten Blu⸗ 
mengarten, der zur Aufnahme einer großen Zahl von 
Gäſten geeignet, mit ſchönen und geſchmackvollen Colon⸗ 
naden umgeben, jetzt, wo alle Gewächſe in ſchönſter 


Blüthenpracht ſtehen, einen wirklich höchſt angenehmen 


Aufenthalt gewährt. An dieſen Garten gränzt die 
Reſtauration mit Billard, welche gleichfalls ſich durch 
gute und geſchmackvolle Einrichtung auszeichnet. Das 
Ganze gewährt einen wirklich ſehr reizenden Anblick, 
und es iſt nicht daran zu zweifeln, daß dieſes, dem 
Bedürfniß entſprechende, ſehr niedlich eingerichtete Eta⸗ 
bliſſement ſich eines zahlreichen und dauernden Zu⸗ 
ſpruchs zu erfreuen haben wird. Herr Hempfle, als 
Reſtaurateur dem Publikum ſchon von früherher vor⸗ 
theilhaft bekannt, hat die Reſtauration übernommen. 
Heute, als dem Öten d. M., wird die Einweihung ſtatt⸗ 
finden, wobei das Trompeter⸗Chor des hieſigen Küraſ⸗ 
ſier⸗Regiments für einen angenehmen muſikaliſchen Ges 
nuß ſorgen wird. Es wird gewiß niemand das Lokal, 
welches einen eigenthümlich freundlichen und überra⸗ 
ſchenden Anblick gewährt, unbefriedigt verlaſſen! 
(Eingeſandt. ) 

In der geſtrigen (Donner⸗ 
ſtagszeitung) fand ich endlich wieder eine Brodtaxe von 
denjenigen hieſigen Bäckern, welche das größte und 
kleinſte Brodt im Monat Auguſt backen. Ich freute 
mich, daß das Brodt an Gewicht doch wieder etwas 
zugenommen hatte, wenn auch im Verhältniß zu den 
heruntergegangenen Getreidepreiſen noch immer nicht 
genügend, und ſchickte, um dieſe Freude recht zu genie⸗ 
ßen, nicht zu Kriewitz, Förſter und Lücke, ſondern zu 
Herrn Kirchner, Ohlauerſtraße Nr. 68, (von welchem in 
der Bekanntmachung des königl. Polizei⸗Präſidii für 
2 Sgr. 1 Pfd. 28 Loth ſchweres Brodt angekündigt 
war). Ein hübſches, ſcharfbackenes Brodt wurde mir 
zu Theil. Beim Anblicke deſſelben lief mir das Waſſer 
im Munde zuſammen und die Worte eines meiner 
Freunde „Du ſollſt mir ſchmecken“ klangen mir in den 
Ohren. Doch hienieden iſt keine Freude ohne einen 
Tropfen Wermuth. Dieſes Mr belobeſamſte Brodt Eos 
ftete nicht 2 Sar., ſondern 3 Sgr. und wog 1 Pfd. 
26% Loth. Natürlich glaubte ich es dem Boten 


Breslau, 6. Aug. 


nicht und ſchickte einen andern mit der Zeitung in der 


Hand zu dem betreffenden Brodtfabtikanten, der von 
mehreren Seiten auf ähnliche Weiſe beſtürmt wurde 
und zur Beſtätigung ſeiner Ausſagen und Betheuerung 
ſeiner Unſchuld nur immer die polizeilich unterſiegelte 
Taxe zur Hand haben mußte, in der allerdings das 
Gewicht eines 2 Sgr.⸗Brodtes nicht mit 1 Pfd. 28 Loth, 
ſondern mit 1 Pfd. 8 Loth angegeben war. — Ich 
bin der Gemachte, — wieder um eine gehoffte Wel 
nung reicher und einen Silbergroſchen ärmer. — Wenn 
die übrigen angegebenen Taxen richtig ſind, ſo hat dem⸗ 
nach für den Monat Auguſt das ſchwerſte Brodt er⸗ 
ſter Sorte Herr A Neue Taſchenſtraße Nr. 68, 


und dritter Sorte Herr Ludwig, Kupferſchmiedeſtraße 
Nr. 3. — Von den leichten will 


ich ſchweigen. Uebri⸗ 
ens danke ich dem Herrn nicht, welcher aus den 8 Loth 
98 gemacht hat, denn er hat mir die gehabte Freude 
zu Waſſer gemacht. Ein Getäuſchter. 


(Eingeſandt.) 
Der 3te 7. 

Breslau, 4. Auguſt. Geſtern Abend feierte der hie⸗ 

ſige Begräbniß⸗Verein ehemaliger Befreiungs⸗ 
krieger ſein zweites Jahrfeſt der Gründung, an welchem 
zugleich die Wahl des Vorſtandes nach den Statuten ſtatt⸗ 
findet. Bereits um 6 uhr füllten ſich die Garten⸗Räume 
des Schmidtchen Kaffeehauſes auf der Matthiasſtraße 
(früher bei Bech) mit ſeſtlich gekleideten Veteranen der Ruh⸗ 
meszelt von 1813, 1814 und 1815, denen ſich zum Theil die 
Gattinnen und vielfach erwachſene Kinder beiderlei Geſchlechts 
zugefellt hatten. Die Wahl des Vorſtandes erfolgte dahm, 
daß der alte Vorſtand durch Akklamation wieder gewählt 
und in ſeinem Wirken beſtätigt wurde, mit Ausnahme eines 
einzigen Mitgliedes, welches ſchon früher auf eigenes Ver⸗ 
langen ausſchied, und durch ein neues Mitglied zweckmäßig 
erſetzt wurde. Als dieſes Geſchäft beendigt war, ließen ſich 
die Veteranen und ihre Angehörigen an drei Tafeln im Gar⸗ 
ten nieder und die Militär⸗Muſik begann, von einzelnen Ka⸗ 
nonenſchlägen wie Ausrufungszeichen begleitet, herzhafte 
Schlachtſtücke zu ſpielen. Die Unterhaltung der alten Krie⸗ 
ger drehte ſich natürlich um das nahe liegende Thema ge: 
ſchlagener Bataillen und Gefechte und Belagerungen, fo wie 
um gute und böſe Quartiere und Bivouaks, um die geblie⸗ 
benen oder bereits im Frieden entſchlafenen Kameraden 
und um das große Hauptquartier in dem himmliſchen Jens 
ſeits, welches die Geſinnungstüchtigen nach altem preußiſchen 
Schritt im Voraus ahnen und den Glauben daran ſich nicht 
nehmen laſſen werden. Der alte Marſchall Vorwärts und 
feine Corp⸗ Herren: Pork, Kleiſt, Bülow und Tauen⸗ 
zien, fo wie der geniale Gneiſenau fahen gewiß im Geiſte 
herab auf die guten Truppen, und ihre Fürbitten werden 
die Quartiere, nach dem alten Deſſauer⸗Marſch, ſchon re⸗ 
geln und beim Ewigen vermitteln. Das Eſſen begann und 
die Stimmung wurde bald fröhlich. Der Caſetier Schmidt, 
ſelbſt Veteran und Mitglied des Vereins, hatte in anerken⸗ 
nungswerthem Dienfteifer nicht blos für ſehr gut es, ſon⸗ 


dern auch, was nicht minder anziehend war, für ſehr reich⸗ 

lich vorhandenes Eſſen geſorgt, wodurch die Zungen der An⸗ 
weſenden fo gut beſchäftigt wurden, daß fie nicht böͤſe wer⸗ 
den konnten. — Der Vorſteher, Lieutenant Hofmann, 
brachte jetzt den Toaſt auf Se. Majeſtät N Wil⸗ 
heim IV. aus, dem die Toaſte auf Ihre Majeſtät die Kö⸗ 
nigin und die tapfern preußiſchen Prinzen folgten. Ein er⸗ 
ſchütterndes „Lebehoch!“ was nicht bald endete, begleitete 
die guten Wünſche in und aus der treuen Bruſt der alten 
Kampfgenoſſen. Die treuen Krieger von 1813, 1814 und 
1815 2 den König und das königl. Haus in und mit 

der alten Begeiſterung, bereit, noch jetzt Leib und Leben da⸗ 

für einzufegen! — Ein Toaſt auf den dritten Auguſt, 
der natürlich dem Andenken des verewigten Königs galt, 
wurde ebenfalls enthuſiaſtiſch mit „Hoch!“ begleitet. Eine 
Sammlung für ärmere Kameraden und deren Begräbnißbe⸗ 
dürfn ſſe brachte 6 Rthl. 22 Sgr. ein, und es wurde außer⸗ 
dem da und dort von Einzelnen an Einzelne beſonders ge» 
ſpendet. Als das Eſſen beendigt war, forderte der Vor⸗ 
ſteher, Lieutenant Hofmann, die Anweſenden auf, zu 
dem Ewigen im Himmel ein „Vater unſer!“ zu richten, 
was, wie in der bedrängten Vaterlandszeit ſtill und andäch⸗ 

tig gebetet wurde. Nach ſolchen gemüthlichen Unterbrechun⸗ 
gen lebte dann der alte Soldatengeiſt wieder mit aller Macht 
auf, und ergoß ſich in Privat⸗Toaſten, Wisteben und Er⸗ 
zählung von Schnurren der bunteſten Art in langgelaſſenem 
Zügel, bis die 10. Stunde zu einem Tänzchen im Saale rief. 
Um die Ergötzlichkeit eines ſolchen Tanzes gehörig zu wür⸗ 
digen, muß man ihn mitgetanzt, wenigſtens mit angeſehen 
haben. Während bei Einzelnen noch die Fineſſen früherer 
erſter Tänzer ſichtbar wurden, fehlte bei Anderen, ſo zu 
ſagen alle Gerechtigkeit, und man mußte dem guten Willen 

die erheblichſten Conceſſionen zuſprechen, um nicht in fort⸗ 
währender Heiterkeit zu bleiben. Ehre den wackern Matro⸗ 
nen und hübſchen Töchtern, die auch dieſen Kampf durchge⸗ 
kämpft und doch alles in guter Ordnung erhalten haben. Es 
kam bei dem Feſt ſammt ſeinem Nachtrage auch nicht die 
leiſeſte Störung vor, ſo daß in allen Mitgliedern, welche 
zum Theil bis 1 und 2 uhr früh das Vergnügen genoſſen, 
das freudigſte Gefühl lebendig bleiben konnte. Möchten die 
übrigen Kameraden in Breslau, welche dem Verein noch 
nicht angehören, bald beitreten und die ſich lichtenden Reihen 


wieder füllen. Möge vor Allem das zahlreiche Ofſizier corps, 


welches penſionirt in Breslau lebt, von dem Verein geneigte 
Kenntniß nehmen, und ihm durch Beitritt Theilnahme bes 
weiſen, eine Theilnahme, welche Se. Majeſtät unftreitig 
wünſcht, da ſonſt den Begräbnißvereinen die Stärke der 
Trauerparade bei Begräbniſſen nicht bis zum General 
vorgeſchrieben ſein würde! 3 2 * 


Breslau, 4. Auguſt. Der unterzeichnete Konvent 
hat zu wiederholtem Male, und zuletzt durch ergebenes An⸗ 
ſchreiben an fämmtlidye königl. Landrathämter erklärt, daß er 
zufolge ausdrücklicher Beſtimmungen und hoher egierungs⸗ 
Verfuͤgung den Kranken nur unter folgenden Bedingungen 
Aufnahme in das Hoſpital gewähren kann: i 

1). daß der Kranke heilbar iſt; on 4 
daß feine Heilung in nicht zu langer Friſt, gewöhnlich 

4 bis 6 Wochen, erfolgt; . ; 

3) daß Kranke aus der Provinz zuvor erſt gemeldet wer⸗ 
den, ein ärztliches Unterſuchungsatteſt einſchicken und die 
reſp. Zuſage Seitens des Konvents erhalten haben. 

Gleichwohl kommt es noch häufig vor, daß auf die genann⸗ 
ten Bedingungen nicht reflektirt und dadurch der Konvent 
in die traurige Nothwendigkeit verſetzt wird, recht ſchwer 
Kranke aus Mangel an Platz oder als zur Aufnahme nicht 
geeignet abweiſen zu müſſen. a ? ; 

Solch ein Fall ereignete ſich erſt wieder am 31. Jul. 
Aus Bruckatſchine, Kreis Trebnitz, ward der ſchon lange an 
einem ſehr kranken Beine leidende Schneider Eitner ohne 
alle vorhergegangene Anmeldung um 2 Uhr an die Kloſter⸗ 
pforte gebracht. Alle Betten waren belegt, bereits waren 
mehrere Kranke aus Mangel an Raum abgewieſen worden 
und ein Gleiches wiederfuhr dem ꝛc. Eitner. Es that uns 
wehe, den Kranken abermals fortſchicken zu müſſen, als er 
Abends wiedergebracht wurde, zumal eben erſt zwei ſehr 
ſchwere Nervenſieberkranke aus Pommern, die beſinnungslos 
von der Eiſenbahn gebracht wurden und nicht füglich fort⸗ 
geſchickt werden konnten, bereits überzählig aufgenommen 
worden waren, fo daß zwel Reconvalescenten mit einem 
Strohſacke auf der Erde vorlieb nehmen mußten. Gleich⸗ 
wohl lud man den ꝛc. Eitner, ohne uns etwas zu ſagen, 
vor der Kloſterpforte ab, legte ihn auf die Stiege und 
ſchickte den Wagen fort, um uns ſo zur Aufnahme des Kran⸗ 
ken zu zwingen, deſſen Bein überdies einen unerträglichen 
Geruch verbreitete und den vorläufigen Aufenthalt im Kran⸗ 
kenſaale nicht geſtattete. Wir waren daher genöthigt, den 


1 zc. Eitner auf unſere Koſten zu deſſen Schwägerin hierſelbſt 


fahren zu laſſen und ihn den folgenden Morgen zur ärztli⸗ 
chen Beſichtigung zu beſtellen. Ehe er aber zur besten 5 
Stunde noch den Krankenſaal betrat, ſtarb er an der Thüre 
in den Armen der ihm zu Hülfe geeilten Ordensbrüder in 
Folge der durchaus nachtheiligen und ohne ärztliche Geneh⸗ 
migung erfolgten Transportirung aus ſo weiter Ferne unter 
obengenannten Umſtänden. 5 
Der Konvent der Barmherzigen Brüder. 
22 : 
An Herrn E. a. w. P. 
rel . (Eingeſandt.) - 
Sie haben in einem. Artikel aus Löwen v. 31. Juli, 
welcher mit den Worten „Willkürliches und Geſetzliches 2c.“ 
beginnt, in der Breslauer Zeitung einen Akt der Willkür 
und Geſetzwidrigkeit geſchitdert, der in unſerm preuß. Staate, 
wo Recht und Geſetz waltet, nicht vorkommen kann, und da⸗ 
her nicht zu glauben iſt. In Preußen, ſo wie in ganz Deutſch⸗ 
land hat keine Regierung gewagt, als die Getreide⸗Preiſe 
auf das Höchſte geſtiegen waren, den Befehl zu erlaſſen, ſo⸗ 
fort das Getreide um die Halfte billiger zu verkaufen. und 
der Magiſtrat zu Löwen ſollte nach Ihrem Berichte eine 
ſolche rechtsloſe und geſetzwidrige Zwangsmaßregel, die allen 
Eigenthumsrechten Hohn ſpricht, angeordnet haben!? — — 
Nein! Nein! Herr E. a. w. P., das war wohl blos Ihr 
Scherz, oder es ift dies ein anderes Löwen, in der Türke! 
oder in China befindliches. . . 025 


4 (Eingeſandt.) — 

Man etzählt oft drollige Geſchichten von pikanten 
Eiſenbahnen; drollig gewiß wegen des friſchen Humors, der 
fie befeelt und den Einſepder in Nr. 178, Seite 2002, zu 

einem kleinen Spaße verleitet hat. Das Drolligſte unſtreis⸗ 

tig aber iſt, daß Alles gar nicht wahr iſt, wie Einfender von 

dem betreffenden eee kann, derifehe 

gern jeder Anfrage ditſerhalb genügen wird. ö 


1 
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Re = 
Freitag: „Der Freiſchütz. “, Romantiſ 


ber 


eater⸗Repertolre. 


Oper in 4 Aufzügen, Muſik von C. 


che 
a: M. 
Weber. Be? 
Sonnabend: „Wreciofa.” Schauſpiel mit 
Geſang und Tanz in 4 Akten von P. X. 
Wolff, Muſik von C. M. v. Weber. 


Verbindungs Anzeige. 

Unfere geſtern vollzogene eheliche Verbin⸗ 
dung beehren wir uns Verwandten und Freun⸗ 
den ergebenſt anzuzeigen. 

Steigen, 4 5. Aug. 1847. 


Schulz Kolleg. 
* Geisler, geb. Gruner. 

des: Anzeige. 
41 Nachdem meine vielgeliebte Frau Erne⸗ 
fine, geb. Hiller, von Zwillingen am 29. 
» N. entbunden worden, erkrankte fie am 
sd 2 am Wochenbettſieber, welches fie leider 
5 ten d. nach ſchweren Leiden dahinraffte. 
Salenrüts, ſtehe ich heute mit drei zarten 
zaiſen, die ſammtlich noch der mütterlichen 
Nahrung bedürfen, am Grabe der heißgelleb⸗ 
ten Gattin. Wer ſie und ihr edles Herz nä⸗ 
her gekannt, wird die Größe meines Verluſtes 

und Schmerzes zu würdigen wiſſen. 
Dies meinen entfernten Verwandten und 
allen meinen Freunden zur ergebenen Anzeige 
mit der Bitte um innige und ſtille Theil⸗ 


nahme. 

Wziesko bei Landsberg in Oberſchleſien, 
den 4. Auguſt 1847. 
Iſidor Hirſchberg, Eiſenhütten⸗Rendant. 


| Fürſtenſtein. 
Mittwoch den 11. Auguft: Konzert (led: 
tes) vom Kapellmeiſter B. Bilſe aus Liegnitz. 
g „Knappe. 
„Am 6. Auguſt.““ „Schwarz“ — ent: 
ſpricht nicht Ben“ Forbe 11 
Hr Warnung. 
Hierdurch warne ich Jedermann, Jemandem, 
wer es auch ſei, auf meinen Namen etwas 
zu borgen, da ich für nichts einſtehen werde. 


Breslau, den 5. Auguſt 1847. 


Schulz, Stabshornift der königl. 
6. Artill.⸗Brigade. 


N Bekanntmachung. 
8 Der gegenwärtig beſtehende Vertrag über 
2715 Druck des hieſigen Regierungs⸗Amtsblat⸗ 
10 und des mit demſelben verbundenen öffent⸗ 
— Anzeigers läuft mit dem Schluſſe dieſes 
ahres ab, und es ſoll daher dieſes Unter: 
me — vereinigt mit der diesfälligen Pa⸗ 
berclieferung — vom Jahre 1848 ab auf an⸗ 
erweite ſechs einander folgende Jahre — 
within bis Ende Dezember 1853 — im Wege 
er Mindeſtforderung ausgethan werden. Es 
t daher ein Licitations⸗Termin auf 
den 30. Auguſt d. J., Vormittags 9 uhr, 
auf der königlichen Regierung vor dem Herrn 
dechnungsrath l' Hiver anberaumt worden. 
Die der Verdingung zum Grunde zu le⸗ 
genden Bedingungen können bei unſerer Re⸗ 
giſtratur in den Amtsſtunden eingeſehen wer⸗ 
den. Bemerkt wird noch, daß auf Gebote, 
welche nach Beendigung des Lic tations⸗Ter⸗ 
mins abgegeben werden möchten, keine Rück⸗ 
ſicht genommen werden wird. 
Breslau, den 31. Juli 1847. 
Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


n Steckbrief. 
Der unten ſignaliſirte Webergeſelle Ben: 
jamin Weigelt, welcher zu Nieder⸗ Bielau 
in Arbeit geftanden, ift der Verübung wieder⸗ 
holten gewaltſamen Diebſtahls verdächtig, hat 
ſich aber der Verhaftung durch die Flucht 
entzogen. Alle reſp. Behörden werden er⸗ 
eg auf den ꝛc. Weigelt zu inoigiliren und 
pn 75 Betretungsfalle an uns abzuliefern. 
5 157 Webergeſelle Benjamin Weigelt, aus 
1 pliwoda gebürtig, iſt 20 Jahr alt, evange⸗ 
30 und ſtand zuletzt in Nieder ⸗Bielau in 
wedelt, Derſelbe iſt 5 Fuß 2 Zoll groß und 
Far mit einer kattunenen Jacke von grauer 
ku dergleichen Zeughoſen, einer ſchwarz⸗ 
ung den Weſte, einer ſchwarzen Plüſchmütz: 
einem Paar Halbſtiefeln bekleidet. Es 
3 auch möglich, daß der ꝛc. Weigelt dieſe 
fanahefen mit einem Paar Beinkleidern von 
Hwarzem Tuch inzwiihen vertauscht haben 
könnte. 
Brieg, den 3. Auguſt 1847. 
Königl. Inquiſitoriat. 
Bekanntmachung. 

Nachſtehende in dem der hieſigen Stadtge⸗ 
meinde gehörigen Leinwandhauſe befindlichen 
Lokalitäten, als: 

a) die drei Böden, und 

b) die drei Gewölbe mit dem Eingange von 

der Eliſabet⸗Straße, 
ſollen vom 1. Januar 1848 bis ultimo De⸗ 
zember 1850, und zwar erſtere mit Ausſchluß 
der Zeit der hieſigen 4 Kram⸗, reſp. Lein⸗ 
andmärkte im Wege der Licitation vermie⸗ 

et werden. . ! 
Wir Haben hierzu auf den 8. Septem⸗ 
dieſes Jahres auf dem rathhäuslichen 
enfaale einen Licitatlons⸗Termin anbe⸗ 
raumt und können die Vermiethungs⸗Bedin⸗ 
ben den in unſerer Raths dienerſtuve eingeſe⸗ 
en werden. \ 


Breslau, 27. Juli 1847. 
: Der Magiſtrat 
— biefiger Haupt⸗ und Reſidenzſtadt. 

2 Nach Reiner 
bu 90 Wetegenpei Sonnabend den 7. Auguſt 
ei chwerin, Neumarkt Nr. 20. 


er, Sekr. des königl. Prov. 


— 


Das Gaſthaus mit bedeutender Stallung 
zu Jäſchwitz, auf der Chauſſee von Breslau 
3% Meilen nach Nimptſch und Reichenbach ꝛc. 
zu gelegen, iſt von Michaeli oder Weihnachten 
d. J. ab anderweitig zu verpachten. Das 
Nähere bei dem UNE: 

Hoffreller, Erbſcholtiſeibeſitzer. 


LISSRGEHN Biber 3 


8 Lichtbilder 8 


2 

verfertigt täglich von 9—3 Uhr 
3 C. Staritz, 5 5 
Albrechtsſtr. 22, im deutſchen Hauſe. 
E00 RHSEIERHILTN 


Eine Apotheke, privilegist oder konzeſ⸗ 
fionirt, wird mit einer Anzahlung von 5,000 
Thalern in Schleſien oder der Provinz Poſen 
zu kaufen geſucht. Beziehende Offerten be⸗ 
liebe man an Herrn Adolf Koch in Bres⸗ 
lau, goldene Krug, franco zur weitern Be⸗ 
ſorgung zu ſenden. 


Die Stelle eines Rent: und Polizeibeamten 
auf der Herrſchaft Laband bei Gleiwitz iſt zu 
vergeben. Subjekte, der polniſchen Sprache 
mächtig, mit guten Zeugniſſen nicht nur. ges 
nügender, ſondern vollkommener Qualifikation, 
wie auch untadelhaften, moraliſchen Wandels, 
können ſich beim Wirthſchafts⸗Amte obiger 
Herrſchaft zu dieſem Poſten melden. 
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Ein Rentmeiſter, ein Wirthſchafts⸗ 
Inſpektor und ein Wirthſchaftsſchrei⸗ 
ber, der eine gute Hand ſchreibt, können in 
Kaltwaſſer bei Liegnitz eine Anſtellung finden. 

Oekonomie: Adminiſtratoren, Wirth⸗ 
ſchafts⸗Inſpektoren, Rentmeiſter, Forſt⸗ und 
Domainen⸗Beamten und Hauslehrer, welche 
Stellen ſuchen, können ſehr gut placirt wer⸗ 
den. Näheres beim Apotheker Schultz in 
Berlin, Neue Friedrichsſtraße Nr. 78 3. 


Verloren. 

Am Zten d. M., Abends zwiſcher 10 und 
11 uhr, wurde von einem armen Hausknecht 
vom Neumarkt, die Einhorngaſſe über den 
Ritterplatz nach Menzels Kaffeehauſe ein Bur⸗ 
nus von ſchwarzem Tuch, mit ſeidner Schnure 
beſetzt, gefuttert mit ſchwarzem Orlean, mit 
2 ſeidenen Quaſten, vorn herunter Schleifen 
zum Zuknöpfen, weiten aufgeſchlitzten Ermeln 
mit rother Seide ausgeſchlagen, zum Zuknö⸗ 
pfen ſind letztere mit hohen ſeideüberſponnenen 
Knöpfen verloren. Der rechtliche Finder wird 
erſucht, dieſen Neumarkt im Einhorn Nr. 28 
im Spezereigewölbe gegen angemeſſene Be⸗ 
lohnung abzugeben. Zugleich wird vor deſſen 
Ankauf gewarnt. 


Geſuche. 

Ein in einer Handlungsſchule gebildeter 
Knabe und ein im Nähen, Steppen und 
Kleidermachen geübtes Mädchen fuchen ein 
baldiges Unterkommen. 

Frankirte Anfragen sub C. N. 641 
am Markt in Groß⸗Glogau. 


Engagements⸗Geſuch. 

Ein Mann in geſetzten Jahren, beinahe mit 
allen kaufmänniſchen Branchen bekannt, der 
doppelten Buchhalterei vollkommen mächtig, 
gegenwärtig in einem Fabrikgeſchäft als Buch⸗ 
halter fungirend, welcher ſich auf die Zeugniſſe 
der größten Häuſer berufen kann, ſucht, um 
ſich in feinem Einkommen zu verbeſſern, eine 
Stelle als Disponent, Buchhalter, Reiſender 
oder Rentmeiſter. Geneigte Offerten empfängt 
derſelbe unter der Adreſſe Friedr. Mek, 
poste restante Breslau. 


Penſion. 

Eltern, welche in einer gebildeten Familie 
einen Knaben, welcher die hieſigen Schulen 
beſucht, aufgenommen wünſchen, wird nähere 
Auskunft ertheilt Katharinenſtraße Nr. II, 
im erſten Stock links. 


Dienſtgeſuch. 

Ein verheiratheter Kunſtgärtner, gegenwär⸗ 
tig noch in Dienſten, mit den beſten Zeug⸗ 
niſſen verſehen, ſucht zu Michaelis oder Weih⸗ 
nachten ein anderweitiges Unterkommen. Nä⸗ 
heres iſt durch portofreie Briefe unter der 
Chiffre S W. poste restante Wohlau zu 
erfahren. ’ 


2035 


Bei Wilh. Gottl. Korn iſt fo eben erſchienen und in allen Buchhandlungen Schle⸗ 


ſiens zu haben: 


Ueber 


weck und Wirkſamkeit landwirthſchaftlicher Lehr: 


Inſtitute, mit beſonderer Beziehung auf Schleſien und die in Proskau zu 


errichtende landwirthſchaftliche Lehr-Anſtalt. 


In Briefen von E. Heinri 


königl. geh. Regierungs⸗Rathe und Direktor der landwirthſchaftlichen Lehr⸗ 


Anſtalt in Proskau. 


1847. VIII. u. 136 S. gr. 8. Nebſt einem Grund⸗ 


riß und einer Anſicht des Schloſſes zu Proskau. Preis 1 Rthl. 4 

Bei der regen Theilnahme, welche gegenwärtig den landwirthſchaftlichen Lehr⸗Anſtalten 
geſchenkt wird, glaubt die Verlagshandlung um fo mehr auf dieſe neue Schrift des rühm⸗ 
lichſt bekannten Herrn Verfaſſers aufmerkſam machen zu müſſen, als derſelbe darin feinen 
Landsleuten und Gewerbsgenoſſen nicht nur ſeine von reichen Erfahrungen zeugenden An⸗ 
ſichten über den Zweck und die Wirkſamkeit derartiger Inſtitute, über welche ſich, bei der 
Neuheit des Gegenſtandes, noch viele kein klares Urtheil gebildet haben, vorlegt, ſondern 
auch eine umfaſſende Beſchreibung der Domaine Proskau giebt, die bekanntlich zur Auf⸗ 
nahme der in Schleſien zu errichtenden höhern landwirthſchaftlichen Lehr⸗Anſtalt, deren Er⸗ 
öffnung in Kurzem erfolgen ſoll, vom Staate beſtimmt worden iſt. : 


Trebnitz⸗Zdunyer Aktien⸗Chauſſee. 
Aufforderung zur Einzahlung. 
Der Bau der Trebnitz⸗Zdunyer Aktien⸗Chauſſee wird in der erſten Hälfte des Auguſt 


d. J. vollendet. 


Es reichen indeß die vorhandenen Geldmittel noch nicht hin, die jetzt wie⸗ 


der fälligen Zinſen des Aktien⸗Kapitals und die zum Bau noch erforderlichen Auslagen zu 


decken. 


Demgemäß iſt in der General-Verſammlung am 8. Juli d. J. beſchloſſen worden, 


noch eine Ausſchreibung von zehn Prozent des gezeichneten Aktien⸗Kapitals zu veranlaſſen. 


In Folge dieſes Beſchluſſes nun erfuchen wir die Herren Aktionäre hierdurch, nochmals 
Prozent des gezeichneten Aktien⸗Kapitals in der Zeit vom 20. bis 85. Auguſt 


DH 


an den Juſtiz⸗Kommiſſarius Thebeſius hierſelbſt gegen deſſen Quittung, unter Probuks 


tion des letzten Quittungsbogens, zu zahlen. 


Diejenigen Herren Aktionäre, welche die an Johanni d. J. fälligen Zinſen noch ni . 
erhoben haben, wollen dieſe Zinſen von jenen Einſchüſſen in Abzug bringen; jedoch wird 
dieſem Falle eine beſondere Quittung über den abgezogenen Zinsbetrag beizufügen ſein. 


Militſch, den 22. Juli 1847. D 


Direktorium der Trebnit-Zdunyer Chauſſeebau⸗Geſellſchaft. 


Wer noch irgend eine Anforderung an den Nachlaß des hierſelbſt verſtorbenen 
Grafen Friedrich Wilhelm Heinrich von Reichenbach⸗Goſchütz 
haben ſollte, wird erſucht, ſolche binnen 8 Tagen dem königlichen Kammerherrn 
Grafen Friedrich von Reichenbach auf Pilſen bei Schweidnitz anzuzeigen. 

Die Teſtaments⸗Exekutoren des Grafen v. Reichenbach: 


Friedrich Graf v. Reichenbach, 


königlicher Kammerherr. 


Die Landbau: Akademie 


in Hinterpommern. 


Ferd. Fiſcher, f 
Juſtiz⸗Commiſſarius. 


zu Regenwalde 


Die Vorleſungen an der hieſigen Landbau⸗Akademie nehmen im Winter⸗Semeſter 184 
bis 1848 den 25. Oktober ihren Anfang und werden betreffen: Die Wirthſchafts⸗Organt⸗ 
ſation und — Direktion, die Lehre vom Fruchtwechſel, die Ackerbauſyſteme, das ökonomiſche 
Rechnungsweſen, die Wollkunde, die organiſche Chemie, die chemiſche Analyſe, die Pflanzen⸗ 
phyſiologie und Anatomie, die ökonomiſch⸗techniſchen Gewerbe, die Thierheilkunde, die Forſt⸗ 
wirthſchaft, das Feldmeſſen und Nivelliren, das Riſſezeichnen, den rationellen Wieſenbau und 
das ökonomiſche Bauweſen. — Für alle Diejenigen, welche beabſichtigen, die hieſige Lehr⸗ 
anſtalt zu beſuchen, ſei noch bemerkt, daß ſelbige während dieſes Sommers wieder an Voll⸗ 
ſtändigkeit zugenommen hat, indem ein größeres, zweckmäßiger eingerichtetes Lehrgebäude 
errichtet iſt, die Lehrapparate vermehrt ſind und auch die Oekonomie, welche zur Anſtalt 
gehört, eine abermalige Vergrößerung erfahren hat. — Die Anmeldungen geſchehen bei dem 
Unterzeichneten, auch wird derſelbe auf Verlangen nähere Auskunft über alle hieſigen Ver⸗ 
hältniſſe ertheilen; vorläufig beliebe man dasjenige nachzuleſen, was darüber in Bd. XXI. 
Heft III. der Allgemeinen landwirthſchaftlichen Monatsſchrift mitgetheilt iſt. 


Regenwalde, im Auguſt 1847. 


Profeſſor Dr. 


C. Sprengel, 8 


königl. preuß. Oekonomie⸗Rath, Ritter, General: Sekretär der pommerſchen dronomiſchen 
Geſellſchaft und Direktor der Landbau-Akademie zu Regenwalde. 


Arabiſchen Rieſen⸗Stauden⸗Roggen 


verkauft das Dominium Ruppersdorf bei Strehlen. Bei einem Saamenein 
pro Morgen gewährte er in dieſem Jahre einen dreißigfältigen Ertrag. 


Roth⸗ und Weißwein, 


Vorzüglich 
guten 
empfiehlt, bei 10 Flaſchen einen Rabatt. 


all von 6 Mtzn. 


Die Rheinweinflaſche 
zu 6 Sgr. 


* 


Gotthold Eliaſon, Reuſcheſtraße Nr. 12. 


Beſte große türkiſche Pflaumen, = 


im Centner für 8 / Rtlr., öfferirt: 


unter 
Garantie 
ſind billiger als früher zu haben bei 


Bruͤcken⸗ 


Reinhold Sturm, Reuſcheſtraße Nr. 55. 


Waagen, m, 


Größe, 


Gotthold Eliaſon, Reuſcheſtraße Nr. 12. 


8 Die Ferien 


meiner Violinſchule dauern vom Aten bis 18. 
Auguſt. M. Schön, Muſikdirektor. 


Das Agenturgeſchäft des L. Beil, 
ikolaiſtraße Nr. 17 b., 
ſucht einen Haushälter mit guten Atteſten. 


Drath⸗Nägel in allen Nummern em: 
pfehlen: Strehlow und Laß witz, 
Kupferſchmiedeſtr Nr. 16. 


Für Wagenbauer empfiehlt Wagendrilliche, 
neue Fußtapeten, Teppiche und transparent 
Kutſchbock⸗Leinen billigſt: 

Louis Lohnſtein, 
Blücherplatz Nr. 14, neben der Börſe. 


Verloren 
wurden am 4. Auguſt zwei goldene Petſchafte 
und ein Uhrſchlüſſel zu einer Uhrkette gehs⸗ 
rig. Der Finder erhält Ohlauerſtraße Nr. 75, 
zwei Stiegen, oder Junkern⸗Straße Nr. 12 
beim Haushälter eine angemeſſene Belohnung. 


Schreibebücher, 


in größter Auswahl, von beſtem Papier, ſau⸗ 
ber gebunden, empfiehlt zu ſehr billigen Preis 
ſen und Bewilligung eines Rabattes ſelbſt 
bei Entnahme eines einzelnen Buches: 

die neue Schreibmaterialien⸗Handlung 
N Schroder, 
Albrechtsſtraße Nr. 37, ſchräge über 

der königl. Bank. 


Am 3. Auguſt iſt ein braungefleckter Vor⸗ 
ſtehhund, auf den Namen Minus hörend, 
abhanden gekommen. Wer denſelben Burg⸗ 
feld Nr. 10 abgiebt, erhält eine angemeſſene 
Belohnung. Auch wird vor Ankauf deſſelben 
gewarnt. 


SE” Weiß⸗Garten. 


Heute Freitag den 6. Auguſt großes 


Doppel⸗Konzert, 
ausgeführt vom Muſik⸗Chor des hochlöblichen 
11. Infant.⸗Regiments 
und der Breslauer Muſikgeſellſchaft. 
Sennen eee 
Zu verkaufen ift ein zweiſtöckiges Haus nebſt 
Gewölbe in einer Kreisſtadt in Schleſienz 
daſſelbe eignet ſich für einen Seifenſieder 
oder Bäcker, fo wie zu allem wie es Jemand 
wünſcht. Das Nähere ift auf portofreie Ans 
fragen bei Herrn J. Schwerſenski in 
Breslau, Pokoihof Nr. 3, zu erfahren. 

Socgonn gane 
Wir haben auf rg 
®Kurzwaaren en gros-, Com- 


9 missions- und Speditons- 5 
Geschäft 


unter der Firma: 


2% 


E Reinhart und a 


5 begründet, und empfehlen dasselbe 4% 
unter Versicherung strenger Recht- 
lichkeit angelegentlichst, } 


% Berlin, im Juli 1847. 
& Adolph Reinhart, 
Eberhard Seiffert, 
Comptoir: Burgstrasse Nr. 7. 8 
Andado geg ROHR 


Zwanzig Schock Deckenrohr , fo wie ein 
Sprung ⸗Stier, Schweizer Race, 2½ Jahr 
alt, find bei dem Dominium Hennersdorf⸗Pe⸗ 
terwig, Grottkauer Kreiſes, verkäuflich. Nase 
heres bei dem Wirthſchaftsamt daſelbſt. 


Möbel⸗Damaſte 
in Wolle, Leinen und Baumwolle empfiehlt 
billigſt die Leinwand⸗ u. Tiſchzeug⸗Handlung 
f Moritz Hauſſer, 
Blücherplatz⸗ Ecke, in 3 Mohren. 


— — ( ͤ—V—— ͤ—— — — — 
Ein Theodolit von Liebherr in München, 
eine große Bouſſole nebſt Zubehör, 
ein Meßtiſch nebſt Bouſſole, Diopter 

und Libelle, und a 
eine Queckſilberwaage 
ſind mir aus einem Nachlaſſe zum baldigen 
Verkauf übergeben worden, für deren 
Brauchbarkeit garantirt wird. 
Arnold Schlefinger, Karlsſtr. 16. 

Das Verkaufslokal der Lichtes und 

Seifen⸗Fabrik des Heinrich Korb, 
früher Albrechts⸗Straße Nr. 49, befindet ſich 
jest Hummexei- und Schuhbrücken⸗Ecke 

Nr. 50, und bittet der Unterzeichnete ein 

hochgeehrtes Publikum auch dort um geneig⸗ 

ten Zuſpruch. 
Heinrich Korb, Seifenſieder. 


Nie derländiſche Mock und 
Beinkleider⸗Zeuge 
em lt bill iſen: 
lan er kee Peg 
Blücherplatz⸗Ecke, in 3 Mohren. 


Fünf Rtlr. Belohnung 


Demjenigen, welcher eine verloren gegangene 
ſchwarze Hühnerhündin mit getiegerter Bruſt, 
am Backen braun, von feiner Bauart, mit 
langer Ruthe und auf den Namen Aſtra 
hörend, auf dem Dominio Bergkehle bei Ju⸗ 
Uiusburg, oder in Breslau, Schweidnitzer⸗ 
ſtraße Nr. 47, abgiebt. 


Liebich's Garten, 


heute, den 6. Auguſt, 
großes Militär: Concert. 
Entree für Herten 2%, SE Damen frei. 
r Kutzner. 


A Kapitals Geſuch. 27 

Es werden 300 Rtlr. auf ein Grundſtück 
hinter 1000 Rtlr. geſucht. Näheres bei Hrn. 
Agent Rösler, Biſchofsſtraße Nr. 9. 

Einige offne Handlungs⸗Lehrlings⸗Stellen in 
Engros⸗ und Detail⸗Geſchäften, weiſet nach 
das Commiſſions⸗Comtoir des 9 

E. Berger, Biſchofsſtr. Nr. 7. 

Hausofficianten jeglicher Art, mit den beften 
a ld, verſehen, auch theilweiſe kautions⸗ 
fähig ſind, weiſet nach das Commiſſions⸗Com⸗ 
toir des E. Berger, Biſchofsſtr. Nr. 7. 

Beſten Limburger Käſe empfing und v 
kauft den Ziegel mit 6 Sgr., im Ganzen bil- 
iger. Berger, Biſchofsſtr. Nr. 8 im Keller. 


600 Nil. werden gefuht zur zweiten 
Hypothek auf ein hieſiges Grundſtück. Nä⸗ 
heres zu erfragen beim Tiſchlermeiſter Schäch, 
Weidenſtraße 7. 5 


Eine Geldkaſſe, 


geſchmiedet, mit 12 ſchließbaren Riegeln, ele⸗ 
gant bronzirt, für 25 Rtlr. bei 
Gotthold Eliaſon, Reuſcheſtraße Nr. 12. 
Conditor⸗ u. Pfe fferküchlerei⸗ 
Verkauf zu Freiburg. 
Familienverhältniſſe halber wil ich mein 
am Markte hierſelbſt belegenes Haus, wozu 
ein ganz neu erbautes et gehört, 
alles maſſiv, zwei Etagen hoch, mit 2 Kellern, 
Hofraum und Garten, mit einem gut einge⸗ 
richteten vortheilhaften Conditor⸗ und Pfeffer: 
küchler⸗Geſchäft, mit oder auch ohne Uten⸗ 
ſilien, verkaufen, und wollen Kaufluſtige ſich 
bei mir melden. ! 
Freiburg, den 20. Juli 1847. 
Chriſtoph. 


— Jur gütigen Beachtung. 
Zur Pflege von Kranken und Wöchnerinnen 

empſiehlt ſich: Loniſe Alt, 

x f Urſulinerſtraße Nr. 15. 


TFriſches Rothwild 
vom Braten das Pfd. 3 / Sgr. empfieblt: 
u. * Beier, Wildhändler, 
Kupferſchmiede⸗Straße Nr. 16. 


137 Gaſthof⸗Verkauf 
mit 200 Nihlr. Anzahlung in einer Kreis: 
Stadt, 7 Meilen von hier, maſſiv gebaut, auf 
30 Pferde Stallung, Fleiſcherei, für 7000 Rtl. 
RER Tralles, Schuhbrücke Nr. 66. 
Auf dem Sande, im Hauſe Mühlgaſſe 3, 
iſt der erſte, zweite und dritte Stock, beſte⸗ 
hend in fünf heizbaren Stuben, heller Küche 
und Bodenraum, Keller und Holz⸗Gelaß, zu 
vermiethen und zu Michaelis zu beziehen. 
Näheres in der Sandmühle beim Müllermei⸗ 
ſter Kohls dorf. f 5 
Breslau, den 4. Auguſt 1847. 


Ohlauer Straße Nr. 24, im Seitengebäude, 
iſt eine Wohnung, beſtehend in zwei Stuben, 
jede von 2 Fenſtern und 1 Kabinet mit 1 Fen⸗ 
ſter, 1 Küche, 1 Entree, 1 Bodenkammer und 

„1 Keller, zu Michaelis d. J. zu beziehen, und 
das Nähere daſelbſt zu erfahren. 
Vartenſtr. Nr. 16 im Weißgarten 
ſind zu Michaelis d. J. 
Wohnungen zu vermiethen. 


große und kleine ziehen find. 
Gewö 


— 2036 u 


Ein Verkaufs⸗Gewölbe 


am Ringe gelegen, zum jährlichen Miethzins 
von 1000 bis 1200 Rthlr. wird zu miethen 
geſucht. Näheres Ketzerberg Nr. 9, beim 
Oberamtmann Neugebauer. 
Zu vermiethen 

und Michaelis zu beziehen iſt Tauenzienſtraße 
Nr. 11, im Merkur, eine freundliche Woh⸗ 
nung. Näheres Graupenſtraße Nr. 1 bei 
S. L. Landsberger. 


Gut möblirte Zimmer 
ſind ſofort auf jede beliebige Zeit zu vermie⸗ 
then, auch Stallung, Albrechtsſtraße Nr. 30, 
gegenüber der königlichen Bank bei Funke. 


Zu vermiethen 
iſt Termin Michaelis am Ohlauer Stadtgraben 
Nr. 17 der 3. Stock, im Ganzen oder getheilt; 
auch kann ein Theil deſſelben bald bezogen werden. 


Zu vermiethen 
ſind am Ohlauer Stadtgraben Nr. 18, im 
Seitengebäude, zwei große trockene Remiſen 
und eine kleine Wohnung. 


Zu vermiethen iſt Oderſtraße Nr. 8, im 
Bergel, eine Wohnung von drei Stuben im 
erſten Stock, vorn heraus, und zu Michaelis zu 
beziehen. Näheres im Wurſtgewölbe daſelbſt. 

Vermiethungs⸗Anzeige. 

Tauenzienſtraße Nr. 32 und Neue Taſchen⸗ 
ſtraße Nr. 6b ſind von Michaelis d. J. ab 
mehre e große und mittlere Wohnungen zu 
vermiethen. Das Nähere beim Kommiſſions⸗ 
Rath Hertel, Seminariengaſſe Nr. 15, fo 
wie im Verkaufsgewölbe daſelbſt. i 


— Zu vermiethen 
eins der größten und ſchönſten Eckgewölbe, 
das auch geheizt werden kann und auf der 
belebteſten Hauptſtraße Breslaus gelegen iſt, 
nebſt Comptoir und Zubehör, und Termin 
Oſtern 1848 zu beziehen. Ohlauerſtraße 56 
das Nähere. 
Grüne Röhrſeite, Ring Nr. 35, iſt ein 
Vorderzimmer ſogleich zu beziehen. 
Herrenſtraße Nr. 18 iſt eine Wohnung hin⸗ 
tenheraus zu vermiethen; Näheres bei der 
Wirthin. 


Zu vermiethen und zu beziehen 
1) Langegaſſe Nr. 21 mehre kleine und mittle 
Wohnungen von Michaelis d. J. ab; d 

— eine ſofort; 

2) Vorwerksſtraße Nr. 12 mehre dergleichen 
kleinere Wohnungen, eine ſofort, die übri⸗ 
gen von Michaelis d. J. ab; 

3) Reue Weltgaſſe Nr. 10 eine Wohnung in 
der erſten Etage, von Michaelis d. J. abz 

4) Lehmdamm Nr. IIa. zwei Wohnungen, 
wovon ſich eine zu einer Werkſtatt eignet, 
ſo wie die daſelbſt befindliche Eiſengieße⸗ 
rei ſofort; 2 

5) Werderſtraße Nr. 2 und 3 eine geräumige 
Wohnung von mehren Stuben nebſt Zu⸗ 
behör, von Michaelis d. J. ab; 

6) Friedr.⸗Wilh.⸗Straße Nr. 8 zwei große, 
eine mittlere und eine kleine Wohnung ſo⸗ 
fort reſp. von Michaelis d. J. ab. 

Das Nähere beim Kommiſſions⸗Rath 

Hertel, Seminargaſſe Nr. 15. f 


Angekommene Fremde. 

Den 4. Auguſt Hotel zum weißen 
Adler: Gutsbeſ. Bar. v. Zedlitz a. Piſchko⸗ 
witz, v. d. Goltz a. Königsberg, v. Saliſch a. 
Jeſchütz, Gr. v. Pfeil a. Hausdorf, v. Aulock 
a. Liegnitz. Landrath Gr. v. Frankenberg a 
Warthau. k. k. Grenadier-Hauptm. Petri 
a. Wien. Prediger Meyer a. Radensleben. 
Kaufl. Demmler aus Leipzig, Dyckhoff aus 
Barmen, Wolff⸗Feldhoff a. Elberfeld, Minder⸗ 
tagen a. Köln, Schöps a. Kobylin, Landau 


Gans: Ober⸗Berghauptmann Gr v. Beuſt, 
Rentiers Weber, Schlmacher, Buchdruckerei⸗ 
beſ. Feiſter, Kaufm. Frenzel, Geſanglehrer 
Teſchner u. Kupferſtecher Hoffmann a. Ber⸗ 
lin. Se. Durchl. Fürſt v. Wrede a. Wien. 
Ober⸗Bergrath v. Kummer a. Brieg. Graf 
Blücher v. Wahlſtatt a. Radun. O.. ⸗G.⸗ 
Rath Bar. v. Rothkirch a. Bärsdorf. Wuts⸗ 
beſ. Gr. v. Plater a. Poſen, Gr. v. Auers⸗ 
perg aus Oeſterreich, Trzeinski aus Polen. 
Hauptm. v. Jaski a. Berlin. Kauft Gruſch⸗ 
witz aus Neuſalz, Slomann aus Hamburg, 
Alexander aus Brüſſel, Schultz aus Stettin, 
Smitt a. Kaſſel. Part. Jodho a. Rußland. 
Hofgartenmeiſter Büſing g. Hannover. Bes 
amter v. Siehaczynski, Oberſt Wenglewski u. 
Appellationsger.⸗Nath Noinsti a. Warſchau. 
Kanzleibeamter Purrmann o. Kattowitz. — 
Hotel zum blauen Herſch: Gutsbeſ. von 
Aulock a. Obra. Kanzl.⸗Dir. Muſchner aus 
Grätz. Fr. Lehrer dehmann a. Welke. Kaufl. 
Huldſchiner a. Gleiw ic, Feige a. Königshütte, 
Feinkind aus Warſchau, Rofenthal a Ober: 
ſchleſien. Einwohner Nowack aus Glogau. 
Schneidermeiſter Pohl aus Myslowitz 
Zettlitz's Hotel: Eiſenhüttendeſ. Egells u. 
Part Schneider a. Bertin. Kaufm. Meyer 
aus Braunſchweig. — Hotel de Saxe: 
Ur. Böhmer a. Oels. — Nöbnelt's po⸗ 
tel; Kaufl. Krambach a. Magdeburg, Haiht⸗ 
mann aus Landeshut, Schultze aus Berlin, 
Schönfeld a. Stettin. — Deutſches Haus: 
Kaufl. Altmann a. Kupp, Brichta a. Ham⸗ 
burg, Cale a. Wartenberg, Monk a. Görlitz, 


a. Czenſtochau, Meyer a, Königsberg. Schrift⸗ Burſche a. Turek. Kommerz Rath Willmann 
ſteller Teſche a. Koſel. Dr. Hackenberg aus aus Sagan. Frau Landrath v. Stoſch aus 
Brünn. Garde⸗Kapitän Braintchenmow aug 8 ö 
Bere Bankier Rofen aus Warſchau. Pfarrer Wirth a. Kuſchten. Beamter Heros 
jeut. Reinhard aus Potsdam. Rittmeiſter des a Krotoſchin. — Gotbener Zepter: 
Stegmann a. Mückendorf. Grafen v. Coppy Fr. v. Morawska a. Konarzewo. v. Tromp⸗ 
a. Eunersdorf. Prediger Fiedler a. Kaſſel. Oynski aus Murki. Oberamtm. Jokiſch aus 
Frau Gutsbeſ. v. Mionczynska aus Rudnickl. Zankau. Generalpächter Es 5 A. 
es Roß: 


Schroda. Rittmeiſter v. Gladis aus Neiſſe. 


Baron von Hildprandt aus Gräfenberg. — Weiß a. Görlitz, Schwerin a. Brieg, Cohn 


Baren Kranſtaver aus Stralſund. Frau Preiſer a. Trebniz. We 


otel zu den drei Bergen: Kaufl. Schiff- a. Pleſchen. Paſtor Schumann a. Gram⸗ 
mann a. Stettin, Hefter a. Guben, Hagel a, ſchütz. Conrektor Hoffmann aus Frankfurt. 
ankfurt, Müller a. Leipzig, Adler a. Kra⸗ | Kämmerer Kleiner u. Kand. Schönfeld aus 
* Krüger a. Magdeburg, Wolff a. Neu- Kobylin. Seminerlehrer Dankert a. Ludwigs⸗ 
ſalzwerk, Beichner a. Zittau, Burg a. Ber luſt. Dr. Reichel a. Memel. Rend. Dort⸗ 
in. ı Frau Oberamtm. Menzel aus Kottwitz. ſchi aus Schönwald. Proviant meiſter Plau⸗ 


Nikola Vorſtadt, neue Kirchſtraße Nr. 10. Wentier v. Deltenhof a. Oldenburg. Dekon. mann a. Schweidnig. — Möntgs: Kronez 


find Wohnungen zu Michaelis zu beziehen. 
Zu vermiethen und Michaelis zu beziehen 
iſt Altbüſſerſtraſſe Nr. 28, im goldenen Herz, 
der erſte und zweite Stock, jeder von fünf 
Stuben; das Nähere beim Wirth. 
Breiteſtraße Nr. 41 ſind die zweite und 
dritte Etage und das Parterre im Vorder⸗ 
hauſe, und das Parterre und die erſte Etage 
im Hinterhauſe zu vermiethen. 2 
Zu vermiethen 
iſt ein Parterre⸗Lokal mit Schaufenſter nebſt 
Hinterftube und Michaelis zu beziehen. Nä⸗ 
heres Hummerei Nr. 56, eine Treppe. 


In dem Haufe Nr. Je Neue Schweidnitzer 


Straße iſt die Hälfte des erſten Stocks mit 
und ohne Stallung zu vermiethen. Das Nä⸗ 


here Ring Nr. 20, zwei Treppen in der 
Kanzlei. ö 
Zu vermiethen 
Odervorſtadt, Roſenthalerſtraße Nr. 4 meh: 
rere große luftige Getreideböden. 
Zu vermiethen 5 
Od ervorſtadt, Roſenthalerſtraße Nr. 4 eine 
Big im dritten Stock, beſtehend in drei 
Stuben, 1 Kabinet, mit großer Küche nebſt 
Beigelaß. = 


Walfiihgaffe Nr. 1 ift das Obſt im Gars 
ten fofort zu verpachten; das Nähere beim 
Eigenthümer. 

Zu vermiethen 
eine möblirte Stube im erſten Stock; ein 
freundliches Quartier von 3 Stuben, 2 Ka⸗ 
binets, Küchenſtube und Beigelaß im zweiten 
Stock: Junkernſtraße Nr. 12. 


Wohnungen. 

Da der Bau des Hauſes neue Taſchenſtr. 
Nr. 6d. ſich feiner Vollendung nahet, fo kön⸗ 
nen von jetzt an die Räumlichkeiten deſſelben 
in Augenſchein genommen werden. Es befin⸗ 
den ſich darin Wohnungen von 2, 3, 4 bis 
13 Piecen, die alle bis zum erſten September 
beziehbar werden; desgleichen Stallung zu 4 
und 2 Pferden, Wagenremiſe nebſt nöthigem 
Beigelaß. Sich dafür Intereſſirende können 
das Nähere bei dem Haushälter im Hinter⸗ 
hauſe daſelbſt erfahren. 


Ein Verkaufsgewölbe 
nebſt Ga: und neu eingerichtetem Hin⸗ 
tergewölbe iſt Schweidnitzerſtraße Nr. 5, im 
goldn. Löwen, Junkernſtraße⸗Ecke, von Mi⸗ 
chaelis ab zu vermiethen. Näheres bei Herrn 
Breslauer daſelbſt. BE 


Gewölbe: Bermiethung. 
Oderſtraße Nr. 40, nahe am Ringe, ift 
ein Gewölbe ſofort zu vermiethen und Mi⸗ 
chaelis zu beziehen. Näheres erfährt man 
ebendaſelbſt im Riemergewölbe. 


Mäntlergaſſe Nr. 9 ſind mehrere Wohnun⸗ 
gen zu vermiethen, wovon eine kleinere bald, 
und die andere Term. Michaelis d. J. zu be⸗ 

- Näheres hierüber Ring Nr. 46 

% 


Ihmſen a. Schirakowit. — Hotel de Sf: |Rend. Theinſger a. Fürſtenſtein. — Golde⸗ 


leſie: Kammerherr Graf v. Schwerin aus ner Hecht: Oberlehrer Hegel u. Oekonom 
Schweidnitzerſtraße b: 


Schwerinsburg bei Anklam. Kauft. Lehmann Wende a. Görlitz. 
a. Dresden, Schiepmann a. Stettin, Guſtedt] Privat⸗kLogis. 
a. Magdeburg, Buhrke a. Warſchau, Beer Fr. Zutsbeſ. Kupfer a. Kaiſerswaldau. Kan⸗ 


mann a, Berlin, Reichardt a. Mainz, Meh⸗ tor Steinberg a. Jannowitz. — Karlsplatz 3: 
— 8 


wald a. Liegn 


Holl. u. Kaiſ. vollw. Duk. 95 % ld. 

Friedrichsd'or, preuß. 113 Gib. 

kouisd'or, vollw. 111½ Gld. 

Poln. Wee 98 / Br. 

Delter. Banknoten 14 / bez. 

Stäatsſchuldſche ine „% 93% Sid. 

Seeh.⸗Pr.⸗Sch. a 50 Thl. 91 Br. 

Bresl. Stadt⸗Obligat. 3 %% — 

dito Gerechtigkeits 4½% % 96%, Br. 

717 e 4% 102½ Br, 
to 


Eiſenbahn⸗ Aktien. 


o 3½ % By Ar 

Oberſchl. Litt. A. 4% Volleingez. 107 ½% Be 

dito Prior. 4% — 

e 

81. 5 — . 

te Er or. 4% 97% Gld. 
Niederſchl. Märk. 4% 90%, Br. 

dito dito Prior. 5% 102% Br. 


hessen in en, We, 200 Bi 
in ‚300 M., & vista. 
ed e . 2 Mon, 


otel zur goldenen Kaufm. Gumpert a. 


Breslauer Cours: Bericht vom 5. 
Fonds: und Geld-Eours, 


Schleſ. Pfandbriefe 3% % 68% Gld. 
dite dito 4 


Aſſ.Pin.-Sch.⸗Obl. i. Sr. 4% 


chweidnitz. 


uguſt 184 


{ % Litt. B. 102% 
bito dito 3½ dito 55%, G2. 
Preuß. Bank⸗Antheilsſcheine 107% or. 
Poln. Pfdbr., alte 4% 96%, Br. f 
dito dito neue 4% 95 1 bez. u. Gld. 


22 


dito Part.⸗L. a 300 Fl. 97 % id. 


dito dito A 800 F. 81 Gib. 
dito P.⸗B.⸗C. a 20 Fl, 1% Fr. 


7 


2 Pr.⸗St. Zuſ.⸗Sch 4% 
Köln⸗Minden Zuſ.⸗Sch. 4% 98 bez. i 
Sächſ.⸗Schl (Drs. ⸗Grl.) Zuſ⸗Sch. 40% 103 Br, 
Nſſe.⸗Brieg Zuſ.⸗Sch. 4% 5 / bez. Ende y Br, 
Krak.⸗Oberſchl. 4% 78 z U. 79 bez. u. Br. 
Poſen⸗Starg. Zuſ.⸗Sch. 4% 84% Gld. 


Fr.⸗Wilh.⸗Nordb. Zuſ.⸗Sch. 4% 73 ½ ld. 


Breslauer Wechſel⸗Courſe vom 5. Auguſt 1847. 


—— ü—ñä— — 
e — Briefe 110% Gd. 
He». 519, * 


9 Ron 151 7 reg‘ 
eondon 1 Pfund Sterl. 3 Moon I „8 
Paris, Mon.. e de e e ser PER: 
Wien, 1 Nö. „ len np eher ( A 
Berlin, a vis nennen 100% „ — 70 
do „„ — „ 7, 


Berliner Eiſenbahn⸗Aktien⸗Cours⸗Bexicht vom 4. August 1847. 


Breslau⸗Freiburger 4% — 

ederſchleſiſche 4% 0 % bez. u. Gld. 
e Prior. 4½ 04 Gib. 

dito dito 5% 102% Gld. 

Niederſchl. Zweigb. 4% — 

dito dito or 4½ — 
Oberſchl. Litt. A. 4% 107% Br. 

dito Litt. B. 4% 101% Br. 
Wilhelmsbahn 4% — 
Krakau⸗Oberſchl. 4% 70% u. 80 bez. 

Quittungsbogen. 

Rheinische Prior. St. 4% 99%, bi: 


ann 


Befte Sorte. 
Weizen, weißer. 3 Rtl. — Sg. — pf. 2 
dito 3 .. - BETEN . 1 
Schleſ. Rogg. e 
Gerſte 2 28 1 1 15 „ — 77 1 
Hafer „inn „ en 
Raps 3 „ „„ — „ 7 


Breslauer Getreide: Preiſe vom 5. Auguſt 1847. 


Köin-Minden 4%, 973%, u. % bez. u. Eid. 
Nordb. ct, Wh 1% Mae u. ½ bez. 
Poſen⸗Stargarder 4% 85 % bez. 5 
Sächſ.⸗Schleſiſche 4% 103 Br. 


Fonds⸗Courſe. 


Staatsſchuldſcheine 3½ % 93% bez. 
Poſener Pfandbriefe 4% 102 bez. 


dito dito neue 3 ½ % 93 bez. 
Polniſche dito alte 4% Bi Gib. 
dito dito neue 49% 00 bez u. Gd. 


1 


Mittle Torte. eringite Sorte. 
al 22 Es. 6 pf. 2. 1 Cb. 8 pt 
" 20 MEET IE 2 71 0 re 
DI: RS. 1 1 ‚mM 20 „ N 
7 10 1 1 1 ” 5 5 
7 26 „ Ware 24 „ 

27 „ 6 „ 2 „ 24 we 


3% Br. 


